
Seite 1 von 92 

Bauleitplanung; Änderung des Flächennutzungsplans „Sondergebiet (SO) Ein-
zelhandel an der Schöngraser Straße“ für die geplante Errichtung eines Le-
bensmittelvollsorti-menters mit angeschlossenem Getränkemarkt, einem Non-
Food-Discounter und einem Imbiss auf den Grundstücken Fl.Nrn. 58/2 und 59 
Gemarkung Mögendorf sowie der Teilflächen der Grundstücke Fl.Nrn. 607/1, 
507/3 und 570 Gemarkung Bruck i.d.OPf 

a) Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie
der Nachbargemeinden, Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß
§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB – Abwägungsbeschlüsse

Aus einigen Stellungnahmen geht nicht eindeutig hervor, ob sich diese auf den 
Bebauungsplan oder auf die Flächennutzungsplanänderung oder auf beide Verfahren 
bezieht. Aus diesem Grund werden alle Stellungahmen nachfolgend aufgeführt: 

Ergebnis der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurden acht 
Stellungnahmen abgegeben: 

• Bürgereinwand 1, Schreiben vom 10.02.2026

Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 10.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Ergänzend zu der von mehreren Mögen-
dorfern bereits eingereichten Stellungnahme 
vom 21.11.2025 in frühzeitigen Beteiligungs-
verfahren möchten wir nun noch einmal in al-
ler Deutlichkeit unsere Positionen zu dem o. 
g. Bauvorhaben darstellen und bitten um
schriftliche Stellungnahme seitens der Ge-
meinde, zu senden an folgende stellvertreten-
de Anschrift:

Hiermit geben wir gemeinsam als betroffene 
Anwohner im Ortsteil Mögendorf fristgerecht 
folgende Stellungnahme zu o.g. Bauvorhaben: 

Unsere Gründe haben sich nicht geändert, 
das Einzelhandelsgutachten 2025/26 der Ge-
meinde Bodenwöhr — mit Bruck ein Unter-
zentrum bildend — verfestigt unsere Beweis-
führung. 
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Die geplante Maßnahme ist aus vielfältigen 
erheblichen Gründen nicht mit den Belangen 
von Verkehrssicherheit, Ortsentwicklung, Ge-
meinwohl und Umwelt vereinbar. Im Folgen-
den führen wir die zentralen Kritikpunkte de-
tailliert aus: 

1. Bedenken zur Verkehrssicherheit
- Verschlechterung der Verkehrssitua-
tion: Die geplante Nutzung erhöht das Ver-
kehrsaufkommen rund um Mögendorf deut-
lich. Rückstaus auf der Staatsstraße St 2150
bis zur Bundesstraße B85 sind absehbar und
würden die aktuelle Unfallproblematik massiv
verschlimmern.

- Gefährliche Ausfahrt zur Staatsstra-
ße: Diese Stelle mit Bushaltestelle und Ende
des Radwegs ist bereits heute eine bekannte
Gefahrenzone. Zusätzlicher Liefer- und Kun-
denverkehr, auch mit der geplanten Linksab-
biegespur, verschärft die Gefahrsituation.

- Anliegende Radwege bzw. Dorfstra-
ße, aktuell Zone 30, mit Rechts-vor-Links
Regelung: Die Dorfstraße, die direkt auf den
Standort zuläuft, ist Teil des Seenlandrad-
wegs und diverser anderer Radwege. Sie ist
sehr stark frequentiert durch Radfahrer und E-
Rollerfahrer (Tourismus u. Berufsverkehr).
Auch die Kinder der Umgebung (nicht nur des
Dorfes) nutzen die Dorfstraße für ihren
Schulweg. Ein Gehweg ist nicht vorhanden.
Diese Straße würde zur Abkürzung / Verein-
fachung ganz sicher als Ausweichstrecke be-
nutzt werden. Eine Verkehrszunahme gefähr-
det Kinder, Fußgänger und Radfahrer erheb-
lich, v.a. weil sie zwei besonders unübersicht-
liche Kurven aufweist.

2. Auswirkungen auf Nahversorgung und
örtliche Wirtschaft
- Laut Stellungnahme der Regierung der
Oberpfalz vom 28.11.2025 liegt keine Verein-
barkeit der Bauleitplanung mit den Erforder-
nissen von Raumordnung und Landesplanung
vor. Das Projekt widerspricht dem bestehen-
den und nach wie vor gültigen Einzelhandels-
konzept der Gemeinde aus dem Jahre 2008.

- Das neue Einzelhandelskonzept der
Gemeinde Bodenwöhr bestätigt die existenzi-
elle Bedrohung kleinerer und inhabergeführter
einheimischer Läden. Ein neuer großflächiger
Betrieb würde die ortsansässigen Geschäfte
— darunter drei kleine Getränkehändler sowie

Mit der Planung und Umsetzung einer Links-
abbiegespur und den geplanten verkehrs-
rechtlichen Änderungen bzgl. Abbiegevor-
gängen wird die Verkehrssicherheit an die-
sem Kontenpunkt verbessert. 
Rückstaus auf die Staatsstraße und die Bun-
desstraße sind aufgrund des geplanten Kno-
tenpunktumbaus nicht zu erwarten. 
Mit dem Knotenpunkteumbau wird eine Que-
rungshilfe in der „Schöngraßer Straße“ errich-
tet. Durch diese Maßnahme wird ebenfalls die 
Verkehrssicherheit erhöht. 

Die Wesentliche Anfahrt wird über die Staats-
straße erfolgen. Es macht für die Bevölkerung 
keinen Sinn durch Mögendorf anzufahren. Ei-
ne Beeinträchtigung ist insofern hier nicht zu 
erwarten. Weiterhin kann die Gemeinde bei-
spielsweise durch Sperrungen für Nicht-
Anwohner weitere Maßnahmen nach Bedarf 
ergreifen.  

Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme der 
Regierung der Oberpfalz vom 11.02.2026 
verwiesen. 

Das Gutachten ist mehr als 15 Jahre alt und 
insofern nicht mehr relevant. 

Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf ortsansässige Geschäfte ist nach den 
eingeholten Gutachten und der Stellungnah-
me des örtlichen Supermarkt-Betreibers aus-
zuschließen. Um dem interkommunalen Ab-
stimmung Rechnung zu tragen, hat der Markt 
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Edeka, Norma und Netto — wirtschaftlich 
schwächen oder verdrängen. 

3. Fragwürdigkeit der Gutachten
- Die entscheidenden Gutachten und
Prüfberichte wurden vom Investor bezahlt. Die
Unabhängigkeit, Nachvollziehbarkeit und Ob-
jektivität der Ergebnisse müssen deshalb kri-
tisch hinterfragt werden und die Ergebnisse
sind für Ortskundige abstrus und großteils
schlichtweg falsch.

- Die Expertise zur überörtlichen Raum-
bedeutsamkeit der GMA vom 08.01.2026
wurde vom Bauherrn in Auftrag gegeben und
widerspricht der Sichtweise der Regierung der
Oberpfalz.

- Es wird auf eine durchgeführte Standor-
taltemativenprüfung hingewiesen, die von TB
Market (Nürnberg) durchgeführt wurde - Ist
diese neutral erstellt oder wurde bereits mit
der Zuteilung des Grundstückes an der
Schöngraser Straße als Standortalternative 1
eine Ent-scheidung gefällt? Es gibt hier z.
Bsp. folgende Punkte zu beachten:

• Standort 1 nicht optimal städtebaulich
angebunden gemäß LEP Bayern 2023

• Warum ist die Standortalternative 9 „Am
Sand" nicht optimal, wenn doch bereits als

Bruck das Gutachten der GMA zur Bewertung 
der Auswirkungen der Planung auf die Ver-
sorgungssituation der Nachbargemeinde Bo-
denwöhr eingeholt. Das Gutachten der GMA 
ist Bestandteil der Bauleitplanung und wurde 
entsprechen ausgelegt.  

Dieses Gutachten kommt eindeutig zu folgen-
dem Schluss: 

„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung
stehenden Kaufkraft am Standort Bodenwöhr
gebunden (vgl. hier Umsatzprognose S. 14
der Stellungnahme). Dies bedeutet, dass
noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft in Bo-
denwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der an
den Planvorhaben Bruck abfließende Kauf-
kraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für eine
Sicherung der Grundversorgung in Boden-
wöhr selbst zur Verfügung steht.“

Es handelt sich um korrekt und sachlich ver-
fasste Berichte, die von unabhängigen Guta-
chern erstellt wurden. 

Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme der 
Regierung der Oberpfalz vom 11.02.2026 
verwiesen. 

Die Lage im Ortszusammenhang wird in der 
Standortbetrachtung wiefolgt bewertet: 
Die Lage im Ortszusammenhang bzw. die 
Nähe zum  
Ortskern ist besonders im Hinblick auf die Er-
reichbarkeit wichtig zu betrachten. So sind 
Flächen besser zu bewerten, die ein höheres 
fußläufiges Einzugsgebiet vorzuweisen ha-
ben. Neben dem Einzugsgebiet spielen auch 
die benachbarten Nutzungen eine Rolle. Die 
städtebauliche Anbindung an eine geeignete 
Siedlungseinheit bzw. Integration gemäß LEP 
soll hier nicht beurteilt werden. Die schlechte-
re Bewertung Fläche 9 gegenüber Fläche 1 



Seite 4 von 92 

Ge-werbefläche ausgewiesen? 

• Wieso wird die Randlage (große Entfer-
nung zu Wohngebiet und Ortskern) bei
Standort 1 anders bewertet als bei Standort
9?

4. Lärmbelastung und Störung der Wohn-
qualität
- LKW-Lärm: Kühlaggregate der Liefer-
fahrzeuge sowie das Entladen von Geträn-
kepaletten verursachen erhebliche zusätzliche
Geräuschbelastungen — besonders in den
frühen Morgenstunden oder am Abend sowie
einen konstanten Zusatzlärm durch die Lauf-
kundschaft zum Betriebsgelände. Dies beein-
trächtigt die Wohnqualität der angrenzenden
Anwohner deutlich, die bereits unter dem
stark zugenommenen Lärm der B85 massiv
leiden. Die angegebenen PKW- und LKW-
Frequenzen laut Investorgutachten sind un-
tragbar.

- Vermüllung und Umweltverschmut-
zung: Der Kunden- und Lieferverkehr führt zu
illegaler Müllentsorgung in der Umgebung.

- Ein „Kiosk" mit 80 qm und Sonntagsbe-
trieb so wie nun auf der Homepage der
Marktgemeinde Bruck zu lesen bedeutet tägli-
chen Verkehrslärm, Vermüllung und Ver-
schmutzung ohne Sonntagsruhe.

5. Risiken durch Versiegelung und zu-
nehmende Starkregenereignisse
- Durch die großflächige Versiegelung
des Bauvorhabens steigt das Risiko von
Oberflächenabfluss. Den angrenzenden An-
wesen drohen Überschwemmungen, da bei
Starkregen Wassermassen nicht mehr wie
bisher versickern können. Die topographische
Hanglage und die Auswirkungen des Klima-
wandels erhöhen dieses Risiko ohnehin be-
reits.

6. unzulässige Bebauung im Außenbereich
- Tabuzone laut früherem Flächengutach-
ten: Frühere Gutachten stuften das Areal als
Tabuzone ein und somit als ungeeigneten
Standort. Die Aufhebung dieser Bewertung ist
nicht nachvollziehbar weil:

ist damit transparent. Methodische Schwä-
chen können nicht erkannt werden. 

Die Unterstellung der Subjektivität der Alter-
nativenprüfung ist unbegründet. Diese wurde 
mit der Regierung der Oberpfalz bereits im 
Vorfeld der Bauleitplanung intensiv abge-
stimmt, nach den Vorgaben der Regierung 
ergänzt und im Übrigen wurden die Anmer-
kungen aus der aktuellen Stellungnahme 
grundlegend behandelt.  

Die Verträglichkeit des Vorhabens in Hinblick 
auf die angrenzende schützenswerte Bebau-
ung wurde in einem Lärmgutachten betrach-
tet. 
Der Nachweis der Einhaltung der Immissions-
richtwerte an den schalltechnisch relevanten 
Immissionsorten erfolgt im Genehmigungsver-
fahren. 

Somit können negative Beeinträchtigungen 
ausgeschlossen werden. 

Eine erhöhte Vermüllung und Umweltver-
schmutzung durch das geplante Vorhaben in 
der Umgebung ist nicht erkennbar. Kunden 
halten sich in der Regel auf dem Gelände auf. 

Die Abflussverschärfung durch die Versiege-
lung des Bauvorhabens wird in Rückhalteflä-
chen kompensiert. 
Entsprechende Nachweise sind im Genehmi-
gungsverfahren zu erbringen. 

Negative Auswirkungen können somit ver-
mieden werden. 

Die Tabuzone wurde in dem Einzelhandels-
konzept von 2009 definiert. Das Gutachten ist 
mehr als 15 Jahre alt und insofern nicht mehr 
relevant. 
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• zu großes Verkehrsrisiko, 
 

• zu nah an Wohnbebauung und ge-
schützten Flächen, 
 
 
 

• zu hohe ökologische Belastung, 
 

• Andere, besser geeignete Standorte im 
Gemeindegebiet könnten dieselben wirtschaft-
lichen Vorteile bieten, ohne Verkehrssicher-
heit, Wohnqualität und Natur zu gefährden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. Beeinträchtigung von Natur und Land-
schaft 
- Lichtverschmutzung: Die geplante 
Bebauung würde erhebliche künstliche Be-
leuchtung verursachen, die im vorliegenden 
Naturraum D63 zu massiven Störungen füh-
ren wird. Besonders betroffen wären lichtsen-
sible Arten wie Falter, Fledermäuse und Eu-
len. 
 
- Außenbereich: Das geplante Grund-
stück liegt klar im Außenbereich und erfüllt 
wichtige Funktionen für die Landwirtschaft und 
wäre ein Verlust landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen. Die Bebauung widerspricht dem Grund-
satz des sparsamen und schonenden Um-
gangs mit Freiflächen. 
 
 
- Zerstörung und Verdrängung von Flora 
und Fauna: Das Gebiet dient zahlreichen Tier- 
und Pflanzenarten als Lebensraum. Die Ver-
siegelung und bauliche Nutzung zerstört den 
unmittelbar angrenzenden Lebensraum von 
Kiebitzen, Schwarzspechten, Rebhühnern, 
Fasanen und dem Eisvogel sowie von 
Schlingnatter, Vogel-Azurjungfer und mehre-
ren Fledermausarten unwiederbringlich. 
 
Fazit 
Aus den genannten Gründen halten wir das 
Bauvorhaben weiterhin für nicht genehmi-

 
Die Verkehrssicherheit wird durch die Maß-
nahme wie beschrieben erhöht. 
Die von dem Vorhaben ausgehenden Emissi-
onen wurden im Lärmschutzgutachten bewer-
tet und die Verträglichkeit geprüft. Negative 
Beeinträchtigungen sind nicht gegeben. 
 
Der Eingriff wird nach aktuellen naturschutz-
rechtlichen Regelungen ausgeglichen. 
Die Eignung des Standorts, sowie die Prüfung 
von Alternativstandorten wurde in der beige-
fügten Standortanalyse bewertet. 
Seitens der höheren Landesplanungsbehörde 
kann die geplante Ausweisung des Planungs-
gebietes in städtebaulicher Randlage mitge-
tragen werden, nachdem von der Kommune 
mittels Standortalternativenprüfung nachvoll-
ziehbar und plausibel dargelegt wurde, dass 
für die geplante Ansiedlung keine geeigneten 
städtebaulich integrierten Standorte vorliegen. 
Einwendungen auf Basis des LEP – Ziels 
5.3.2 erfolgten von der Regierung der Ober-
pfalz daher nicht. 
 
 
Um die Beeinträchtigung von Natur und 
Landschaft verträglich zu halten, wurden 
Vermeidungsmaßnahmen und Ausgleichs-
maßnahmen festgesetzt. 
 
Die Auswirkungen wurden bewertet.  
 
 
Es wurde eine spezielle Artenschutzrechtliche 
Prüfung nach Vorgaben des Bayerischen 
Landesamtes für Umwelt erstellt. 
Die entsprechenden Vorgaben sind hier ein-
schlägig und wurden eingehalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bruck i. d. Opf. hält an der 
Planung fest. 
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gungsfähig. Es widerspricht sowohl den Be-
langen der Verkehrssicherheit, dem Bürger-
wohl, dem Einzelhandelskonzept, der nach-
haltigen Ortsentwicklung und dem Natur- und 
Landschaftsschutz. 

Das Verfahren ist zulässig uns fehlerfrei. Auf 
die vorstehenden Ausführungen wir verwie-
sen.  

• Bürgereinwand 2, Schreiben vom 05.02.2026

Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 05.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Hiermit legen wir als betroffene Anwohner im 
Ortsteil Mögendorf fristgerecht Einspruch gegen 
das oben genannte Bauvorhaben ein. 

Unsere Gründe haben sich nicht verändert, das 
Einzelhandelsgutachten 2025/26 der Gemeinde 
Bodenwöhr — mit Bruck ein Unterzentrum bil-
dend — verfestigt unsere Beweisführung. 

Die geplante Maßnahme ist aus vielfältigen er-
heblichen Gründen nicht mit den Belangen von 
Verkehrssicherheit, Ortsentwicklung, Gemein-
wohl und Umwelt vereinbar. Im Folgenden füh-
ren wir die zentralen Kritikpunkte detailliert aus: 

1. Bedenken zur Verkehrssicherheit
- Verschlechterung der Verkehrssitua-

tion: Die geplante Nutzung erhöht das
Verkehrsaufkommen deutlich. Rück-
staus auf der Staatsstraße St 2150 bis
zur Bundesstraße B85 sind absehbar
und würden die aktuelle Unfallproblema-
tik massiv verschlimmern.

- Gefährliche Ausfahrt zur Staatsstra-
ße: Diese Stelle mit Bushaltestelle und
Ende des Radwegs ist bereits heute ei-
ne bekannte Gefahrenzone. Zusätzli-
cher Liefer- und Kundenverkehr, auch
mit der geplanten Linksabbiegespur,
verschärft die Gefahrsituation.

- Anliegende Radwege bzw. Dorfstra-
ße, aktuell Zone 30, mit Rechts-vor-
Links Regelung: Die Dorfstraße, die di-
rekt auf den Standort zuläuft, ist Teil des
Seenlandradwegs und diverser anderer
Radwege (Naabtalradweg, Regen-
Schwarzachradweg, ...). Sie ist sehr
stark frequentiert durch Radfahrer und
E-Rollerfahrer (Tourismus u. Berufsver-
kehr). Auch die Kinder der Umgebung

Mit der Planung und Umsetzung einer Linksab-
biegespur und den geplanten verkehrsrechtli-
chen Änderungen bzgl. Abbiegevorgängen wird 
die Verkehrssicherheit an diesem Kontenpunkt 
verbessert. 
Rückstaus auf die Staatsstraße und die Bun-
desstraße sind aufgrund des geplanten Kno-
tenpunktumbaus nicht zu erwarten. 
Mit dem Knotenpunkteumbau wird eine Que-
rungshilfe in der „Schöngraßer Straße“ errichtet. 
Durch diese Maßnahme wird ebenfalls die Ver-
kehrssicherheit erhöht. 

Die Wesentliche Anfahrt wird über die Staats-
straße erfolgen. Es macht für die Bevölkerung 
keinen Sinn durch Mögendorf anzufahren. Eine 
Beeinträchtigung ist insofern hier nicht zu er-
warten. Weiterhin kann die Gemeinde bei-
spielsweise durch Sperrungen für Nicht-
Anwohner weitere Maßnahmen nach Bedarf er-
greifen.  
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(nicht nur des Dorfes) nutzen die Dorf-
straße für ihren Schulweg. Ein Gehweg 
ist nicht vorhanden. Diese Straße würde 
zur Abkürzung/Vereinfachung ganz si-
cher als Ausweichstrecke benutzt wer-
den. Eine Verkehrszunahme gefährdet 
Kinder, Fußgänger und Radfahrer er-
heblich, v.a. weil sie zwei besonders 
unübersichtliche Kurven aufweist. 

2. Auswirkungen auf Nahversorgung und
örtliche Wirtschaft

- Das Projekt widerspricht dem bestehen-
den und nach wie vor gültigen Einzel-
handelskonzept der Gemeinde aus dem
Jahre 2008. Das neue Einzelhandels-
konzept der Gemeinde Bodenwöhr be-
stätigt die existenzielle Bedrohung klei-
nerer und inhabergeführter einheimi-
scher Läden. Ein neuer großflächiger
Betrieb würde die ortsansässigen Ge-
schäfte — darunter drei kleine Geträn-
kehändler sowie Edeka, Norma und
Netto — wirtschaftlich schwächen oder
verdrängen.

3. Fragwürdigkeit der Gutachten
- Die entscheidenden Gutachten und

Prüfberichte wurden vom Investor be-
zahlt. Die Unabhängigkeit, Nachvoll-
ziehbarkeit und Objektivität der Ergeb-
nisse müssen deshalb kritisch hinter-
fragt werden und die Ergebnisse sind für
Ortskundige abstrus und großteils
schlichtweg falsch.

Das Gutachten ist mehr als 15 Jahre alt und in-
sofern nicht mehr relevant. 

Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf ortsansässige Geschäfte ist nach den ein-
geholten Gutachten und der Stellungnahme des 
örtlichen Supermarkt-Betreibers auszuschlie-
ßen. Um dem interkommunalen Abstimmung 
Rechnung zu tragen, hat der Markt Bruck das 
Gutachten der GMA zur Bewertung der Auswir-
kungen der Planung auf die Versorgungssitua-
tion der Nachbargemeinde Bodenwöhr einge-
holt. Das Gutachten der GMA ist Bestandteil 
der Bauleitplanung und wurde entsprechend 
ausgelegt.  

Dieses Gutachten kommt eindeutig zu folgen-
dem Schluss: 

„Grundsätzlich wird der Sicherung des Standor-
tes in Bodenwöhr jedoch auch mit der Entwick-
lung in Bruck i. d. Oberpfalz ausreichend Ent-
wicklungspotenzial zur Verfügung stehen: mit 
der Entwicklung des Grundversorgungsstandor-
tes in Scharnierlage Bruck i. d. Opf. werden rd. 
13 % der zur Verfügung stehenden Kaufkraft 
am Standort Bodenwöhr gebunden (vgl. hier 
Umsatzprognose S. 14 der Stellungnahme). 
Dies bedeutet, dass noch über 9 Mio. € Kauf-
kraft (Kaufkraft in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. 
€ abzgl. der an den Planvorhaben Bruck abflie-
ßende Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) 
für eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 

Es handelt sich um korrekt und sachlich ver-
fasste Berichte, die von unabhängigen Guta-
chern erstellt wurden. 
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4. Lärmbelastung und Störung der Wohn-
qualität

- LKW-Lärm: Kühlaggregate der Liefer-
fahrzeuge sowie das Entladen von Ge-
tränkepaletten verursachen erhebliche
zusätzliche Geräuschbelastungen —
besonders in den frühen Morgenstun-
den oder am Abend sowie einen kon-
stanten Zusatzlärm durch die Laufkund-
schaft zum Betriebsgelände. Dies beein-
trächtigt die Wohnqualität der angren-
zenden Anwohner deutlich, die bereits
unter dem stark zugenommenen Lärm
der B85 massiv leiden. Die angegebe-
nen PKW- und LKW-Frequenzen laut
Investorgutachten sind untragbar.

- Vermüllung und Umweltverschmut-
zung: Der Kunden- und Lieferverkehr
führt zu illegaler Müllentsorgung in der
Umgebung und zusätzlicher Feinstaub- 
und Abgasbelastung.

- Ein „Kiosk" mit 80 qm und Sonntagsbe-
trieb so wie nun auf der Homepage der
Marktgemeinde Bruck zu lesen bedeutet
täglichen Verkehrslärm, Vermüllung und
Verschmutzung ohne Sonntagsruhe.

5. Risiken durch Versiegelung und zuneh-
mende Starkregenereignisse

- Durch die großflächige Versiegelung
des Bauvorhabens steigt das Risiko von
Oberflächenabfluss. Den angrenzenden
Anwesen drohen Überschwemmungen,
da bei Starkregen Wassermassen nicht
mehr wie bisher versickern können. Die
topographische Hanglage und die Aus-
wirkungen des Klimawandels erhöhen
dieses Risiko ohnehin bereits.

6. unzulässige Bebauung im Außenbereich
- Tabuzone laut früherem Flächengutach-

ten: Frühere Gutachten stuften das Are-
al als Tabuzone ein und somit als unge-
eigneten Standort. Die Aufhebung die-
ser Bewertung ist nicht nachvollziehbar:

- zu großes Verkehrsrisiko,

- zu nah an Wohnbebauung und ge-
schützten Flächen,

- zu hohe ökologische Belastung,

Die Verträglichkeit des Vorhabens in Hinblick 
auf die angrenzende schützenswerte Bebauung 
wurde in einem Lärmgutachten betrachtet. 
Der Nachweis der Einhaltung der Immissions-
richtwerte an den schalltechnisch relevanten 
Immissionsorten erfolgt im Genehmigungsver-
fahren. 

Somit können negative Beeinträchtigungen 
ausgeschlossen werden. 

Eine erhöhte Vermüllung und Umweltver-
schmutzung durch das geplante Vorhaben in 
der Umgebung ist nicht erkennbar. Kunden hal-
ten sich in der Regel auf dem Gelände auf. 

Die Abflussverschärfung durch die Versiege-
lung des Bauvorhabens wird in Rückhalteflä-
chen kompensiert. 
Entsprechende Nachweise sind im Genehmi-
gungsverfahren zu erbringen. 

Negative Auswirkungen können somit vermie-
den werden. 

Die Tabuzone wurde in dem Einzelhandelskon-
zept von 2009 definiert. Das Gutachten ist mehr 
als 15 Jahre alt und insofern nicht mehr rele-
vant. 

Die Verkehrssicherheit wird durch die Maß-
nahme wie beschrieben erhöht. 
Die von dem Vorhaben ausgehenden Emissio-
nen wurden im Lärmschutzgutachten bewertet 
und die Verträglichkeit geprüft. Negative Beein-
trächtigungen sind nicht gegeben. 

Der Eingriff wird nach aktuellen naturschutz-
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- Andere, besser geeignete Standorte im
Gemeindegebiet könnten dieselben
wirtschaftlichen Vorteile bieten, ohne
Verkehrssicherheit, Wohnqualität und
Natur zu gefährden.

7. Beeinträchtigung von Natur und Land-
schaft

- Lichtverschmutzung: Die geplante
Bebauung würde erhebliche künstliche
Beleuchtung verursachen, die im vorlie-
genden Naturraum D63 zu massiven
Störungen führen wird. Besonders be-
troffen wären lichtsensible Arten wie
Falter, Fledermäuse und Eulen.

- Außenbereich: Das geplante Grund-
stück liegt klar im Außenbereich und er-
füllt wichtige Funktionen für die Land-
wirtschaft und wäre ein Verlust landwirt-
schaftlicher Nutzflächen. Die Bebauung
widerspricht dem Grundsatz des spar-
samen und schonenden Umgangs mit
Freiflächen.

- Zerstörung und Verdrängung von
Flora und Fauna: Das Gebiet dient
zahlreichen Tier- und Pflanzenarten als
Lebensraum. Die Versiegelung und bau-
liche Nutzung zerstört den unmittelbar
angrenzenden Lebensraum von Kiebit-
zen, Schwarzspechten, Rebhühnern,
Fasanen und dem Eisvogel sowie von
Schlingnatter, Vogel-Azurjungfer und
mehreren Fledermausarten unwieder-
bringlich.

Fazit 
Aus den genannten Gründen halten wir das 
Bauvorhaben für nicht genehmigungsfähig. Es 
widerspricht sowohl den Belangen der Ver-
kehrssicherheit, dem Bürgerwohl, dem Einzel-
handelskonzept, der nachhaltigen Ortsentwick-
lung und dem Natur- und Landschaftsschutz. 

rechtlichen Regelungen ausgeglichen. 
Die Eignung des Standorts, sowie die Prüfung 
von Alternativstandorten wurde in der beigefüg-
ten Standortanalyse bewertet. 
Seitens der höheren Landesplanungsbehörde 
kann die geplante Ausweisung des Planungs-
gebietes in städtebaulicher Randlage mitgetra-
gen werden, nachdem von der Kommune mit-
tels Standortalternativenprüfung nachvollzieh-
bar und plausibel dargelegt wurde, dass für die 
geplante Ansiedlung keine geeigneten städte-
baulich integrierten Standorte vorliegen. Ein-
wendungen auf Basis des LEP – Ziels 5.3.2 er-
folgten von der Regierung der Oberpfalz daher 
nicht. 

Um die Beeinträchtigung von Natur und Land-
schaft verträglich zu halten, wurden Vermei-
dungsmaßnahmen und Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt. 

Die Auswirkungen wurden bewertet. 

Es wurde eine spezielle Artenschutzrechtliche 
Prüfung nach Vorgaben des Bayerischen Lan-
desamtes für Umwelt erstellt. 
Die entsprechenden Vorgaben sind hier ein-
schlägig und wurden eingehalten.  

Die Gemeinde Bruck i.d.Opf. hält an der Pla-
nung fest. 

Das Verfahren ist zulässig uns fehlerfrei. Auf 
die vorstehenden Ausführungen wir verwiesen. 

• Bürgereinwand 3, Schreiben vom 11.02.2026
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Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 11.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Wir haben dieses Thema in letzter Zeit erst 
richtig aufgrund Presse und Aufklärungsver-
sammlungen wahrgenommen. 

Am schlimmsten finden wir, dass die Bevölke-
rung von Bruck nicht richtig aufgeklärt wurde 
zwecks geeigneten Standorten. Insgesamt wa-
ren 9 Standorte vorgeschlagen. Die 8 verblie-
benen Standorte innerorts wurden abgelehnt, 
jedoch wären diese besser zur Nahversorgung 
geeignet gewesen. 

Wir haben zum Glück Norma mit dem letzten 
Metzger vor Ort - eingegliedert Bäckerei Moser 
mit Cafe und Sitzmöglichkeiten - nebenan ha-
ben wir einen Hausler -Getränkemarkt. Es wäre 
also alles vorhanden bis auf eine Toilette, dies 
wäre noch ausbaufähig. 
Nicht zu vergessen, unseren Getränkemarkt 
Seebauer innerorts - welcher mittig liegt und gut 
zu erreichen ist - und der Nettomarkt im Indust-
riegebiet. 

Im Umkreis haben wir in Bodenwöhr den Edeka 
mit Bäckerei und Cafe (WC vorhanden), eben-
so zwei Getränkeabholmärkte, eine Metzgerei 
und eine Bäckerei. 

In Nittenau gibt es ebenfalls diverse andere 
Einkaufsmöglichkeiten. Alles gut und zügig er-
reichbar. 

Unserer Meinung nach ist dieser Standort auf-
grund der Verkehrsführung und der Unfallträch-
tigkeit nicht geeignet und strikt abzulehnen. Wir 
sind gut versorgt und sind der Meinung, dieser 
Markt ist überflüssig. 

Bitte überdenken Sie die Pläne neu und lassen 
Sie die Bevölkerung mitsprechen. 

Der Bevölkerung lag die Standortalternativen-
prüfung vor. Die Alternativenprüfung wurde mit 
der Regierung der Oberpfalz bereits im Vorfeld 
des Bauleitplanverfahrens abgestimmt. Die 
Bewertung wurde anhand von transparenten 
Bewertungskriterien zutreffend durchgeführt.  

Der geplante Einzelhandelsstandort ergänzt 
das bestehende Angebot. Die Verträglichkeit 
des Vorhabens wurde mit einer Auswirkungs-
analyse geprüft, die den Unterlagen ergänzt 
wurde. 

Mit der Planung und Umsetzung einer Linksab-
biegespur und den geplanten verkehrsrechtli-
chen Änderungen bzgl. Abbiegevorgängen wird 
die Verkehrssicherheit an diesem Kontenpunkt 
verbessert. 

Die Gemeinde Bruck i.d.Opf. hält an der Pla-
nung fest. 
Die Bürger wurden ausreichend miteinbezogen. 
Die Planung setzt einen positiven Bürgerent-
scheid um. 

• Bürgereinwand 4, Schreiben vom 11.02.2026

Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 11.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 



Seite 11 von 92 

Ich möchte Ihnen hiermit meine ablehnende 
Haltung zum geplanten REWE-Standort mittei-
len. 

REWE und die anderen Akteure auf diesem 
Standort sind sicherlich bestrebt, gute Geschäf-
te mit möglichst vielen Kunden zu machen. 
Folglich ist deswegen auch mit starkem Ver-
kehrsaufkommen zu rechnen! 

Da aber die Schöngraser Straße häufig für 
landw. Verkehr genutzt wird, können sich hier 
sehr leicht unzumutbare Verkehrsverhältnisse 
einstellen. 
Man muss ja jetzt schon Glück haben, um mit 
schwerfälligem Gerät von Schöngras her kom-
mend, ohne größere Wartezeiten zur B85 zu 
gelangen. Wie soll man sich dieses Szenario in 
Zukunft vorstellen? 
Wir Landwirte, Spediteure und Lohnunterneh-
mer haben eine Schlange von Autos, Liefer-
fahrzeugen, Rollerfahrer usw. vor uns, dann 
kommen wir mit unseren trägen Gespannen 
und hinter uns wieder eine Anhäufung von un-
geduldigen Verkehrsteilnehmern, die ebenfalls 
links zur B85 abbiegen wollen. Es können sich 
Wartezeiten ohne Ende ergeben! 
Viele, die diesem Chaos entgehen wollen, wer-
den wohl — zu Lasten der Einwohner — durch 
Mögendorf zur B85 fahren! 
Einen Vorgeschmack für ein solches Szenario 
hat sich erst kürzlich durch die Sperrung der 
B85 ergeben, mit teils unerträglichem Ver-
kehrsaufkommen auf der Schöngraser Straße. 

Der geplante Kreuzungsausbau ist eine Kata-
strophe und könnte sich zu einem Unfall-
schwerpunkt entwickeln! 
Überall werden solche gefährlichen und un-
übersichtlichen Kreuzungen entschärft und zu 
einem Kreisverkehr umgebaut und — nicht wie 
in diesem Fall - neu geschaffen! 

Für - aus Richtung Schöngras kommende - 
Fahrzeuge, welche links abbiegen wollen, wird 
die Fahrstrecke noch länger als bisher, um auf 
die Fahrspur zur B85 zu kommen, da die ge-
plante Kreuzung insgesamt breiter wird! 
Dies betrifft vor allem landw. Fahrzeuge mit an-
gehängten bzw. angebauten Maschinen, Mäh-
drescher, Häcksler, An- und Abfuhrgespanne 
usw. mit zum Teil überbreiten Abmessungen, 
sowie lange Züge. 
Dazu noch der ganze Querverkehr! 
Dazu aus Richtung Bodenwöhr kommende 
Fahrzeuge, welche von der B85 Richtung Nit-

Mit der Planung und Umsetzung einer Linksab-
biegespur und den geplanten verkehrsrechtli-
chen Änderungen bzgl. Abbiegevorgängen wird 
die Verkehrssicherheit an diesem Kontenpunkt 
verbessert. 

Ein Kreisverkehr ist hier nicht realisierbar. Das 
Verkehrsplanungsbüro bestätigt die Einschät-
zung des Staatlichen Bauamtes, nachdem ein 
Kreisverkehr hier keine verkehrssichere Mög-
lichkeit darstellt wie folgt: „Nach unserer Prü-
fung raten wir aufgrund der örtlichen Gegeben-
heiten von der Anlage eines 
Kreisverkehrs ab. Da sich die Kreuzung der 
St2150 mit der B85 sowie die zugehörigen Zu- 
und 
Abfahrtsrampen in unmittelbarer Nähe zum ge-
planten Knotenpunkt befinden, sehen wir durch 
einen 
Kreisverkehr keine verkehrssichere Abwicklung 
der erforderlichen Fahrbeziehungen als gege-
ben.“ 
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tenau abfahren und man nicht so recht weiß, 
wollen die nun zu REWE oder nach Nittenau 
weiterfahren, weil der rechte Blinker noch an 
ist. Dies ist ein immerwährendes und auch ak-
tuelles Problem! 

Für die „Hoffelder" ist es schon ein starkes 
Stück, dass man mit der neuen Planung deren 
Verkehrsanbindung größtenteils gekappt hat, 
um einer Unfallhäufigkeit an der neuen Kreu-
zung vermeintlich vorbeugen zu wollen. 
Soweit ich das beurteilen kann, ist es denen — 
praktisch gesehen — auch nicht mehr möglich, 
von Bodenwöhr herkommend, links in ihre Sied-
lung einzubiegen. 
Ebenfalls geht es nicht mehr, den geraden Weg 
nach Schöngras zu nehmen oder Richtung Nit-
tenau zu fahren. Einziger umständlicher Aus-
weg ist die gesamte Siedlung zu durchfahren! 
Da an der oberen Siedlungsausfahrt nur mehr 
nach rechts abgebogen werden darf, braucht 
man sich nicht wundern, wenn dann die Leute 
dazu genötigt werden, auf die B85 Richtung 
Bodenwöhr zu fahren, um dann - nicht ganz 
ungefährlich - nach Mögendorf einzubiegen, um 
z.B. zum REWE oder nach Schöngras zu ge-
langen.

Fazit: 
- Zu hohes Verkehrsaufkommen mit zu

wenig Verkehrsfluss ist bei diesem
Standort zu erwarten!

- Geplante Kreuzung birgt stark erhöhtes
Unfallrisiko in sich.

- Gesamtes Siedlungsgebiet „Am Hoffeld"
wird verkehrstechnisch nahezu abge-
koppelt!

- REWE-nahes Mögendorf wird mit zu
erwartendem Durchgangsverkehr stark
belastet.

- Es drohen finanzielle Einbußen für uns
Landwirte, weil Silier,- sowie auch Gär-
resterücknahmeketten - aufgrund zu
langer Wartezeiten an der geplanten
Kreuzung nicht mehr funktionieren wer-
den! Währenddessen laufen die zu be-
zahlenden Stunden für Mann und Ma-
schine allerdings ungehindert weiter!

- Gefahr bzw. Befürchtung einer zukünfti-
gen Ausweitung des Bebauungsgebie-
tes.

- Eigentlich schon genügend Einkaufmög-
lichkeiten für Getränke und Lebensmittel
vorhanden.

- Weiterer unnötiger Flächenfraß!

Es ist nach Umsetzung der Linksabbiegespur 
weiterhin möglich, von der „Friedenstraße“ 
Richtung B85 auszufahren und aus Nittenau 
von der St 2150 kommend, ist es weiterhin 
möglich rechts abzubiegen. Alle weiteren Fahr-
beziehungen werden mit entsprechender Be-
schilderung verkehrsrechtlich unterbunden. 

An der Planung wird festgehalten.  
Die genannten Belange wurden geprüft und mit 
Gutachten belegt, so dass keine negativen 
Auswirkungen durch das Vorhaben zu erwarten 
sind. 

Das Verfahren ist zulässig uns fehlerfrei. Auf 
die vorstehenden Ausführungen wir verwiesen. 
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Bitte berücksichtigen Sie - nach reiflicher Über-
legung - meine geschilderten Kritikpunkte in 
angemessener Weise, bei Ihren weiteren Ent-
scheidungen. 

• Bürgereinwand 5, Schreiben vom 14.02.2026

Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 14.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Nachdem ich an der Marktratssitzung vom 
18.12.2025 als Zuhörerin teilgenommen habe, 
muss ich beanstanden, dass die Einwendun-
gen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
sowohl der Brucker Bürgerinnen und Bürger 
(darunter auch meine, integriert im Bürgerein-
wand Nr. 1) als auch der TÖB entgegen dem in 
Bayern üblichen ordnungsgemäßen Ablauf ei-
nes Bauleitplanverfahrens weder durchgespro-
chen noch sachlich abgewogen worden sind. 
Auf die sehr arrogant wirkende Ansage der 
Bürgermeisterin hin, dass die Einwendungen 
„gehört, aber nicht erhört“ werden, folgte über-
haupt keine Anhörung, geschweige denn eine 
Erörterung oder eine Diskussion. Stattdessen 
wurden alle Stellungnahmen allgemein in einer 
einzigen Abstimmung über den „Zur Kenntnis 
genommen“-Kamm geschert. Für die Gemein-
de Bruck ist es beschämend, dass kein öffent-
licher Abwägungsprozess stattgefunden hat: 
Die Bedeutung eines gerechten Abwägungs-
vorgangs ist offensichtlich verkannt worden! 
Ich sehe hier beachtliche Mängel im Abwä-
gungsvorgang und somit eine Verletzung des 
Gebots der gerechten Abwägung. Meines 
Erachtens sind mehrere Einwände – darunter 
insbesondere die vielen Einwendungen, die die 
Verkehrssicherheit und die ökologischen und 
ökonomischen Auswirkungen betreffen - gar 
nicht oder zu oberflächlich abgewogen worden, 
wodurch ein Abwägungsdefizit vorliegt. 

Ich appelliere höflichst, in dieser zweiten Run-
de alle Einwendungen (auch die aus der ers-
ten Runde) sachgerecht zu behandeln und 
mit der angebrachten Seriosität zu analysie-
ren und abzuwägen, denn ein Verfahrensfeh-
ler besteht immer dann, wenn entgegen § 2 
Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten 
Belange, die der Gemeinde bekannt waren 
oder hätten bekannt sein müssen, in wesentli-
chen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 

Zu den vorgetragenen Punkten wurde im Zuge 
der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung je-
weils Stellung genommen. (vgl. Abwägungsta-
belle der gem. § 3 Abs. 1 BauGB eingegange-
nen Stellungnahmen, Punkt 1, rechte Spalte). 
Die vorgetragenen Belange wurden geprüft und 
untereinander sachgerecht abgewogen. Eine 
Einzelabstimmung ist an keiner Stelle gesetzlich 
vorgegeben und erweist sich insbesondere bei 
größeren Bauleitplanverfahren als völlig unprak-
tikabel.  
Der Beschluss „en bloc“ ist zulässig, mit dem 
Beschluss macht sich der Marktrat die in der 
Sitzungsvorlage enthaltenen Ausführungen zu 
eigen. 
Damit ist die Abwägung formell und verfahrens-
technisch korrekt durchgeführt worden, die Vor-
gehensweise entspricht der Rechtslage. 
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bewertet worden sind. 

Wir Bürgerinnen und Bürger sollten auf die In-
telligenz der gewählten Marktratsmitglieder 
zählen können, damit unser Gemeinwohl nicht 
leichtsinnig einem privaten Investor, der das 
Blaue vom Himmel verspricht, obwohl sein Ziel 
vom Profit gesteuert sein muss, ohne Rück-
sicht auf Verluste geopfert wird. 

Da hilft auch nicht der ständige Verweis der 
Bürgermeisterin auf einen nicht mehr gültigen 
Bürgerentscheid aus dem Jahr 2022 mit der 
Fangfrage über eine bessere Lebensmittel- 
und Nahversorgung. Wenn überhaupt, dann 
hätten gerechterweise alle Einwohner von 
Bruck und Bodenwöhr beteiligt werden müs-
sen, da diese zwei Gemeinden ein gemeinsa-
mes Grundzentrum bilden (vgl. Regionalplan 
Oberpfalz-Nord A 4.1.1). Und natürlich hätte es 
Informationsveranstaltungen mit Diskussionen 
geben müssen, um alle Mitbürgerinnen und 
Mitbürger einzubinden. 
Im Jahr 2009 war ein Einzelhandelskonzept für 
dieses Grundzentrum erstellt worden, das die 
Versorgung als gedeckt bezeichnete. Daran 
hat sich prinzipiell nichts geändert, da die Ein-
wohnerzahl im Grundzentrum nur unerheblich 
gestiegen ist. 

Die Aktualisierungen dieses Einzelhandelsgut-
achtens zum Jahreswechsel 2025/2026 durch 
die beiden (bisweilen auch zusammenarbei-
tenden) Münchner Gesellschaften GMA (Ge-
sellschaft für Markt- und Absatzforschung 
mbH) und CIMA (Beratung + Management 
GmbH) zeigen unabhängig voneinander, dass 
im Grundzentrum Bruck/Bodenwöhr kein aus-
reichendes Potenzial für zwei Vollsortimen-
ter vorhanden ist. 
Die Auswirkungen des geplanten REWE-
Marktes zwischen Bruck und Mögendorf sind – 
ohne Überraschung – den zwei Gutachten 
nach insbesondere für die Einwohner von Bo-
denwöhr unübersehbar nachteilig, im Endeffekt 
aber auch für die Brucker Geschäftswelt. 
Woher sollen die Umsätze, die ein neuer Su-
permarkt generieren muss, denn kommen? Sie 
werden (und das bestätigen beide Gutachten) 
zu Lasten der ansässigen Supermärkte, Ge-
tränkemärkte und aller anderen (noch) wohnor-
tnahen Versorger gehen und unweigerlich zu 
Geschäftsschließungen führen. Diese würden 
in erster Linie den Bodenwöhrer Edeka betref-
fen, aber letztendlich würde der geplante RE-
WE fast alle Geschäfte beider Ortsmitten – 

Der durchgeführte Bürgerentscheid ist in seiner 
Bindungswirkung anzuerkennen. 

Das Gutachten ist mehr als 15 Jahre alt und in-
sofern nicht mehr relevant. 

Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen auf 
die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist nach den 
eingeholten Gutachten und der Stellungnahme 
des örtlichen Supermarkt-Betreibers auszu-
schließen. 
Um der interkommunalen Abstimmung Rech-
nung zu tragen, hat der Markt Bruck das Gut-
achten der GMA zur Bewertung der Auswirkun-
gen der Planung auf die Versorgungssituation 
der Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen ausge-
legt.  

Dieses Gutachten kommt eindeutig zu folgen-
dem Schluss: 

„Grundsätzlich wird der Sicherung des Standor-
tes in Bodenwöhr jedoch auch mit der Entwick-
lung in Bruck i. d. Oberpfalz ausreichend Ent-
wicklungspotenzial zur Verfügung stehen: mit 
der Entwicklung des Grundversorgungsstandor-
tes in Scharnierlage Bruck i. d. Opf. werden rd. 
13 % der zur Verfügung stehenden Kaufkraft am 
Standort Bodenwöhr gebunden (vgl. hier Um-
satzprognose S. 14 der Stellungnahme). Dies 
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Bruck und Bodenwöhr – schwächen bzw. das 
„Genick brechen“. 
 
Dagegen wollen die Bürgerinnen und Bürger 
doch beide Ortsmitten so attraktiv wie mög-
lich erhalten und so anziehungsstark wie mög-
lich weiterentwickeln – ganz im Gegensatz 
zum geplanten Vollsortimenter REWE, dem 
das völlig egal sein kann bzw. der von der fort-
schreitenden Schwächung beider Ortskerne 
immer mehr profitieren würde! 
 
 
 
 
 
 
 
In Gesprächen mit älteren Personen, die im 
Brucker Marktkern oder Richtung Sollbach 
wohnen, oft ohne Auto, höre ich regelmäßig, 
dass sie sich völlig abgehängt fühlen. Dabei 
würden sie noch sehr gerne ein soziales Leben 
führen, was möglich wäre, wenn sie fußläufig 
(selbst mit Rollator) im Marktzentrum z.B. ei-
nen Lebensmittelhändler und idealerweise ein 
Café vorfinden würden. Kinder, Jugendliche 
und alle Einwohner würden von einem beleb-
ten Marktkern profitieren. 
 
Es ist geradezu absurd, beim geplanten RE-
WE-Standort von guter Nahversorgung zu 
sprechen, wo es sich eindeutig um ein auto-
kundenorientiertes Projekt handelt und die La-
ge an der Schöngraser Straße unerlässlich als 
besonders verkehrsgünstig gepriesen wird. 
 
Die negativen Auswirkungen auf die Ver-
kehrssicherheit sind in vielen Einwendungen 
ausführlich dargelegt worden, auch seitens der 
Regierung der Oberpfalz, die in ihrer STN vom 
28.11.2025 dazu Seite 4 schreibt: „Inwieweit 
der Vorhabenstandort insbesondere nach Ge-
sichtspunkten der verkehrlichen Erschließung 
und der Verkehrssicherheit geeignet ist, wurde 
im Rahmen der Alternativenprüfung seitens der 
Kommune allerdings nicht abschließend ge-
klärt.“ Alle Einwendungen bezüglich der Ver-
kehrssicherheit sind nach wie vor von so gro-
ßer Relevanz, dass sie nicht einfach nur „zur 
Kenntnis“ genommen werden dürfen. 
 
 
 
Hier fehlt bis dato gänzlich eine verantwor-
tungsvolle Abwägung und das ist verantwor-

bedeutet, dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft 
(Kaufkraft in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € 
abzgl. der an den Planvorhaben Bruck abflie-
ßende Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) 
für eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fragen 
belastbare, valide und v. a. korrekte Antworten 
bereitstellt. Das berechtigte Interesse zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhaltigen 
Innenentwicklung und Stärkung der Ortsmitte 
wird damit nicht konterkariert. 
 
 
 
 
Ein Cafe im Marktkern schließt das geplante 
Vorhaben nicht aus. 
Ergänzend sie darauf hingewiesen, dass der 
Standort direkt an den ÖPNV angeschlossen ist, 
sowie ein Geh- und Radweg direkt vorbeiführt. 
 
 
Die Ausführungen hierzu sind in der Prüfung 
vollständig. Standort 1 ist durch den Fußweg 
unmittelbar angebunden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Alternativenprüfung wurde mit der Regie-
rung der Oberpfalz bereits im Vorfeld der Bau-
leitplanung intensiv abgestimmt, nach den Vor-
gaben der Regierung ergänzt und im Übrigen 
wurden die Anmerkungen aus der aktuellen 
Stellungnahme grundlegend behandelt. 
 
Es bestehen keine erheblichen Bedenken von 
Seiten des Staatlichen Bauamtes eines Unfall-
schwerpunktes betreffend. Es wird lediglich da-
rauf hingewiesen, die Schaffung eines Unfall-
schwerpunktes zu vermeiden. Mit der Planung 
und Umsetzung einer Linksabbiegespur und den 
geplanten verkehrsrechtlichen Änderungen bzgl. 
Abbiegevorgängen wird die Verkehrssicherheit 
an diesem Kontenpunkt verbessert. 
 
Ein Abwägungsdefizit ist hier nicht erkennbar. 
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tungslos! 

Genau zu beachten ist auch folgende Bewer-
tung der Regierung der Oberpfalz in ihrer STN 
vom 28.11.2025, ebenfalls Seite 4: „Im Übrigen 
erfolgt die Bestätigung der Anwendbarkeit der 
Ausnahme „Ansiedlung in städtebaulicher 
Randlage“ unter der Voraussetzung, dass sich 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens für die 
Kommune keine (belastbaren) neuen Erkennt-
nisse im Hinblick auf eine mögliche alternative 
Ansiedlung in städtebaulich integrierter Lage 
ergeben.“ 

Die Leerstände in städtebaulich integrierter 
Lage sind in Bruck Legion (d.h. in ausrei-
chend großer Anzahl vorhanden)! 

In städtebaulich integrierter Lage sind z.B. die 
geprüften Standorte Nr. 7 und Nr. 8 – wenn es 
überhaupt einen Vollsortimenter bräuchte, was 
gar nicht der Fall zu sein scheint – bei neutra-
ler Analyse der Bewertungskriterien aus der 
Standortalternativenprüfung mindestens ge-
nauso gut/schlecht wie Standort Nr. 1 und auf-
grund ihrer städtebaulich integrierten Lage in 
Wirklichkeit besser. 

Die Leerstände in städtebaulich integrierter 
Lage wurden gar nicht geprüft, was unbe-
dingt nachzuholen wäre. Hier ist nicht von der 
Hand zu weisen, dass eine verantwortungsvol-
le Standort-Abwägung erst gar nicht stattge-
funden hat! 

Die Gemeinde Bruck verfügt zukünftig, d.h. 
nach Erwerb des sog. „Nachtlicht“-Gebäudes, 
im Carré zwischen Rathaus und Hauptstraße 
über ein ca. 4.500 m2großes gemeindeeigenes 
Grundstück. Speziell in der Ecke Rathausstra-
ße/Hauptstraße würden allein die vier dann 
leerstehenden Gebäude in Gemeindebesitz ei-
ne zusammenhängende Grundfläche von ca. 
1.500 m2 bieten. 

Übrigens, dass der Planer und Investor KIST 
selbst bei geringen Flächengrößen bereits Er-
fahrung hätte, belegt das Pilotprojekt EDEKA-
Neubau in Nürnberg, in den Siedlungen Süd, 
Schießplatzstraße 29, mit 980 Quadratmetern 
an der Stelle eines „nah & gut“-Marktes, der 
nur 360 Quadratmeter hatte: „Um Platz zu spa-
ren haben wir uns dazu entschieden, die Stell-
plätze innerhalb des Baukörpers anzuordnen 
[…] und die Verkaufsfläche in das Oberge-
schoss zu verlegen. Die interne Erschließung 

Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme der 
Regierung der Oberpfalz verwiesen. 

Standort 7 ist für die Erweiterung des Friedhofs 
vorgesehen und scheidet daher aus. Standort 8 
ist verkehrlich nicht erschlossen. Hier wird auf 
die Ausführungen zur Stellungnahme der Regie-
rung der Oberpfalz verwiesen. Darin wird zum 
Standort 8 nochmals ausdrücklich Stellung ge-
nommen. Diese Stellungnahme ist auch hier 
einschlägig.  
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erfolgt künftig über eine Rollsteige. […] 
Der Kunde fährt vom geschlossenen Erdge-
schoss entlang des Fensterbandes mit Sicht-
bezug nach Außen in den Markt. Das Zusam-
menspiel aus Lärchenholzlamellen, Sichtbeton 
und großzügiger Dach- und Fassadenbegrü-
nung schafft auch in der Materialik ein hoch-
wertiges, spannendes Erscheinungsbild. Das 
Vorhaben ist nicht nur in Hinblick auf Flächen-
verbrauch und Nachhaltigkeit wegweisend, 
sondern belegt, dass es durch gute Konzepte 
gelingen kann, wichtige, dezentrale Quartier-
sinfrastruktur mit qualitativ hochwertiger Archi-
tektur neu zu gestalten und dauerhaft zu erhal-
ten“, so Gerhard Stierstorfer [(http://www.deal-
magazin.com/news/3/101404/Baustart-fuer-
Pilotprojekt-von-EDEKA-Neubau-in-Nuernberg 
(abgerufen am 12.02.2026)]. 
Siehe hierzu auch die Nachrichten aus dem 
Rathaus Nr. 1252 / 03.12.2021: 
https://www.nuernberg.de/presse/mitteilungen/
presse_75802.html (abgerufen am 
13.02.2026). 
 
Außerdem könnte Bruck mit einem integrierten 
städtebaulichen Entwicklungskonzept (ISEK) in 
ein Programm der Städtebauförderung aufge-
nommen werden und als vermutlich finanz- 
und strukturschwache Gemeinde sogar von ei-
nem erhöhten Fördersatz profitieren. Für be-
sondere städtebauliche Herausforderungen 
gibt es eine höhere Förderung, beispielsweise 
für die Sanierung leerstehender Gebäude oder 
die klimagerechte Innenentwicklung. 
Da hat Bruck bekanntermaßen ein sehr hohes 
Potenzial (s.o.), es auszuschöpfen käme allen 
Einwohnern zugute! 
 
Zurück zur sog. Auswirkungsanalyse „Entwick-
lung eines Grundversorgungsstandortes in 
Bruck i. d. Oberpfalz - Expertise zur überörtli-
chen Raumbedeutsamkeit -“ der GMA: 
Die GMA liefert in ihrer Expertise vom 
08.01.2026 auf Seite 6 eigentlich eine schöne 
Definition der Nahversorgung... 
Aber: Die Ausgangssituation, auf die sich die 
GMA stützt, ist als falsch zurückzuweisen: 
„Die vom Büro TB Markert (Nürnberg) durchge-
führte Standortalternativenprüfung bestätigt 
den vorgesehenen Standort als einzig mögli-
chen bzw. bestgeeigneten Standort in Bruck“ 
(GMA-Expertise, Seite 4). 
 
Mehrere Einwendungen der ersten Runde ha-
ben deutlich und fundiert herausgearbeitet, 
dass die Standortalternativenprüfung vom 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutreffend 
und vollständig. Ein Mangel an der abgestimm-
ten Standortalternativenprüfung ist nicht er-
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Büro TB Markert erhebliche Mängel auf-
weist, in der ganz offensichtlich nicht ergeb-
nisoffen, sondern mit zweierlei Maß gemessen 
wurde. 

Dass auch die GMA handwerkliche Fehler in 
ihrer Expertise gemacht hat, lässt sich z.B. 
anhand des Themas „Getränkemarkt“ ein-
drücklich belegen: 
Erwähnt wird für Bruck ausschließlich ein Ge-
tränkemarkt namens „Markgrafen“ (der in Wirk-
lichkeit bereits seit dem 3.11.2025 der Geträn-
kemarkt „Hausler“ ist), obwohl es in Bruck auch 
den Getränkemarkt „Seebauer“ gibt. Dieser 
fährt sogar noch Getränke aus und die Ange-
stellten helfen auch beim Beladen des Koffer-
raums. Aufgrund dieser Merkmale ist der Ge-
tränkemarkt Seebauer unschwer als Autor des 
Bürgereinwandes Nr. 7 zu identifizieren. 

Die Abwägung der Gemeinde zum Bürgerein-
wand Nr. 7 lautete: „Die Bedenken werden zur 
Kenntnis genommen. Die Verträglichkeit des 
Vorhabens wird im Rahmen einer entspre-
chenden Auswirkungsanalyse überprüft und 
dem Entwurf beigefügt.“ Die Situation ist zu 
ernst, um komisch zu sein: Für die GMA exis-
tiert der Getränkemarkt Seebauer (schon) nicht 
(mehr), wodurch es im Rückschluss auch keine 
negativen Auswirkungen geben kann! 
Dieser „Handwerksfehler“ ist fatal und darf 
nicht verharmlost werden! 

Sowohl die Standortalternativenprüfung vom 
Büro TB Markert (Nürnberg) – in Auftrag gege-
ben von der Bürgermeisterin Faltermeier und 
bezahlt vom Planer und Investor KIST Projekt 
GmbH & Co. KG –, als auch die Expertise zur 
überörtlichen Raumbedeutsamkeit („Entwick-
lung eines Grundversorgungsstandortes in 
Bruck i. d. Oberpfalz - Expertise zur überörtli-
chen Raumbedeutsamkeit -“) von der GMA 
(München) – in Auftrag gegeben und bezahlt 
vom Planer und Investor KIST Projekt GmbH & 
Co. KG – erscheinen wie „Gefälligkeitsgut-
achten“, die rechtlich angreifbar zu sein 
scheinen und vermutlich unzulässig wären. Es 
ist zwingend darauf zu achten, dass Gutachten 
für öffentliche Bauprojekte in Bayern unabhän-
gig und fachlich fundiert sind, um den Anforde-
rungen der Bauordnung (BayBO) zu entspre-
chen. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) 
München stellt strenge Anforderungen an Gut-
achten im Baurecht, insbesondere im Außen-
bereich nach § 35 BauGB und in Bezug auf 

kennbar. 

Der GMA lag im Übrigen das Einzelhandelskon-
zept der Gemeinde Bruck i. d. Oberpfalz aus 
dem Jahr 2009 vor, das zur ersten Orientierung 
für die Ausarbeitungen zugrunde gelegt wurde - 
als aktualisierungsbedürftig eingestuft, kann es 
nach nunmehr 17 Jahren nicht mehr als belast-
bare Grundlage i. S. einer sach- und fachge-
rechten Einordnung dienen. Hierauf wird auch in 
der GMA-Stellungnahme (S. 5) hingewiesen. 
Selbiges gilt daher auch für das Einzelhandels-
konzept, das aus dem selben Jahr datiert. 

Ungeachtet dessen sind die zum Zeitpunkt der 
Gutachtenerstellung vorliegenden faktischen 
Verhältnisse im Rahmen der Prüfung zu Grunde 
zu legen, was in der GMA-Analyse vom 
8.1.2026 mit Vor-Ort-Besichtigung im Dezember 
2025 erfolgt ist. 

Die Unterstellung der Subjektivität der Gutach-
ten ist unbegründet.  
Die Standortalternativenprüfung wurde mit der 
Regierung der Oberpfalz bereits im Vorfeld der 
Bauleitplanung intensiv abgestimmt, nach den 
Vorgaben der Regierung ergänzt und im Übri-
gen wurden die Anmerkungen aus der aktuellen 
Stellungnahme vorstehend grundlegend behan-
delt.  

Es ist festzuhalten, dass die vorgelegte GMA-
Stellungnahme auf die gestellten Fragen belast-
bare, valide und v. a. korrekte Antworten bereit-
stellt. 
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das Landesentwicklungsprogramm (LEP). 
Ein „Gefälligkeitsgutachten“ wird rechtlich nicht 
anerkannt, da Gutachten objektiv, nachvoll-
ziehbar und fehlerfrei sein müssen, um als 
Entscheidungsgrundlage zu dienen. 
 
Ich bitte um die sorgfältige Prüfung meiner 
Einwendungen. 

 

• Bürgereinwand 6, Schreiben vom 01.02.2026 
 
Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 01.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Als betroffener Bürger des Ortsteils Hoffeld rei-
che ich hiermit den zweiten Einwand gegen 
das geplante Bauvorhaben an der Schöngra-
ser Straße ein. Auf den ersten Einwand wird 
ausdrücklich Bezug genommen; dieser gilt wei-
terhin uneingeschränkt und wird durch weitere 
Punkte ergänzt. 
 
Eine erneute Unterschriftensammlung wurde 
bewusst nicht durchgeführt, da beim ersten 
Einwand die einzelnen Unterschriften bisher 
weder anerkannt noch gewürdigt wurden. 
 
1. Fehlende Rückmeldung auf den ersten 
Einwand 
Bis heute haben wir keine Rückmeldung auf 
den ersten Einwand erhalten, obwohl die 
Adressdaten der Unterzeichner vollständig vor-
lagen. 
 
Im Marktblatt wurde ausgeführt, dass alle Ein-
wände „hinreichend gewürdigt" worden seien. 
Wo und in welcher Form dies geschehen ist, ist 
nicht nachvollziehbar. 
 
 
Stattdessen wurden viele Einzelunterschriften 
auf wenige Haushalte reduziert und als ein 
Einwand zusammengefasst. Dieses Vorgehen 
wurde als enttäuschend empfunden. 
 
2. Änderungen der Verkehrsführung und 
Ausfahrten 
Die geplante Sperrung der Ausfahrt von Hof-
feld nach links in Richtung Nittenau sowie ge-
radeaus nach Schöngras führt für Anwohner zu 
erheblichen Umwegen über eine einspurige 
Engstelle bei „Am Hoffeld 1A" mit mangelnden 
Sichtverhältnissen auf die abknickende Vor-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu den vorgetragenen Punkten wurde im Zuge 
der Abwägung zur frühzeitigen Beteiligung je-
weils Stellung genommen. (vgl. Abwägungsta-
belle der gem. § 3 Abs. 1 BauGB eingegange-
nen Stellungnahmen, rechte Spalte). 
Die vorgetragenen Belange wurden geprüft und 
untereinander sachgerecht abgewogen. 
 
Den Bürgern wurde das Ergebnis der Abwägung 
über die ortsübliche Bekanntmachung mitgeteilt.  
Das Ergebnis der Abwägung konnte während 
der Dienststunden in der Gemeindeverwaltung 
des Marktes Bruck i. d. Opf. (Zimmer angeben) 
eingesehen werden. 
 
 
 
 
Der Knotenpunktsumbau und die geänderte 
Verkehrsführung erfolgt in Abstimmung mit der 
Verkehrsbehörde.  
 
Es bestehen keine Bedenken von Seiten des 
Staatlichen Bauamtes. 
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fahrtsstraße. Regelmäßige Vorfahrtsmissach-
tung der Verkehrsteilnehmer kommend von der 
B85 sind nicht unerheblich. 
Als reine Ein- und Ausfahrt ist diese Auswir-
kung nicht ausreichend berücksichtigt. 

Auch würde während der Bauphase zu erwar-
ten sein, dass Verkehrsteilnehmer der B85 
diese Ausweichroute bei der ehemaligen 
„Brunner Tankstelle" nutzen, was zusätzliche 
Belastungen für die Ausfahrt über die Engstelle 
„Am Hoffeld 1A" bedeutet. 

3. Verkehrssicherheit auf der Staatsstraße
St 2150
Die geplante Linksabbiegerspur zum REWE-
Markt wird das zusätzliche Verkehrsaufkom-
men voraussichtlich nicht aufnehmen können.
Durch zusätzlichen Kunden- und Lieferverkehr
ist mit einer weiteren Verschärfung der Ver-
kehrssituation zu rechnen. Bereits heute
kommt es auf der Staatsstraße St 2150 zu Auf-
fahrunfällen vorrangig bei der Auffahrt von der
B85 auf die St 2150. Ebenso würde ein zusätz-
lich vermehrter Abbremsvorgang erzeugt,
durch das Abbiegen nach Rechts in die
Schöngraser Straße.

Beim Abbiegen von der Schöngraser Straße 
auf die St 2150 als auch umgekehrt wird es zu 
vermehrten Blockierungen kommen. 

4. Einordnung des GMA-Gutachtens vom
08.01.2026
Nach Einschätzung der Gemeinde Bodenwöhr
sowie der von dieser beauftragten CIMA
GmbH und der Stellungnahme der Landespla-
nung bei der Regierung der Oberpfalz könnte
ein weiterer großflächiger Markt bestehende
Anbieter gefährden und die Ortszentren
schwächen. Eine solche Entwicklung wäre we-
der im Interesse der Bürger noch einer nach-
haltigen Ortsentwicklung.

Auch der Gemeinderat der Nachbargemeinde 
Bodenwöhr sieht erhebliche Risiken für die 
Versorgungssituation. Diese Bedenken teile ich 
ausdrücklich. 

Es ist nicht verständlich, wo die zusätzliche 
Kaufkraft der Bürger vorhanden sein soll ohne 
dass dadurch die Umsätze in den anderen Ge-
schäften leiden, wenn es nicht vorrangig um 
die Kaufkraft der Verkehrsteilnehmer der B85 
geht. 

Mit der Planung und Umsetzung einer Linksab-
biegespur und den geplanten verkehrsrechtli-
chen Änderungen bzgl. Abbiegevorgängen wird 
die Verkehrssicherheit an diesem Kontenpunkt 
verbessert. 

Die Planung steht in Einklang mit den einschlä-
gigen Zielen des Landesentwicklungsplans (vgl. 
Stellungnahme Regierung der Oberpfalz). 

Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen auf 
die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist nach den 
eingeholten Gutachten und der Stellungnahme 
des örtlichen Supermarkt-Betreibers auszu-
schließen. Um dem interkommunalen Abstim-
mung Rechnung zu tragen, hat der Markt Bruck 
das Gutachten der GMA zur Bewertung der 
Auswirkungen der Planung auf die Versor-
gungssituation der Nachbargemeinde Boden-
wöhr eingeholt. Das Gutachten der GMA ist Be-
standteil der Bauleitplanung und wurde entspre-
chen ausgelegt.  
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5. Eingriff in Landschaft und Natur 
Das Bauvorhaben fügt sich aufgrund seiner 
Größe und Gestaltung nicht harmonisch in das 
bestehende Landschaftsbild ein. Für die Um-
setzung wären Baumrodungen und umfangrei-
che Flächenversiegelungen erforderlich. Er-
satzpflanzungen können diesen Eingriff weder 
ökologisch noch landschaftlich vollständig aus-
gleichen. 
 
 
7. Verkehrsbelastung für Anwohner und 
landwirtschaftlichen Verkehr 
Die Straßen zwischen dem geplanten REWE-
Standort und Mögendorf sind für das zusätzli-
che Verkehrsaufkommen nicht ausgelegt. Der 
landwirtschaftliche Verkehr wird ebenso 
dadurch erheblich beeinträchtigt. Für die An-
wohner des OT Mögendorf würde eine dauer-
hafte Einschränkung der Lebensqualität zu-
kommen obwohl die Nahversorgung bereits 
heute gewährleistet ist. 
 
Schlussbemerkung 
Mein Anliegen betrifft die Verkehrssicherheit, 
den Schutz der Anwohner, die Erhaltung des 
Landschaftsbildes sowie die Stabilität beste-
hender Geschäfte. 
 
Ich bitte daher um eine sorgfältige, transparen-
te Prüfung und Abwägung aller vorgebrachten 
Einwände. 
 

 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu folgen-
dem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Standor-
tes in Bodenwöhr jedoch auch mit der Entwick-
lung in Bruck i. d. Oberpfalz ausreichend Ent-
wicklungspotenzial zur Verfügung stehen: mit 
der Entwicklung des Grundversorgungsstandor-
tes in Scharnierlage Bruck i. d. Opf. werden rd. 
13 % der zur Verfügung stehenden Kaufkraft am 
Standort Bodenwöhr gebunden (vgl. hier Um-
satzprognose S. 14 der Stellungnahme). Dies 
bedeutet, dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft 
(Kaufkraft in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € 
abzgl. der an den Planvorhaben Bruck abflie-
ßende Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) 
für eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
 
Der Eingriff wird nach aktuellen naturschutz-
rechtlichen Regelungen ausgeglichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist kein erhöhtes Verkehrsaufkommen durch 
das Vorhaben zu erwarten. Der überwiegende 
Verkehr wird auf den überörtlichen Straßen 
(Staats- bzw. Bundestraße) stattfinden. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bruck i.d.Opf. hält an der Pla-
nung fest. 
 
Das Verfahren ist zulässig uns fehlerfrei. Auf die 
vorstehenden Ausführungen wird verwiesen.  
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• Bürgereinwand 7, Schreiben vom 13.02.2026 
 
Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 13.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Vorausgeschickt sei, dass die Standortalterna-
tivenprüfung zwar offiziell von der Gemeinde 
Bruck in Auftrag gegeben, jedoch vom Inves-
tor bezahlt wurde, was die Neutralität der 
Untersuchung fraglich erscheinen lässt. In-
zwischen ist auch klar belegt, dass dieses 
Gutachten erhebliche Mängel und Fehlein-
schätzungen enthält. 
 
Die Prüfungen dieser Standortalternativenprü-
fung haben ergeben, dass bei dem Gutachten 
offensichtlich mit zweierlei Maß gemessen 
wurde. 
 
Unter dem Bewertungskriterium „Lage im 
Ortszusammenhang“ wird Standort 1 als mä-
ßig bis schlecht bewertet: Standort 1 ist vom 
Marktplatz fußläufig 1300 m via Bodenwöhrer-
straße und entlang der B85 entfernt bzw. 1500 
m via Bodenwöhrerstraße und durch die Sied-
lung Hoffeld (z.T. ohne Gehweg und mit einer 
leichten Steigung). Dagegen wird Standort 9 
als schlecht bewertet und ausgeschlossen: 
Standort 9 ist vom Marktplatz fußläufig 1400 
m via Nittenauerstraße entfernt (mit Gehweg 
und ebenerdig). Aufgrund der Fakten müss-
ten beide Standorte die gleiche (schlechte) 
Bewertung erhalten, weil beide Standorte 
gleich weit vom Ortskern entfernt liegen. Al-
lerdings belegt das im Jahr 2008 gefertigte 
Einzelhandelskonzept durch die iq-
Projektgesellschaft, das im Februar 2009 vor-
gelegt und im Marktrat beschlossen wurde, 
dass die Standorte 1 und 9 im Tabubereich 
liegen. 
 
Unter dem Bewertungskriterium „Erschlie-
ßung“ wird dem Standort 1 „eine optimale Er-
reichbarkeit mit dem Auto“ bescheinigt. Dage-
gen hätten die Standort 5 und 8 bei einer An-
bindung an die St 2150 eine negative Auswir-
kung auf die Verkehrssicherheit, weil bei der 
Anfahrt auf den jeweils übergeordneten Kno-
tenpunkt die „volle Aufmerksamkeit des Ver-
kehrsteilnehmers gefordert sei“; dementspre-
chend seien die Standorte 5 und 8 ungeeig-
net. 
 
Laut Standortalternativenprüfung wurde die 

 
Die Unterstellung der Subjektivität der Alterna-
tivenprüfung ist unbegründet.  
Die Standortalternativenprüfung wurde mit der 
Regierung der Oberpfalz bereits im Vorfeld der 
Bauleitplanung intensiv abgestimmt, nach den 
Vorgaben der Regierung ergänzt und im Übrigen 
wurden die Anmerkungen aus der aktuellen Stel-
lungnahme vorstehend grundlegend behandelt.  
 
 
 
 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutreffend 
und vollständig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Am 06.02.2025 wurde der Regierung (Herr Koch) 
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Thematik der Erschließung der Standorte 5 
und 8 „vom Markt Bruck i.d.OPf. entsprechend 
mit dem zuständigen Staatlichen Bauamt Am-
berg-Sulzbach abgestimmt“. „Erschließung 
über die Staatsstraße St 2150 sei nicht mög-
lich, da die Zustimmung zu einer neuen Zu-
fahrt bzw. Ausfahrt aus Gründen der Ver-
kehrssicherheit vom Straßenbaulastträger 
nicht erteilt werden kann“. 
 
 
 
 
Insofern ist die sog. Standortalternativen-
prüfung weder nachvollziehbar noch plau-
sibel 
 
Zur Verkehrssicherheit des Standorts 1: 
 
Tatsache ist, dass Standort 1 ebenfalls zwi-
schen zwei übergeordneten Knotenpunkten 
liegt und zudem an der o.g. Kreuzung – St 
2150 / Schöngraserstraße –, die sich unmit-
telbar nach der zweifachen Ausfahrt von der 
B85 (Ausfahrt von Cham und Ausfahrt von 
Schwandorf kommend) bzw. vor der zweifa-
chen Einfahrt auf die B85 befindet. An dieser 
Kreuzung hat sich bereits mindestens ein töd-
licher Unfall ereignet und Auffahrunfälle sind 
immer wieder zu verzeichnen. Es handelt sich 
unbestreitbar um einen Bereich, bei dem 
durch ein erhöhtes Aufkommen von Verkehrs-
teilnehmern (unter denen die Konsumenten 
sowohl an der bestehenden Kreuzung als 
auch nur ein paar Meter davon entfernt in 
das/aus dem EH-Gelände zwei Mal abbiegen 
müssten) eine negative Auswirkung auf die 
Verkehrssicherheit entstünde. 
 
Am Standort 1 kommen schon jetzt die ver-
schiedensten Verkehrsteilnehmer zusammen: 
Durch die unmittelbar angrenzenden landwirt-
schaftlichen Flächen sind schwere landwirt-
schaftliche Maschinen im Bereich des Stand-
orts 1 unterwegs. Im Kreuzungsbereich befin-
den sich an der Staatsstraße zwei Bushalte-
stellen, an denen sich Kinder und Nutzer der 
öffentlichen Verkehrsmittel bewegen und den 
Kreuzungsbereich überqueren müssen. Durch 
das EH-Projekt sollen weitere Fußgänger so-
wie Fahrradfahrer hinzukommen, die den 
Kreuzungsbereich z.T. ebenfalls queren müs-
sen. Die Radfahrer müssen je nach Zielrich-
tung auf der Staatsstraße oder der Schöngra-
serstraße fahren. 
 

eine Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes 
vorgelegt in der die zuständige Behörde eine Zu-
fahrt zu diesem Grundstück über die Staatsstra-
ße definitiv ausschließt. In der Stellungnahme 
wird Folgendes ausgeführt.  
Um eine Verschlechterung der Verkehrssicher-
heit im gegenständlichen, anbaufreien Abschnitt 
der St 2150 zuverlässig ausschließen zu können, 
kann die Zustimmung der Straßenbauverwaltung 
zu einer direkten Erschließung an die St 2150 für 
die Standorte 5 und 8 jedenfalls nicht erteilt wer-
den.“ 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutreffend 
und vollständig. 
 
 
 
 
Mit der Planung und Umsetzung einer Linksab-
biegespur und den geplanten verkehrsrechtlichen 
Änderungen bzgl. Abbiegevorgängen wird die 
Verkehrssicherheit an diesem Kontenpunkt ver-
bessert. 
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Bei der Vorstellung einer geplanten Linksab-
biegerspur (von Nittenau kommend Richtung 
Schöngras) in der Marktratssitzung am 16. 
Oktober 2025 war festzustellen, dass durch 
die Verbreiterung der Straße für eine zusätzli-
che Abbiegespur auch eine Reihe von Bäu-
men gerodet werden müssten. Diese zu-
sätzliche Naturzerstörung ist nicht hinnehm-
bar. Der Einwand ist inhaltlich noch offen. 
 
Erst während der Marktratssitzung am 16. Ok-
tober 2025 wurde mündlich erläutert, dass 
man aus der Hoffeld-Siedlung kommend an 
der St 2150-Kreuzung nur noch rechts 
Richtung B85 abbiegen dürfe. Diese Infor-
mation war zwar in dem MZ-Bericht zur MR-
Sitzung zu lesen, wurde jedoch nicht im Pro-
tokoll zur gleichen Sitzung erwähnt, wodurch 
zu diesem Punkt keine offizielle Transpa-
renz hergestellt war. 
 
Tatsache ist, dass für die Fahrt zur Arbeit, für 
Besuche etc. Richtung Nittenau oder Regens-
burg die Anlieger der Hoffeld-Siedlung dann 
den Umweg über das „Nadelöhr Am Hoffeld 1 
(Anwesen Luft)“ in die Bodenwöhrerstraße 
nehmen müssten, wodurch auch hier eine ne-
gative Auswirkung auf die Verkehrssicherheit 
entstehen würde. 
 
Für einen eventuell notwendigen Einkauf mit 
dem PKW müssten die Hoffelder einen Um-
weg über das Nadelöhr und den Kreisverkehr 
bei der Norma (ca. 2500 m) oder über das 
Nadelöhr und ein zweimaliges, gefährliches 
Linksabbiegen auf die B85 (ca. 2000 m) oder 
aber rechts auf die St 2150 zur B85 und ein 
gefährliches Linksabbiegen nach Mögendorf 
(ca. 2000 m) zum Standort 1 nehmen, 
wodurch das Prinzip der Nahversorgung ad 
absurdum geführt wäre. 
 
Es werden also nicht weniger, sondern deut-
lich mehr Wegstrecken. Damit ist der Ein-
wand noch inhaltlich offen. 
 
Käme der Standort 1 zum Zuge, ist zudem zu 
befürchten, dass fast zwangsweise für PKWs 
und selbst für LKWs die Alternativroute über 
den Ortsteil Mögendorf attraktiv werden 
würde und die dortigen Anwohner und die Inf-
rastruktur vor Ort massiv belastet wären. Die-
ser Einwand ist inhaltlich offen. 
 
 
Als Fazit ist für Standort 1 die Standortalterna-

Im Zuge der Verbreiterung der Straße muss die 
angrenzende Böschung angeglichen werden. 
Sollten durch die Verbreiterung Gehölze entfernt 
werden müssen, sind diese 1:1 zu ersetzen und 
an der neuen Böschung anzupflanzen. Dafür 
sind ausschließlich standortheimische Arten zu 
verwenden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem Auto entsteht ein kleiner Umweg, trotz-
dem ist der Standort näher als die Alternativen in 
den Nachbarorten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Wesentliche Anfahrt wird über die Staats-
straße erfolgen. Es macht für die Bevölkerung 
keinen Sinn durch Mögendorf anzufahren. Eine 
Beeinträchtigung ist insofern hier nicht zu erwar-
ten. Weiterhin kann die Gemeinde beispielsweise 
durch Sperrungen für Nicht-Anwohner weitere 
Maßnahmen nach Bedarf ergreifen.  
 
 
Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
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tivenprüfung meines Erachtens nicht belast-
bar, weder für eine Ausnahmeregelung von 
LEP 5.3.2 noch für die Verkehrssicherheit mit 
Blick auf die Erschließung. 
 
Sollte die Nahversorgung tatsächlich verbes-
sert werden müssen, was ich persönlich be-
zweifle und inzwischen auch durch das Gut-
achten der CIMA eindeutig bestätigt wurde, 
wäre anhand der Bewertungskriterien der 
Standortalternativenprüfung zum Beispiel 
Standort 7 um einiges besser geeignet und 
bedürfe keiner Ausnahmeregelung von LEP 
5.3.2! Dass das einzige Ausschlusskriterium, 
nämlich der Flächennutzungsplan („als Erwei-
terung für Friedhof ausgewiesen (Grünfläche), 
Gemeinbedarf“) durch den Marktrat jederzeit 
geändert werden kann, hat das Verfahren um 
den Standort 1 diesbezüglich bestens bewie-
sen. Jeder Friedhofbesucher kann feststellen, 
dass allein entlang der Hauptachse mehrere 
duzende Grabstellen frei sind und aufgrund 
der zunehmend beliebten Urnenbestattungen 
viele weitere Leerstände in absehbarer Zeit 
hinzukommen. Somit gäbe es für Standort 7 
kein Ausschlusskriterium. 
 
Da grundsätzlich keine Notwendigkeit für ei-
nen zusätzlichen Supermarkt gegeben ist, 
was auch durch das oben erwähnte ursprüng-
liche Einzelhandelskonzept und aktuell auch 
durch das CIMA-Einzelhandelskonzept für 
Bodenwöhr sehr klar belegt ist, muss das o.g. 
Bauleitverfahren eingestellt werden. Auch be-
legt sind die Mängel des vorgelegten GMA-
Entwicklungskonzeptes (ebenfalls durch den 
Investor bezahlt). Für ein gemeinsames 
Grundzentrum müssen die Gemeinden Bo-
denwöhr und Bruck ein gemeinsames 
Entwicklungskonzept zur Nahversorgung 
erarbeiten und nicht jede Gemeinde für 
sich und gegeneinander. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das ursprüngliche Einzelhandelsgutachten 

hierzu wird auf die positive Stellungnahme der 
Regierung der Oberpfalz verwiesen. 
 
 
 
Die Standortalternativenprüfung wurde mit der 
Regierung der Oberpfalz bereits im Vorfeld der 
Bauleitplanung intensiv abgestimmt, nach den 
Vorgaben der Regierung ergänzt und im Übrigen 
wurden die Anmerkungen aus der aktuellen Stel-
lungnahme vorstehend grundlegend behandelt.  
 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutreffend 
und vollständig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus diesem Grund wurden die Unterlagen mit ei-
ner Auswirkungsanalyse ergänzt, in dieser die 
Verträglichkeit des Vorhabens geprüft wurde.  
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit der 
Gemeinde Bodenwöhr abgestimmt, auch hat ein 
diesbezügliches persönliches Gespräch der bei-
den Bürgermeister stattgefunden. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot nach 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine besondere 
Ausprägung des bauleitplanerischen Abwä-
gungsgebots nach § 1 Abs. 7 BauGB (vgl. 
BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 9 N 17.2305; vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
4 BN 40/05). Die Bedeutung des interkommuna-
len Abstimmungsgebots im Rahmen des allge-
meinen Abwägungsgebots liegt darin, dass eine 
Gemeinde, die ihre eigenen Vorstellungen selbst 
um den Preis von gewichtigen Auswirkungen für 
die Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Gestalt 
der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen einer 
förmlichen Planung unterliegt (vgl. BVerwG, Be-
schluss vom 28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). 
 
 
 
Das Gutachten ist mehr als 15 Jahre alt und in-
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aus dem Jahr 2009 verweist lediglich auf ei-
nen Versorgungsstandort im Marktkern von 
Bruck, damit dessen Anrainer – insbesondere 
mobil eingeschränkte Personen, ältere Leute 
sowie Kinder – eine verkehrssichere und tat-
sächlich fußläufige Einkaufsmöglichkeit be-
kämen. Mit der Ansiedlung eines Nahver-
sorgers im Ortskern kann die Ortsmitte at-
traktiv gemacht werden und weitere städte-
bauliche Veränderungen, die zum generatio-
nenübergreifenden Gemeinwohl beitragen 
können, geschaffen werden. Der Wegfall der 
Städtebauförderung durch die Ansiedlung 
eines Vollsortimenters im Außenbereich wirkt 
dagegen kontraproduktiv. 
 
Das vorrangige Interesse des Investors ba-
siert höchstwahrscheinlich auf der für den 
Einzelhandel gängigen Verdrängungsstrategie 
im ländlichen Bereich, die nicht nur den 
nächstgelegenen Edeka, sondern vermutlich 
auch bestehende Getränkemärkte zum Opfer 
fallen würden. Das CIMA-
Einzelhandelskonzept für Bodenwöhr lässt 
das zumindest deutlich erkennen. Insofern ist 
auch dieser Einwand inhaltlich offen. 
 
Die Aussagen des Investors, dass ohne jegli-
che Beeinträchtigung der bestehenden 
Geschäfte und Supermärkte ab dem 3. Jahr 
eine Gewerbesteuer in mindestens sechsstel-
liger Höhe für die Marktgemeinde Bruck erfol-
gen wird, ist selbst mit den optimistischsten 
Umsatzzahlen nicht nachvollziehbar und mit 
nichts belegt. 
 
Damit ist belegt, dass mein Einwand be-
züglich der nicht vorhandenen Notwendig-
keit und der Verdrängungsstrategie inhalt-
lich korrekt und nicht von der Hand zu 
weisen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
Das Interesse des Investors könnte möglich-
erweise gar nicht die Nahversorgung der Be-
völkerung sein, sondern in Wirklichkeit über-
wiegend die Versorgung der Fernfahrer und 
Fernfahrerinnen auf der B85 in Form eines 
Autohofs sein (daher die Beurteilung „eine 
optimale Erreichbarkeit mit dem Auto“?). Die-
ser Einwand ist inhaltlich nach wie vor of-

sofern nicht mehr relevant. 
 
Standorte im Ortskern stehen für das geplante 
Vorhaben nicht zur Verfügung. Das wird in der 
Standortalternativenprüfung plausibel dargelegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen auf 
die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist nach den 
eingeholten Gutachten und der Stellungnahme 
des örtlichen Supermarkt-Betreibers auszu-
schließen. Um dem interkommunalen Abstim-
mung Rechnung zu tragen, hat der Markt Bruck 
das Gutachten der GMA zur Bewertung der 
Auswirkungen der Planung auf die Versorgungs-
situation der Nachbargemeinde Bodenwöhr ein-
geholt. Das Gutachten der GMA ist Bestandteil 
der Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu folgendem 
Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Standor-
tes in Bodenwöhr jedoch auch mit der Entwick-
lung in Bruck i. d. Oberpfalz ausreichend Ent-
wicklungspotenzial zur Verfügung stehen: mit der 
Entwicklung des Grundversorgungsstandortes in 
Scharnierlage Bruck i. d. Opf. werden rd. 13 % 
der zur Verfügung stehenden Kaufkraft am 
Standort Bodenwöhr gebunden (vgl. hier Um-
satzprognose S. 14 der Stellungnahme). Dies 
bedeutet, dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft 
(Kaufkraft in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € ab-
zgl. der an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für eine 
Sicherung der Grundversorgung in Bodenwöhr 
selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Es ist neben der Erreichbarkeit mit dem Auto 
auch die fußläufige Erreichbarkeit, bzw. die An-
bindung an den ÖPNV gegeben. 
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fen. 
 
Da einerseits die Notwendigkeit fehlt und an-
dererseits innerörtlich ein hoher Leerstand 
zu verzeichnen ist, widerspricht die Versiege-
lung einer landwirtschaftlich genutzten 
Fläche jeglicher zukunftsfähigen Planung, 
sowohl in Bezug auf die Lebensmittelversor-
gung (der Land- und Stadtbevölkerung), als 
auch auf die zunehmenden Hochwasserge-
fahren durch versiegelte Böden. 
 
Die dramatische Entwicklung des Klima-
wandels muss aber bei jeder Entscheidung, 
die von verantwortungsbewussten Politikern 
zu treffen ist, gründlich bedacht werden. Pro-
jekte, die weder notwendig sind noch dem 
Klimaschutz dienen, dürfen nicht beschlossen 
und nicht umgesetzt werden. Das Klima-
schutzgesetz ist zwingend zu beachten und 
vorrangig anzuwenden (siehe BayKlimaG, Art. 
1)! Dieser Einwand ist inhaltlich nach wie 
vor offen. 
 
Hinzuweisen ist darauf, dass der Bürgerent-
scheid aus dem Jahr 2022 keinerlei Bin-
dungswirkung hat und zudem inhaltlich ein 
anderes Projekt und einen anderen Investor 
betraf. Die irreführende Berufung der Bür-
germeisterin auf den Bürgerentscheid ist inso-
fern falsch. Zudem ist die irreführende Frage-
stellung des Bürgerentscheids inzwischen von 
einer Mehrheit in der Bevölkerung durch-
schaut und hat zu großen Teilen zu einer 
Meinungsänderung geführt. Die Auswirkun-
gen eines Vollsortimenters waren 2022 wenig 
bekannt und führten bei sachlichen Diskussio-
nen mit Befürwortern zu einem Umdenken. 
 

 
 
Die Planung und Umsetzung erfolgt nach dem 
aktuellen Stand der gesetzlichen Vorgaben. Ne-
gative Auswirkungen können daher ausge-
schlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der durchgeführte Bürgerentscheid ist in seiner 
Bindungswirkung anzuerkennen. 
 
 
 
 
 
Die vorliegenden Gutachten belegen, dass keine 
negativen Auswirkungen zu erwarten sind. 

 

• Bürgereinwand 8, Schreiben vom 16.02.2026 
 
Der Marktgemeinderat nimmt den aufgeführten Einwand des Bürgers vom 16.02.2026 
zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Schreiben des Bürgers Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Ihre Antworten auf unsere Einwände vom 
23.11.25 sind entweder nicht nachvollziehbar 
oder teils am Thema vorbei, wir bitten daher 
darum, sie erneut zu bedenken. 
Da die Stellungnahmen des Büros Heller 
Ihnen sicher vorliegen, beschränken wir uns 
auf die Wiederholung unserer Einwände von 
November (kursiv gedruckt) und unsere aktu-
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ellen Kommentare (Fett gedruckt). 
 
1. Aktuell bäuerlich genutzte Fläche wird 

ohne Not versiegelt und das in einer aus-
gewiesenen Tabuzone. Das widerspricht 
allen aktuellen Regeln des Natur— und 
Klimaschutzes auch in Bayern. 
Siehe Einwand 3 

 
2. Sollten Markträte Politik für ihre Bürger 

machen, nicht Entscheidungen treffen, die 
diese an den Rand des oder sogar in den 
Ruin treiben. Die Kaufkraft und der Bedarf 
der Bürgerinnen erhöht sich nicht durch 
einen neuen Markt, also müssen die Ein-
künfte anderer Anbieter zurückgehen, 
wenn ein neuer Markt angeboten wird. 
Im Gegensatz zum Ergebnis der GMA, 
die von der KIST GmbH & Co. KG be-
zahlt wurde, kam die Auswirkungsana-
lyse im Auftrag der Gemeinde Boden-
wöhr zu einem anderen Ergebnis. Das 
macht uns stutzig. 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Wenn denn schon überhaupt ein neuer 
Markt gebaut werden soll, überzeugt ein 
Blick auf die alternativ geprüften Standor-
te und die jeweilige Beurteilung unter ver-
schiedenen Gesichtspunkten nicht davon, 
dass der Platz an der Schöngraser Straße 
optimal ist. Speziell unter dem Gesichts-
punkt, den Ortskern nicht weiter zu „ent-
leben" ist der Standort eine Fehlentschei-
dung. Eine Lage innerhalb der Ortsschil-
der wäre doch angemessener.  
Darauf haben wir leider keine Antwort 
bekommen. 
Wenn man die anderen potentiellen 
Standorte mit derselben Messlatte 
misst, muss man dazu kommen, dass 
Standort 1 betr. Punkt „Flächennut-
zungsplan" rot sein müsste, weil land-
wirtschaftlich genutzte Fläche doch 
wohl wertvoll ist. 
Betr. Lage im Ortszusammenhang bei 
1,6 km Entfernung zum Marktplatz wä-
re auch rot oder wenn man bei gelb 
bleibt, müsste die Beurteilung bei den 
deutlich näher gelegenen Standpunk-

 
 
Die Tabuzone wurde in dem Einzelhandelskon-
zept von 2009 definiert. Das Gutachten ist mehr 
als 15 Jahre alt und insofern nicht mehr relevant. 
Die Belange des Natur- und Klimaschutzes sind 
in vorliegender Bauleitplanung nach den aktuel-
len gesetzlichen Vorgaben abgearbeitet. 
 
Die Verträglichkeit des Vorhabens wurde durch 
die beigefügte Auswirkungsanalyse belegt. 
 
Der GMA lag im Übrigen das Einzelhandelskon-
zept der Gemeinde Bruck i. d. Oberpfalz aus 
dem Jahr 2009 vor, das zur ersten Orientierung 
für die Ausarbeitungen zugrunde gelegt wurde - 
als aktualisierungsbedürftig eingestuft, kann es 
nach nunmehr 17 Jahren nicht mehr als belast-
bare Grundlage i. S. einer sach- und fachge-
rechten Einordnung dienen. Hierauf wird auch in 
der GMA-Stellungnahme (S. 5) hingewiesen. 
Selbiges gilt daher auch für das Einzelhandels-
konzept, das aus dem selben Jahr datiert. 
 
Ungeachtet dessen sind die zum Zeitpunkt der 
Gutachtenerstellung vorliegenden faktischen 
Verhältnisse im Rahmen der Prüfung zu Grunde 
zu legen, was in der GMA-Analyse vom 
8.1.2026 mit Vor-Ort-Besichtigung im Dezember 
2025 erfolgt ist. 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutreffend 
und vollständig. 
Die Standortalternativenprüfung wurde mit der 
Regierung der Oberpfalz bereits im Vorfeld der 
Bauleitplanung intensiv abgestimmt, nach den 
Vorgaben der Regierung ergänzt und im Übrigen 
wurden die Anmerkungen aus der aktuellen Stel-
lungnahme vorstehend grundlegend behandelt.  
Seitens der höheren Landesplanungsbehörde 
kann die geplante Ausweisung des Planungsge-
bietes in städtebaulicher Randlage mitgetragen 
werden, nachdem von der Kommune mittels 
Standortalternativenprüfung nachvollziehbar und 
plausibel dargelegt wurde, dass für die geplante 
Ansiedlung keine geeigneten städtebaulich inte-
grierten Standorte vorliegen. Einwendungen auf 
Basis des LEP – Ziels 5.3.2 erfolgten von der 
Regierung der Oberpfalz daher nicht. 
 
Gemäß Abstimmung mit der Regierung der Opf. 
wurde der Focus der Standortsuche auf den 
Hauptort und hier auf den Bereich zwischen der 
St 2150 und der stillgelegten Bahntrasse gelegt. 
Die Regierung der Opf. schreibt mit Mail vom 
06.12.2024 dazu: „Damit besteht aus hiesiger 
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ten 3 (700m), 5 (850m), 6 (600m), 7 
(700m), 8 (900m) zur Beurteilung Grün 
kommen. 
Die Standorte 2,3,4,5,6 sind sicher un-
geeignet, da stimmen wir zu. 
Die Standorte 7 und 8 sollten aber ei-
ner sachlicheren Prüfung unterzogen 
werden. 

 
4. Überzeugt die geplante Verkehrsführung 

in keinster Weise. 
Ob die geplante Linksabbiegerspur zur 
Schöngraser Straße (Ausfahrt REWE) bei 
erhöhtem Verkehr aus Richtung B85 
sinnvoll den Verkehr in Richtung B85 ent-
lastet, ist zumindest fraglich, es sei denn 
die Fahrzeuge aus Richtung Schwandorf 
kommend nehmen den Weg durch Mö-
gendorf Da wäre doch ein Kreisverkehr 
eine bessere Lösung zur Sicherung der 
Verkehrssituation wie es lt. Mitteilungs-
blatt ja auch mehrheitlich im Marktrat be-
schlossen wurde. 
Außerdem ist die Sicherheit für Fußgän-
ger und Radfahrer nicht gewährleistet, 
weil der Rad— und Fußweg mit Einmün-
dung auf die Straße hinter der Unterfüh-
rung endet. Besonders an der geplanten 
Ausfahrt REWE ist die Konfliktgefahr 
hoch, da zusätzliche PKWs und LKWs 
das Verkehrsaufkommen erhöhen. 
Der Hinweis auf den lt. Mitteilungsblatt 
vom Marktrat beschlossenen Kreisver-
kehr wurde nicht beantwortet. 
Ein Gehweg entlang der Schöngraser 
Straße schützt die Radfahrer nicht. 
 

5. Die Bewohner von Mögendorf werden vo-
raussichtlich unter erhöhtem Durch-
gangsverkehr leiden und ihren ruhigen 
Dorfcharakter verlieren mit daraus folgen-
der Gefährdung z. B. der Kinder. Erfah-
rungsgemäß werden Schilder mit Durch-
fahrtsverboten für LKWs oder für Nichtan-
lieger nichts helfen. 
Wenn man auf Kaufkraft hofft, die nicht 
aus Bruck kommt, hofft man auf Zu-
fahrt über die B85 aus Norden. Da ist 
der Weg durch Mögendorf einfacher. 
Und wie schon im November ange-
merkt: Schilder werden vermutlich 
nicht helfen, wenn so konsequent kon-
trolliert und bestraft wird wie die immer 
wieder auf dem Behindertenparkplatz, 
in den Busbuchten und auf dem Geh-
weg in der Hauptstraße widerrechtlich 

Sicht Einverständnis, da weitere Ortsteile mit 
starker baulicher Verdichtung und räumlich-
funktionalen Verflechtungen im Gemeindegebiet 
nicht vorhanden sind….“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten rät das 
fachlich zuständige Staatliche Bauamt von der 
Anlage eines Kreisverkehrs ab. Da sich die 
Kreuzung der St2150 mit der B85 sowie die zu-
gehörigen Zu- und Abfahrtsrampen in unmittel-
barer Nähe zum geplanten Knotenpunkt befin-
den, sieht das Staatliche Bauamt durch einen 
Kreisverkehr keine verkehrssichere Abwicklung 
der erforderlichen Fahrbeziehungen als gege-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Wesentliche Anfahrt wird über die Staats-
straße erfolgen. Es macht für die Bevölkerung 
keinen Sinn durch Mögendorf anzufahren. Eine 
Beeinträchtigung ist insofern hier nicht zu erwar-
ten. Weiterhin kann die Gemeinde beispielswei-
se durch Sperrungen für Nicht-Anwohner weite-
re Maßnahmen nach Bedarf ergreifen.  
 
Kontrollen werden bei Bedarf stattfinden. 
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Parkenden. 
 
6. Die Bewohner des Hoffelds müssen, so-

fern sie motorisiert sind einen Umweg 
fahren, wenn sie Richtung Nittenau, Teu-
blitz, Schöngras fahren wollen. Dieser 
Umweg ist sicher per Auto machbar, wird 
aber zu erhöhtem Verkehrsaufkommen 
durch die Bodenwöhrer Straße und die 
Fischbacher Straße Richtung Kreisver-
kehr führen. Auch dies ist eine absolut 
unerwünschte Entwicklung. 
Unser Einwand bezog sich nicht auf 
Radfahrer und Fußgänger, sondern auf 
motorisierte Hoffelder. Durch den Plan, 
aus der Friedenstraße nur rechts ab-
biegen zu können ergibt sich eine nicht 
geringe Verlängerung des Weges (gut 
4x länger) zum Einzelhandelsstandort. 
Wir bezweifeln, dass die Verkehrssi-
cherheit verbessert wird, wenn man 
auf die B85 Richtung Schwandorf fah-
ren muss, dann LINKS abbiegen auf 
den Parkplatz vom Mögendorfer Gast-
haus, dort wenden und zurück auf die 
B85 (oder gleich durch Mögendorf!). 
Alternativ kann man rechts Richtung 
Bodenwöhr abbiegen, wo die erste Ge-
legenheit zum Wenden der Parkplatz 
von Edeka !!!!! ist. 
Die dritte Alternative ist über die Bo-
denwöhrer und Fischbacher Straße in 
den Kreisverkehr zu fahren. Dies wäre 
Richtung Teublitz oder Nittenau so-
wieso der naheliegende Weg. Und da-
mit entsteht das von uns angemerkte 
erhöhte Verkehrsaufkommen, stre-
ckenweise in einer 30 km — Zone. 
Vom Hoffeld bis zu Edeka in Boden-
wöhr ist die Strecke kürzer als bis zum 
geplanten Einzelhandelsstandort, es 
sei denn man nimmt die Route durch 
Mögendorf! 
Die Situation wäre durch einen Kreis-
verkehr entschärft und der Anfahrts-
weg für die Hoffelder verkürzt. 
Wenn es stimmt, dass es einen ent-
sprechenden Marktratsbeschluss gibt, 
warum ist die Linksabbiegerspur mit 
den negativen Folgen für das Hoffeld 
dann noch in der Diskussion? 
Müsste dann nicht neu über das ge-
samte Projekt einschließlich Planung 
des Verkehrs abgestimmt werden? 

 

 
 
Die Wesentliche Anfahrt wird über die Staats-
straße erfolgen. Es macht für die Bevölkerung 
keinen Sinn durch Mögendorf anzufahren. Eine 
Beeinträchtigung ist insofern hier nicht zu erwar-
ten. Weiterhin kann die Gemeinde beispielswei-
se durch Sperrungen für Nicht-Anwohner weite-
re Maßnahmen nach Bedarf ergreifen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anfahrt zum Einzelhandelsstandort von der 
Hoffeldsiedlung ist von dem südlichen Kreisver-
kehr entlang der St 2150 möglich. Der Anfahrts-
weg beträgt ca. 2,5 km. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten rät das 
fachlich zuständige Staatliche Bauamt von der 
Anlage eines Kreisverkehrs ab. Da sich die 
Kreuzung der St2150 mit der B85 sowie die zu-
gehörigen Zu- und Abfahrtsrampen in unmittel-
barer Nähe zum geplanten Knotenpunkt befin-
den, sieht das Staatliche Bauamt durch einen 
Kreisverkehr keine verkehrssichere Abwicklung 
der erforderlichen Fahrbeziehungen als gege-
ben. 
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Ergebnis der Beteiligung der Nachbargemeinden, Behörden und Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB  

 
Von den folgenden Stellen ist keine Stellungnahme eingegangen: 
 

• Amt für ländliche Entwicklung Oberpfalz 

• Bayerischer Bauernverband 

• Deutsche Telekom Technik GmbH 

• Vodafone Kabel Deutschland GmbH 

• Bayernwerk AG 

• Open Grid Europe GmbH 

• Industrie- und Handelskammer 

• Gemeinde Steinberg am See 

• Gemeinde Walderbach 

• Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im Sulzbachtal 

• Freiwillige Feuerwehr Bruck 

• Kreisheimatpfleger 

• Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

• Bayerisches Landesamt für Umwelt 

• Bayerischer Jagdverband e.V. 

• Kreisbrandrat 

• Handelsverband Bayern, Bezirk Oberpfalz-Niederbayern 

• Gewerbeaufsichtsamt Regensburg 

• Wasserversorgung Bruck i. d. Oberpfalz – Wasserwerk 

• DB – Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Eigentumsmanagement – Baurecht 
 

 
Von den folgenden Stellen ist eine Stellungnahme ohne Einwendungen, Bedenken 
oder Hinweise eingegangen: 
 

• Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

• PLEdoc GmbH 

• Stadt Nittenau 

• Stadt Roding 

• Regierung von Oberfranken, Bergamt Nordbayern 

• Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Nabburg 

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr 

• Kreiswerke Cham Wasserversorgung 
 
 
Von den folgenden Stellen ist eine Stellungnahme mit Einwendungen, Bedenken oder 
Hinweise eingegangen: 
 

• Regierung der Oberpfalz, Schreiben vom 11.02.2026 

Die Regierung der Oberpfalz hat folgende Stellungnahme abgegeben. 
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Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme der Regierung der Oberpfalz vom 
11.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme der Reg. der Oberpfalz vom 
11.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Die Regierung der Oberpfalz hat aus Sicht von 
Raumordnung und Landesplanung zuletzt mit 
RS vom 28.11.2025, Nr. ROP-SG24-8314.12-
11-3, zu den o.g. Bauleitplan-Entwürfen der 
Marktgemeinde Bruck i. d. OPf. Stellung ge-
nommen. Im Rahmen der g. Stellungnahme 
wurden Einwendungen im Hinblick auf das etwa-
ige Vorliegen einer erheblich überörtlich raum-
bedeutsamen Einzelhandelsagglomeration im 
Sinn des Ziels des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern (LEP) 5.3.1 erhoben. 
 
Die Kommune hat den Bauleitplanungsunterla-
gen nunmehr eine Untersuchung der Gesell-
schaft für Markt- und Absatzforschung mbH 
(GMA), München, beigefügt, deren Inhalte ge-
eignet sind, das Vorhaben in seiner Gesamtheit 
(drei Einzelhandelsbetriebe) nicht als erheblich 
überörtlich raumbedeutsame EH-Agglomeration 
zu bewerten. Gründe hierfür sind insbesondere 
die Beschränkung auf zwei Sortimente mit 
Schwerpunkt auf dem Nahversorgungssortiment 
und die gute und zeitgemäße Nahversorgungs-
ausstattung benachbarter zentraler Orte. Ge-
mäß der Untersuchung sind die umliegenden 
zentralen Orte nur geringfügig von den geplan-
ten Nutzungen betroffen. Auch wird die Grund-
versorgung im (gemeinsamen) Nahbereich des 
gemeinsamen Grundzentrums (GZ) Bruck i. d. 
OPf. / Bodenwöhr grundsätzlich gewährleistet. 
 
Im Hinblick darauf, dass von keiner erheblich 
überörtlich raumbedeutsamen Einzelhandelsag-
glomeration auszugehen ist, unterliegt allein der 
großflächige LM-Vollsortimenter (1.200 m² Ver-
kaufsfläche) den einzelhandelsspezifischen Zie-
len des LEP (Kapitel 5.3 „Einzelhandelsgroßpro-
jekte“). 
Nachdem Lebensmittelmärkte mit einer Ver-
kaufsfläche bis 1.200 m² Verkaufsfläche grund-
sätzlich in allen Gemeinden – unabhängig von 
den zentralörtlichen Funktionen anderer Ge-
meinden - zulässig sind (LEP-Ziel 5.3.1) und 
diese von der Verkaufsflächenregelung (LEP-
Ziel 5.3.3 „Zulässige Verkaufsflächen“) freige-
stellt sind, werden Einwendungen gegen das 
Vorhaben auf Grundlage des LEP-Zieles 5.3.3. 
„Zulässige Verkaufsflächen“ nicht (mehr) erho-
ben. Die raumverträgliche Verkaufsflächendi-
mensionierung des Projektes beinhaltet im Übri-

 
 
 
 
Die Sachverhaltsdarstellung wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Einverständnis bzgl. der zulässigen 
Verkaufsflächen (LEP-Ziel 5.3.3) aus lan-
desplanerischer Sicht wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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gen lediglich eine abstrakte Bewertung des ein-
zelnen Projekts (ohne Berücksichtigung der im 
Raum vorhandenen Nahversorgungstrukturen). 
 
Im Rahmen des o.g. RS wurde die geplante 
Ausweisung des Planungsgebietes in städtebau-
licher Randlage seitens der höheren Landespla-
nungsbehörde mitgetragen, nachdem von der 
Kommune mittels Standortalternativenprüfung 
nachvollziehbar und plausibel dargelegt wurde, 
dass für die geplante Ansiedlung keine geeigne-
ten städtebaulich integrierten Standorte vorlie-
gen (siehe LEP 5.3.2 „Lage in der Gemeinde“). 
Einwendungen auf Basis des LEP-Ziels 5.3.2 
„Lage in der Gemeinde“ erfolgten daher nicht. 
Der höheren Landesplanungsbehörde liegt 
nunmehr eine schriftliche Äußerung vor, wonach 
der im Rahmen der Alternativenprüfung unter-
suchte und als nicht geeignet bewertete Stand-
ort Nr. 8 (westlich des bestehenden Netto-
Marktes) doch in Betracht komme, da das bishe-
rige Ausschlusskriterium „fehlende Zufahrtsmög-
lichkeit“ (wegen der konfliktträchtigen Lage zum 
bestehenden Kindergarten St. Theresia) einer 
Ansiedlung aufgrund der geplanten Aufgabe des 
Kindergartenstandortes nicht mehr entgegen-
stehe. Aus hiesiger Sicht sind die vorgebrachten 
Einwendungen/Bedenken im Hinblick auf die 
Tragfähigkeit der Standortalternativenprüfung 
und damit auf die Vereinbarkeit der Planung mit 
den Zielen der Raumordnung wesentlich und 
bedürfen daher im Hinblick auf die Rechtssi-
cherheit der Planung einer eingehenden Prüfung 
durch die Kommune (mit entsprechender Be-
rücksichtigung im Rahmen der Abwägung durch 
den Marktgemeinderat). Entsprechendes gilt für 
weitere, ggf. bei der Kommune im Rahmen der 
Anhörung geäußerte etwaige Standortalternati-
ven in städtebaulich integrierter Lage. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sonstige Hinweise: 

• Ergänzend zur pauschalen landesplane-
rischen Betrachtung, bei der eine vom 
Bestand unabhängige Deckelung der zu-
lässigen Verkaufsflächen auf eine nach 
landesplanerischen Maßstäben raumver-
trägliche Größenordnung erfolgt (zuläs-
sige Abschöpfungsquote bzw. Freistel-

 
 
 
 
Das Einverständnis, bzgl. der geplanten 
Ausweisung des Planungsgebietes in städ-
tebaulicher Randlage aus landesplaneri-
scher Sicht, wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es ist festzustellen, dass es keinen Be-
schluss des Marktrates zur weiteren Zukunft 
des Kindergartens St. Theresia gibt, ge-
schweige denn konkrete Planungen, der 
Kindergarten ist aktuell voll belegt und wird 
auch in den kommenden Jahren zur Kinder-
betreuung dringend benötigt. Eine geänderte 
Situation ist daher nicht ersichtlich. 
Die Alternativenprüfung bewertet hier im Üb-
rigen gar nicht die Situation des Kindergar-
tens, sondern dass eine Zufahrt über das 
Areal des Netto-Marktes nicht möglich ist. 
Dies gilt unverändert.  
Am 06.02.2025 wurde der Regierung (Herr 
Koch) eine Stellungnahme des Staatlichen 
Bauamtes vorgelegt in der die zuständige 
Behörde eine Zufahrt zu diesem Grundstück 
über die Staatsstraße definitiv ausschließt. In 
der Stellungnahme wird Folgendes ausge-
führt.  
Um eine Verschlechterung der Verkehrssi-
cherheit im gegenständlichen, anbaufreien 
Abschnitt der St 2150 zuverlässig ausschlie-
ßen zu können, kann die Zustimmung der 
Straßenbauverwaltung zu einer direkten Er-
schließung an die St 2150 für die Standorte 
5 und 8 jedenfalls nicht erteilt werden.“ 
Diese Stellungnahme ist weiterhin gültig, in-
sofern ist auch der Ausschluss des Standor-
tes 8 zutreffend.  
In der Alternativenprüfung wird im Übrigen 
nicht auf die Wechselwirkung mit dem Kin-
dergarten eingegangen, diese Annahme re-
sultiert wohl aus der Einwendung die der 
Regierung vorliegt. Insofern ist diese Ein-
wendung bereits diesbezüglich sachlich un-
zutreffend und die Altentativenprüfung kor-
rekt.  
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lung von Märkten mit einer Verkaufsflä-
che von 1.200 m² gem. LEP-Zielen 5.3.3 
und 5.3.1), sind bei einer Bewertung des 
Projekts auch die etwaigen städtebauli-
chen Auswirkungen zu beleuchten, d.h. 
die zu erwartenden Auswirkungen auf 
die bestehende Versorgungsstrukturen in 
Folge induzierter Umsatzumverteilungen. 
Die städtebaulichen Auswirkungen liegen 
jedoch weitgehend außerhalb des Rege-
lungsregimes der Landesplanung. Im 
Rahmen des vorliegenden GMA-
Gutachtens wurde eine entsprechende 
städtebauliche Auswirkungsanalyse vor-
genommen, welche aus hiesiger Sicht 
auch in den bauleitplanerischen Abstim-
mungsprozess eingebracht werden soll-
te. 

• Eine nach hiesigem Kenntnisstand im 
Zusammenhang mit dem Vorhaben nicht 
vertiefte Abstimmung der Einzelhandels-
entwicklung mit der Nachbargemeinde 
Bodenwöhr, mit welcher die Marktge-
meinde ein gemeinsames Grundzentrum 
bildet und mit welcher diese gemeinsam 
für die Grundversorgung im gemeinsa-
men Nahbereich zuständig ist (vgl. Regi-
onalplan Oberpfalz-Nord – RP 6 - Kapitel 
A 4.1), wird grundsätzlich kritisch gese-
hen. 

• In diesem Zusammenhang wird auch auf 
folgendes Ziel der Regionalplanung hin-
gewiesen:  
„Doppel- und Mehrfachzentren haben 
sich zur Sicherung und Weiterentwick-
lung der zentralörtlichen Einrichtungen 
und zur gemeinsamen Wahrnehmung ih-
rer Versorgungsaufgaben regelmäßig 
abzustimmen“ (siehe RP 6 Ziel A 4.3.2). 
Seitens des Normgebers, des Regiona-
len Planungsverbandes Region Ober-
pfalz-Nord, wurde im Rahmen der Betei-
ligung nach § 4 Abs. 1 BauGB bereits 
auf die regionalplanerischen Belange 
hingewiesen (mehr hierzu siehe Stel-
lungnahme des Planungsverbandes). 
Nachdem Betriebe bis 1.200 m² Ver-
kaufsfläche, die ganz überwiegend dem 
Verkauf von Waren des Nahversor-
gungsbedarfs dienen, gemäß LEP-Ziel 
5.3.1 in allen Gemeinden – unabhängig 
von den zentralörtlichen Funktionen an-
derer Gemeinden - zulässig sind (s.o.), 
kann sich das o.g. regionalplanerische 
Ziel (RP 6 4.3.2) jedoch nicht gegenüber 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit 
der Gemeinde Bodenwöhr ausgetauscht, 
auch hat ein diesbezügliches persönliches 
Gespräch der beiden Bürgermeister stattge-
funden. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine be-
sondere Ausprägung des bauleitplaneri-
schen Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 
BauGB (vgl. BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 
9 N 17.2305; vgl. BVerwG, Beschluss vom 
28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). Die Bedeutung 
des interkommunalen Abstimmungsgebots 
im Rahmen des allgemeinen Abwägungsge-
bots liegt darin, dass eine Gemeinde, die ih-
re eigenen Vorstellungen selbst um den 
Preis von gewichtigen Auswirkungen für die 
Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Ge-
stalt der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen 
einer förmlichen Planung unterliegt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
4 BN 40/05). 
 
Die planende Gemeinde kann im Wege der 
Abwägung sogar grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zentraler Versorgungsberei-
che der Nachbargemeinde überwinden, 
wenn sie noch gewichtigere Belange geltend 
machen kann (vgl. BayVGH, Urt. v. 
31.01.2022 – 9 N 17.2305; BayVGH, Urteil 
vom 17.12.2018 – 15 N 16.2373, 
15 N 17.1598). 
In diesem Fall muss die planende Gemeinde 
die städtebaulichen Auswirkungen der Zu-
lassung eines solchen Vorhabens auf zent-
ralen Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinde ermitteln und abwägen. Dabei geht 
es nicht um den Schutz bestehender Betrie-
be vor wirtschaftlicher Konkurrenz. Abwä-
gungsrelevant sind vielmehr Auswirkungen 
in Bezug auf die städtebauliche Ordnung 
und Entwicklung, also etwa wenn eine bei 
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dem landesplanerischen Ziel durchset-
zen. Jedoch wird auf das Abstimmungs-
gebot gemäß § 2 Abs. 2 BauGB verwie-
sen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Umsetzung der Planung erfolgende Beein-
trächtigung des Einzelhandels die städtebau-
liche Zentrenstruktur tangiert oder zu verän-
dern droht (vgl. BayVGH, Urteil vom 
17.12.2018 – 15 N 16.2373, 15 N 17.1598). 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist 
nach den eingeholten Gutachten und der 
Stellungnahme des örtlichen Supermarkt-
Betreibers auszuschließen. Um dem inter-
kommunalen Abstimmung Rechnung zu tra-
gen, hat der Markt Bruck das Gutachten der 
GMA zur Bewertung der Auswirkungen der 
Planung auf die Versorgungssituation der 
Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
 
Im Übrigen liegt der Gemeinde Bodenwöhr 
zwischenzeitlich ein Schreiben von EDEKA 
vor. In diesem Schreiben informiert die 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG den Markt Bodenwöhr, dass diese einen 
Betreiberwechsel vorgenommen hat und seit 
Dezember 2025 direkten Zugriff auf den 
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Wir bitten darum, uns zur Aktualisierung des 
hiesigen Rauminformationssystems (RIS) zeit-
nah nach Abschluss des Verfahrens eine End-
ausfertigung der beiden Bauleitpläne mit Verfah-
rensvermerken und Begründung auf bevorzugt 
digitalem Wege an folgende E-Mail-Adresse zu-

Markt hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass 
sie eine erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. Weiterhin ist damit 
nachgewiesen, dass die hier gegenständli-
che Bauleitplanung eben keine negativen 
Auswirkungen auf die Gemeinde Bodenwöhr 
hat. 
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
sich hier um einen gemeinsamen Versor-
gungsstandort Bruck und Bodenwöhr han-
delt. Es kann also bereits grundsätzlich nicht 
darauf ankommen in welcher der beiden 
Kommunen die Grundversrogung angesie-
delt ist bzw. ob es geringfügige Verschie-
bungen gibt. Jedoch ist dies hier unerheblich 
da nachgewiesen und bestätigt wurde, dass 
es für Bodenwöhr keine nachteiligen Auswir-
kungen gibt. Der Markt Bruck hat sich inso-
fern grundlegend mit der interkommunalen 
Abstimmung auseinandergesetzt und die 
Gemeinde Bodenwöhr ist über die Sachlage 
informiert. Das Schreiben der EDEKA liegt 
der Gemeinde Bodenwöhr im Übrigen be-
reits seit geraumer Zeit vor, insofern ist die 
Stellungnahme der Gemeinde Bodenwöhr 
weder begründet noch nachvollziehbar.  
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
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kommen zu lassen (Art. 30 BayLplG): raumin-
formation@reg-opf.bayern.de . 
 
Diese Stellungnahme erfolgt ausschließlich aus 
Sicht von Raumordnung und Landesplanung. 
Eine Beurteilung nach anderen Belangen wie 
u.a. der der Städtebauförderung oder nach städ-
tebaulichen Gesichtspunkten ist damit nicht ver-
bunden. 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

• Regionaler Planungsverband Oberpfalz-Nord, Schreiben vom 27.01.2026 

Der Regionale Planungsverband Oberpfalz-Nord hat folgende Stellungnahme abge-
geben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes 
Oberpfalz-Nord vom 27.01.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme des Regionalen Planungsver-
bandes Oberpfalz-Nord vom 27.01.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Die Stellungnahme des Regionalen Planungs-
verbandes Oberpfalz-Nord im Verfahren nach § 
4 Abs. 2 BauGB wird inhaltlich weiter aufrecht-
erhalten. Es wird erneut eine Abstimmung mit 
der Nachbargemeinde Bodenwöhr nahegelegt 
(siehe unten). 
 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung, 
die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB auslösen: 
 
„Doppel- und Mehrfachzentren haben sich zur 
Sicherung und Weiterentwicklung der zentralört-
lichen Einrichtungen und zur gemeinsamen 
Wahrnehmung ihrer Versorgungsaufgaben re-
gelmäßig abzustimmen.“ (RP 6 A 4.3.2 Z) 
 
Es wird erneut auf das o.g. Ziel im Regionalplan 
Oberpfalz-Nord hingewiesen, wonach aufgrund 
der Festlegung des Marktes Bruck i.d.OPf. mit 
der Gemeinde Bodenwöhr als gemeinsames 
Grundzentrum, das Vorhaben mit der Gemeinde 
Bodenwöhr abzustimmen ist. 
 
 
In der Begründung zu o.g. Ziel wird hierzu ins-
besondere auf den Einzelhandel Bezug ge-
nommen: 
„Insbesondere im Bereich des Einzelhandels ist 
dies von Bedeutung, denn hier können Grund-
zentren, die sich einen Nahbereich teilen, auch 
auf die Kaufkraft der jeweiligen Partnergemein-
de zurückgreifen, wodurch Konkurrenzsituatio-
nen entstehen können (Begründung zu RP 6 A 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit 
der Gemeinde Bodenwöhr abgestimmt, auch 
hat ein diesbezügliches persönliches Ge-
spräch der beiden Bürgermeister stattgefun-
den. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine be-
sondere Ausprägung des bauleitplaneri-
schen Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 
BauGB (vgl. BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 
9 N 17.2305; vgl. BVerwG, Beschluss vom 
28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). Die Bedeutung 
des interkommunalen Abstimmungsgebots 
im Rahmen des allgemeinen Abwägungsge-
bots liegt darin, dass eine Gemeinde, die ih-
re eigenen Vorstellungen selbst um den 
Preis von gewichtigen Auswirkungen für die 
Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Ge-
stalt der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen 
einer förmlichen Planung unterliegt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
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4.3.2 Z). 
 
Grundsätze der Raumordnung als zu be-
rücksichtigende Vorhaben für nachfolgende 
Abwägungs- oder Ermessensentscheidun-
gen nach Art. 3 Abs. 1 S. 1 BayLplG: 
 
Es wird auf die Inhalte der Stellungnahme im 
Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB verwiesen. 
 

4 BN 40/05). 
 
Die planende Gemeinde kann im Wege der 
Abwägung sogar grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zentraler Versorgungsberei-
che der Nachbargemeinde überwinden, 
wenn sie noch gewichtigere Belange geltend 
machen kann (vgl. BayVGH, Urt. v. 
31.01.2022 – 9 N 17.2305; BayVGH, Urteil 
vom 17.12.2018 – 15 N 16.2373, 
15 N 17.1598). 
In diesem Fall muss die planende Gemeinde 
die städtebaulichen Auswirkungen der Zu-
lassung eines solchen Vorhabens auf zent-
ralen Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinde ermitteln und abwägen. Dabei geht 
es nicht um den Schutz bestehender Betrie-
be vor wirtschaftlicher Konkurrenz. Abwä-
gungsrelevant sind vielmehr Auswirkungen 
in Bezug auf die städtebauliche Ordnung 
und Entwicklung, also etwa wenn eine bei 
Umsetzung der Planung erfolgende Beein-
trächtigung des Einzelhandels die städtebau-
liche Zentrenstruktur tangiert oder zu verän-
dern droht (vgl. BayVGH, Urteil vom 
17.12.2018 – 15 N 16.2373, 15 N 17.1598). 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist 
nach den eingeholten Gutachten und der 
Stellungnahme des örtlichen Supermarkt-
Betreibers auszuschließen. Um dem inter-
kommunalen Abstimmung Rechnung zu tra-
gen, hat der Markt Bruck das Gutachten der 
GMA zur Bewertung der Auswirkungen der 
Planung auf die Versorgungssituation der 
Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
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an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
 
Im Übrigen liegt der Gemeinde Bodenwöhr 
zwischenzeitlich ein Schreiben von EDEKA 
vor. In diesem Schreiben informiert die 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG den Markt Bodenwöhr, dass diese einen 
Betreiberwechsel vorgenommen hat und seit 
Dezember 2025 direkten Zugriff auf den 
Markt hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass 
sie eine erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. Weiterhin ist damit 
nachgewiesen, dass die hier gegenständli-
che Bauleitplanung eben keine negativen 
Auswirkungen auf die Gemeinde Bodenwöhr 
hat. 
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
sich hier um einen gemeinsamen Versor-
gungsstandort Bruck und Bodenwöhr han-
delt. Es kann also bereits grundsätzlich nicht 
darauf ankommen in welcher der beiden 
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Kommunen die Grundversrogung angesie-
delt ist bzw. ob es geringfügige Verschie-
bungen gibt. Jedoch ist dies hier unerheblich 
da nachgewiesen und bestätigt wurde, dass 
es für Bodenwöhr keine nachteiligen Auswir-
kungen gibt. Der Markt Bruck hat sich inso-
fern grundlegend und intensiv mit der inter-
kommunalen Abstimmung auseinanderge-
setzt und die Gemeinde Bodenwöhr ist über 
die Sachlage informiert. Das Schreiben der 
EDEKA liegt der Gemeinde Bodenwöhr im 
Übrigen bereits seit geraumer Zeit vor, inso-
fern ist die Stellungnahme der Gemeinde 
Bodenwöhr weder begründet noch nachvoll-
ziehbar.  
 
 
Die Stellungnahme des Regionalen Pla-
nungsverbandes Oberpfalz-Nord im Verfah-
ren Nach § 4 Abs. 1 BauGB wird nachfolgen 
nachrichtlich beigefügt. Diesbezüglich wird 
auf die vorstehenden Ausführungen zur ak-
tuellen Stellungnahme verwiesen. Die Ab-
wägung der Stellungnahme nach § 4 Abs. 1 
BauGB wird zudem weiterhin aufrechterhal-
ten. 

Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die 
eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen: 
 
„Doppel- und Mehrfachzentren haben sich zur 
Sicherung und Weiterentwicklung der zentralört-
lichen Einrichtungen und zur gemeinsamen 
Wahrnehmung ihrer Versorgungsaufgaben re-
gelmäßig abzustimmen.“ (RP 6 A 4.3.2 Z) 
 
Der Markt Bruck i.d.OPf. bildet mit der Gemein-
de Bodenwöhr ein gemeinsames Grundzentrum 
(vgl. RP 6 A 4.1.1 Z). Das Vorhaben ist entspre-
chend RP 6 A 4.3.2 Z eng mit der Gemeinde 
Bodenwöhr abzustimmen. Der Stellungnahme 
der Gemeinde ist entsprechende Bedeutung 
beizumessen. 
 
Grundsätze der Raumordnung als zu berück-
sichtigende Vorhaben für nachfolgende Abwä-
gungs- oder Ermessensentscheidungen nach 
Art. 3 Abs. 1 S. 1 BayLplG: 
 
„Die Grundzentren sollen in ihren Versorgungs-
funktionen gesichert und weiterentwickelt wer-
den. 
Dazu sollen sie eng mit den Gemeinden ihres 
Nahbereichs kooperieren.“ (RP 6 A 4.3.1 G). 
„In der gesamten Region soll auf eine bedarfs-
gerechte Versorgung der Bevölkerung mit Wa-
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ren und Dienstleistungen hingewirkt werden.“ 
(RP 6 B IV 5.1 G) 
 
„Die Grundversorgung der Bevölkerung mit Wa-
ren des täglichen Bedarfs soll in allen Gemein-
den der Region sichergestellt werden.“ (RP 6 B 
IV 5.2 G) 
 
„Historisch gewachsene Geschäfts- und Dienst-
leistungszentren in den Innenstädten und Orts-
kernen sollen als Standorte für Versorgungsein-
richtungen in ihrer Bedeutung gesichert und wei-
terentwickelt werden.“ (RP 6 B IV 5.4 G) 
 
„Es ist darauf hinzuwirken, dass planerische 
Gesamtkonzepte als geeignetes Mittel zur Steu-
erung des großflächigen Einzelhandels, auch in 
interkommunaler Kooperation, entwickelt und 
verbindlich festgelegt werden.“ (RP 6 B IV 5.4 
G) 
 
Das Vorhaben kann zur Verwirklichung der 
Grundsätze (G) B IV 5.1 und B IV 5.4 des Regi-
onalplans beitragen. Demnach soll in der ge-
samten Region auf eine bedarfsgerechte Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Waren und Dienst-
leistungen hingewirkt werden und die Grundver-
sorgung der Bevölkerung mit Waren des tägli-
chen Bedarfs in allen Gemeinden der Region si-
chergestellt werden. Gleichzeitig gilt es jedoch 
auch, Überkapazitäten zu vermeiden und zwi-
schengemeindlich Rücksicht zu nehmen. 
 
Gem. dem Grundsatz B IV 5.4 Regionalplan 
Oberpfalz-Nord sollen historisch gewachsene 
Geschäfts- und Dienstleistungszentren in den 
Innenstädten und Ortskernen als Standorte für 
Versorgungseinrichtungen in ihrer Bedeutung 
gesichert und weiterentwickelt werden. Beson-
ders gewürdigt werden sollen daher in diesem 
Zusammenhang die Stellungnahmen der zu-
ständigen landesplanerischen, städtebaulichen 
und baurechtlichen Fachstelle(n) sowie der um-
liegenden Gemeinden. 
 
Der o.g. Grundsatz sieht zudem vor, planerische 
Gesamtkonzepte als geeignetes Mittel zur Steu-
erung des großflächigen Einzelhandels, auch in 
interkommunaler Kooperation, zu entwickeln 
und verbindlich festzulegen, denn eine sachge-
rechte, überörtliche Betrachtungsweise der Ein-
zelhandelsversorgung trägt dazu bei, die Einzel-
handelsentwicklung unter Zugrundelegung der 
gegebenen topographischen, baulichen und 
handelsspezifischen Besonderheiten verbrau-
chernah zu gestalten, ohne bestehende Versor-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
Das bestehende Kaufkraftpotenzial reicht 
aus, um zwei Vollsortiment-Standorte in den 
beiden angrenzenden Gemeinden erfolg-
reich zu betreiben. 
Die Verträglichkeit des Vorhabens wird im 
Rahmen einer entsprechenden Auswir-
kungsanalyse überprüft und dem Entwurf 
beigefügt 
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gungsstrukturen zu gefährden. Es bietet sich 
daher an, planerische Entscheidungen im Ein-
zelhandelssektor auf ein (ggf. über-)örtliches 
Einzelhandelsentwicklungskonzept zu stützen. 
Insbesondere die Erstellung eines gemeinsa-
men Konzepts mit der Gemeinde Bodenwöhr, 
mit dem der Markt Bruck i.d.OPf. ein gemeinsa-
mes Grundzentrum bildet, sollte daher ange-
dacht werden. 
 
Dadurch könnte auch zur Verwirklichung des 
o.g. Ziels A 4.3.2 des Regionalplans beigetragen 
werden. Um die gemeinsamen Aufgaben Zent-
raler Doppelorte und Mehrfachorte zu koordinie-
ren, und umsetzen und sich im Hinblick auf ihre 
Funktionen optimal ergänzen zu können, ist eine 
umfangreiche interkommunale Kooperation und 
Abstimmung notwendig. Vertragliche Vereinba-
rungen oder interkommunale Entwicklungskon-
zepte (z.B. im Bereich Siedlungsentwicklung 
oder Einzelhandel) können zur Verfestigung der 
Kooperationsabsichten und zu einer verträgli-
chen abgestimmten Entwicklung beitragen. 
 

 
 

• Staatliches Bauamt Amberg-Sulzbach, Schreiben vom 13.02.2026 

Das Staatliche Bauamt Amberg-Sulzbach hat folgende Stellungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Amberg-
Sulzbach vom 13.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme des Staatlichen Bauamtes Am-
berg-Sulzbach vom 13.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Gegen den vorgelegten Bebauungsplan und der 
Änderung des Flächennutzungsplanes (damali-
ger Stand 16.10.2025) haben wir mit Schreiben 
vom 24.11.2025 Einwände / Auflagen geltend 
gemacht. 
 
Die Einwände / Auflagen wurden im Rahmen 
der Abwägung berücksichtigt und mehrheitlich in 
die nun vorliegende Fassung vom 18.12.2025 
eingearbeitet bzw. werden bei den weiteren Pla-
nungen berücksichtigt. Aus diesem Grunde be-
steht seitens des Staatlichen Bauamtes Einver-
ständnis. 
 
Zu nachfolgenden, bereits in unserer o. g. Stel-
lungnahme enthaltenen, Auflagen dürfen wir im 
Zusammenhang mit dem übermittelten Abwä-
gungsergebnis folgendes mitteilen: 
 
Zu Pkt. 2: 

 
 
 
 
 
 
Das Einverständnis wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 44 von 92 
 

Für die Errichtung von Stellplätzen wurde eine 
Ausnahme vom Bauverbot auf 17 m erteilt. Mit 
der Unterschreitung des o. g. Abstandes für die 
in der südlichen Ecke, im Bereich der Einmün-
dung vorgesehenen Stellplätze besteht Einver-
ständnis. 
Weitere Ausnahmen sind jedoch nicht zulässig. 
 
Zu Pkt. 9 und Pkt. 10: 
An den beiden Ortsstraßeneinmündungen ist 
aufgrund der zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
von 60 km/h ein Sichtdreieck von 3m/110m für 
die Blickrichtung Nittenau ausreichend. Den 
Ausführungen des Planers wird insoweit zuge-
stimmt. 
 
An der Einmündung der Schöngraser Straße ist 
für die Blickrichtung B 85 jedoch ein Sichtdrei-
eck von 3m/200m vorzusehen, da hier keine 
Geschwindigkeitsbegrenzung angeordnet ist 
und deshalb die zulässige Höchstgeschwindig-
keit von 100 km/h anzusetzen ist. Das Sichtdrei-
eck in Blickrichtung B 85 ist entsprechend zu 
erweitern. 
 
Wir bitten um Übersendung eines Stadt- bzw. 
Gemeinderatsbeschlusses, wenn unsere Stel-
lungnahme behandelt wurde. 
 
Der rechtsgültige Bebauungsplan (einschließlich 
Satzung) ist 2-fach dem Staatlichen Bauamt zu 
übersenden. 
 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen, das Sicht-
dreieck wird wie vorgeschlagen erweitert.  
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

 

• Landratsamt Schwandorf SG 3.2 Bauaufsicht, Bauleitplanung, Denkmal-
schutz, Schreiben vom 12.02.2026 

Das Landratsamt Schwandorf SG 3.2 Bauaufsicht, Bauleitplanung, Denkmalschutz hat 
folgende Stellungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf SG 3.2 
Bauaufsicht, Bauleitplanung, Denkmalschutz vom 12.02.2026 zur Kenntnis und fasst 
folgenden Beschluss: 
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Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf 
SG 3.2 Bauaufsicht, Bauleitplanung, Denkmal-
schutz vom 12.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Im Rahmen der Behandlung der Stellungnah-
men im frühzeitigen Verfahren erscheint es zu-
mindest zweifelhaft, ob eine sachgerechte Ab-
wägung überhaupt stattgefunden hat. Offen-
sichtlich wurde in der Sitzung des Marktgemein-
derats vom 18.12.2025 über die eingegangenen 
Einwendungen „en bloc“ entschieden und es ist 
nicht nachvollziehbar, ob eine inhaltliche Ausei-
nandersetzung mit den einzelnen Belangen 
überhaupt erfolgen konnte. Vielmehr wurden 
den „formulierten Abwägungsvorschläge gem. 
der Abwägungstabellen“ zugestimmt, eine Ab-
wägung der Belange untereinander und gegen-
einander wie vom Baugesetzbuch gefordert, hat 
nicht stattgefunden. 
 
Wenn erhebliche Bedenken des Straßenbau-
amts betreffend Unfallschwerpunkten nur „zur 
Kenntnis genommen“ werden, zeigt dies eine 
völlige Verkennung der Bedeutung eines Abwä-
gungsvorgangs. 
 
Deshalb weisen wir vorsorglich auf das zentrale 
Gebot einer sachgerechten Abwägung hin, das 
verletzt ist, wenn eine sachgerechte Abwägung 
nicht erfolgt. Es ist daher entscheidend, dass die 
Gemeinde jeden als abwägungsrelevanten er-
kannten Belang so genau, so umfassend und 
nachvollziehbar wie möglich benennt und die 
Gründe, aus denen sie dem Belang Rechnung 
trägt oder nicht, jeweils und im Einzelnen so 
präzise wie möglich darstellt. 
 
Bei der Bauleitplanung für Einzelhandelsgroß-
projekte ist das interkommunale Abstimmungs-
gebot besonders zu beachten (§ 2 Abs. 2 
BauGB.) Gemeinden können sich im Zuge des-
sen bei entsprechenden Planungen der Nach-
bargemeinde auch auf Auswirkungen auf ihre 
zentralen Versorgungsbereiche berufen. Daher 
haben benachbarte Gemeinden Anspruch da-
rauf, dass ihre Belange angemessen in die von 
der planenden Gemeinde zu treffenden Abwä-
gungsentscheidungen eingestellt werden. Dabei 
können sich diese auch auf die ihnen durch Zie-
le der Raumordnung zugewiesenen Funktionen 
und auf Auswirkungen auf ihre zentralen Ver-
sorgungsbereiche berufen (§ 2 Abs. 2 Satz 2 
BauGB). 
Zum jetzigen Kenntnisstand bestehen erhebli-
che Zweifel, ob dieser Abwägungsvorgang 

Die vorgetragenen Belange wurden geprüft 
und untereinander sachgerecht abgewogen. 
Eine Einzelabstimmung ist an keiner Stelle 
gesetzlich vorgegeben und erweist sich ins-
besondere bei größeren Bauleitplanverfah-
ren als völlig unpraktikabel.  
Der Beschluss „en bloc“ ist zulässig, mit dem 
Beschluss macht sich der Marktrat die in der 
Sitzungsvorlage enthaltenen Ausführungen 
zu eigen. 
Damit ist die Abwägung formell und verfah-
renstechnisch korrekt durchgeführt worden, 
die Vorgehensweise entspricht der Rechts-
lage. 
 
 
Es bestehen keine erheblichen Bedenken 
von Seiten des Staatlichen Bauamtes eines 
Unfallschwerpunktes betreffend. Es wird le-
diglich darauf hingewiesen, die Schaffung 
eines Unfallschwerpunktes zu vermeiden. 
Mit der Planung und Umsetzung einer Links-
abbiegespur und den geplanten verkehrs-
rechtlichen Änderungen bzgl. Abbiegevor-
gängen wird die Verkehrssicherheit an die-
sem Kontenpunkt verbessert. 
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit 
der Gemeinde Bodenwöhr abgestimmt, auch 
hat ein diesbezügliches persönliches Ge-
spräch der beiden Bürgermeister stattgefun-
den. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine be-
sondere Ausprägung des bauleitplaneri-
schen Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 
BauGB (vgl. BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 
9 N 17.2305; vgl. BVerwG, Beschluss vom 
28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). Die Bedeutung 
des interkommunalen Abstimmungsgebots 
im Rahmen des allgemeinen Abwägungsge-
bots liegt darin, dass eine Gemeinde, die ih-
re eigenen Vorstellungen selbst um den 
Preis von gewichtigen Auswirkungen für die 
Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Ge-
stalt der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen 
einer förmlichen Planung unterliegt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
4 BN 40/05). 
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mängelfrei erfolgt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die planende Gemeinde kann im Wege der 
Abwägung sogar grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zentraler Versorgungsberei-
che der Nachbargemeinde überwinden, 
wenn sie noch gewichtigere Belange geltend 
machen kann (vgl. BayVGH, Urt. v. 
31.01.2022 – 9 N 17.2305; BayVGH, Urteil 
vom 17.12.2018 – 15 N 16.2373, 
15 N 17.1598). 
In diesem Fall muss die planende Gemeinde 
die städtebaulichen Auswirkungen der Zu-
lassung eines solchen Vorhabens auf zent-
ralen Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinde ermitteln und abwägen. Dabei geht 
es nicht um den Schutz bestehender Betrie-
be vor wirtschaftlicher Konkurrenz. Abwä-
gungsrelevant sind vielmehr Auswirkungen 
in Bezug auf die städtebauliche Ordnung 
und Entwicklung, also etwa wenn eine bei 
Umsetzung der Planung erfolgende Beein-
trächtigung des Einzelhandels die städtebau-
liche Zentrenstruktur tangiert oder zu verän-
dern droht (vgl. BayVGH, Urteil vom 
17.12.2018 – 15 N 16.2373, 15 N 17.1598). 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist 
nach den eingeholten Gutachten und der 
Stellungnahme des örtlichen Supermarkt-
Betreibers auszuschließen. Um dem inter-
kommunalen Abstimmung Rechnung zu tra-
gen, hat der Markt Bruck das Gutachten der 
GMA zur Bewertung der Auswirkungen der 
Planung auf die Versorgungssituation der 
Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
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Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
 
Im Übrigen liegt der Gemeinde Bodenwöhr 
zwischenzeitlich ein Schreiben von EDEKA 
vor. In diesem Schreiben informiert die 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG den Markt Bodenwöhr, dass diese einen 
Betreiberwechsel vorgenommen hat und seit 
Dezember 2025 direkten Zugriff auf den 
Markt hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass 
sie eine erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. Weiterhin ist damit 
nachgewiesen, dass die hier gegenständli-
che Bauleitplanung eben keine negativen 
Auswirkungen auf die Gemeinde Bodenwöhr 
hat. 
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
sich hier um einen gemeinsamen Versor-
gungsstandort Bruck und Bodenwöhr han-
delt. Es kann also bereits grundsätzlich nicht 
darauf ankommen in welcher der beiden 
Kommunen die Grundversorgung angesie-



Seite 48 von 92 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Flächenausweisung für Einzelhandelsgroß-
projekte hat an städtebaulich integrierten Stand-
orten zu erfolgen. Abweichend sind Ausweisun-
gen in städtebaulichen Randlagen zulässig, 
wenn die Gemeinde nachweist, dass geeignete 
städtebaulich integrierte Standorte aufgrund der 
topographischen Gegebenheiten nicht vorliegen 
(LEP 5.3.2). 
Die kommunalen Bauleitpläne sind nach den 
Vorgaben des Baugesetzbuches den Zielen der 
Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). 
Das Landesentwicklungsprogramm Bayern so-
wie die Regionalpläne legen diese Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung fest. 
 
Eine Ausnahme vom „Anbindegebot“ ist für uns 
nach den nachgereichten Unterlagen (Standort-
analyse) nicht erkennbar: 
Die Aussage „Dieser ist neben der Pkw–
Anbindung, fuß und radläufig sowie über den 
ÖPNV ideal angebunden“ entbehrt einer genau-
eren Begründung und erscheint willkürlich. We-
der ist die Ansiedelung zentral noch fußläufig er-
reichbar, sondern erfolgt durch eine Fußgänger-
unterführung unter der Staatsstraße mit der 60 
m entfernten Wohnbebauung. 
 
Im Übrigen erfolgt die Bestätigung der Anwend-
barkeit der Ausnahme „Ansiedlung in städtebau-
licher Randlage“ nur unter der Voraussetzung, 
dass sich im Rahmen des Bauleitplanverfahrens 
für die Kommune keine (belastbaren) neuen Er-
kenntnisse im Hinblick auf eine mögliche alter-
native Ansiedlung in städtebaulich integrierter 
Lage ergeben. 
 
Laut Aussage des Marktes zeigt die „vorliegen-
de Alternativenprüfung, dass es „derzeit keine 
weitere Alternative gibt“ und „Innenentwick-
lungspotentiale nicht in ausreichender Form 
vorhanden“ sind. An dieser Prüfung bestehen 

delt ist bzw. ob es geringfügige Verschie-
bungen gibt. Jedoch ist dies hier unerheblich 
da nachgewiesen und bestätigt wurde, dass 
es für Bodenwöhr keine nachteiligen Auswir-
kungen gibt. Der Markt Bruck hat sich inso-
fern grundlegend und intensiv mit der inter-
kommunalen Abstimmung auseinanderge-
setzt und die Gemeinde Bodenwöhr ist über 
die Sachlage informiert. Das Schreiben der 
EDEKA liegt der Gemeinde Bodenwöhr im 
Übrigen bereits seit geraumer Zeit vor, inso-
fern ist die Stellungnahme der Gemeinde 
Bodenwöhr weder begründet noch nachvoll-
ziehbar.  
 
Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme 
der Regierung der Oberpfalz verwiesen.   
 
 
 
 
 
Auf die Stellungnahme der Regierung der 
Oberpfalz, die hier höherrangig ist, in Ver-
bindung mit den ergänzenden Ausführungen 
dieser Abwägung wird verwiesen. Zum Vor-
haben bestehen keine Einwände aus lan-
desplanerischer Sicht. Die Planung steht in 
Einklang mit den einschlägigen Zielen des 
Landesentwicklungsplans (vgl. Stellungnah-
me Regierung der Oberpfalz). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unterstellung der Subjektivität der Alter-
nativenprüfung ist unbegründet. Diese wurde 
mit der Regierung der Oberpfalz bereits im 
Vorfeld der Bauleitplanung intensiv abge-
stimmt, nach den Vorgaben der Regierung 
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unsererseits erhebliche Zweifel: 
Die Standortanalyse ist in seiner Gewichtung 
subjektiv und von vornherein auf Standort 1 an-
gelegt. Die Gewichtung erscheint durchgehend 
willkürlich und ist bei Ortskenntnis nicht nach-
vollziehbar bzw. plausibel. 
So wird bei Standort 1 das Landschaftsbild „auf 
der grünen Wiese“ problemlos eingeschätzt, bei 
Standort 3 wird das Landschaftsbild durch die 
Lage in der Nähe eines Weihers beeinträchtigt; 
die Nähe zu einem Friedhof beeinträchtigt die 
„Erholungsfunktion – auch im Hinblick auf stö-
rungsempfindliche Trauerveranstaltungen). 
Mögliche Standorte werden kategorisch nicht 
weiter betrachtet aufgrund der Nähe zu einer 
Bebauung, obwohl keine schalltechnischen Vor-
prüfungen stattgefunden hat. 
Geeignete Flächen werden ausgeschlossen, da 
sie als Erweiterungsflächen für den Friedhof in 
Frage kommen. Standort 9 wird aufgrund seiner 
Randlage und Entfernung zum Ortskern ausge-
schlossen, Standort 1 hingegen als „zentrums-
nah“ – gegenüber der Staatsstraße - befürwor-
tet. 
 
Im Übrigen werden von verschiedener Seite 
Zweifel am Ausschluss des Standorts 8 geäu-
ßert, da nach neuerster Erkenntnis das Aus-
schlusskriterium „fehlende Zufahrtsmöglichkeit“ 
nicht mehr greift. 
Eine Überarbeitung der Standortanalyse auf-
grund methodischer Schwächen erscheint zwin-
gend. 
 
Die Bedenken hinsichtlich der Unvereinbarkeit 
der vorliegenden Bauleitplanung im Hinblick auf 
die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
werden von Seiten der Bauaufsichtsbehörde 
aufrechterhalten. 
 
 
 
 
 
Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 
17.11.2025 beschrieben, sind die Angaben zu 
Auffüllungen/Abgrabungen, Geländemodellie-
rungen und der Verzicht auf Stützmauern in ge-
eigneter und nachvollziehbarer Weise in den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes mit auf-
zunehmen. 
 
Daneben fällt auf, dass weitere Hinweise nicht in 
die überarbeiteten Entwürfe aufgenommen wur-
den, obwohl laut „Abwägungstabelle“ hätte ge-
schehen sollen: 

ergänzt und im Übrigen wurden die Anmer-
kungen aus der aktuellen Stellungnahme 
vorstehend grundlegend behandelt.  
 
 
Entspr. der Beurteilungskriterien wird hier 
auf Strukturen mit Erholungsfunktion Wert 
gelegt und entsprechend begründet. Bei der 
Bewertung werden hier offenbar unter-
schiedliche Schwerpunkte in den Maßstäben 
angelegt. Ein methodischer Fehler kann da-
rin nicht erkannt werden. 
 
Die Ausführungen hierzu sind in der Prüfung 
vollständig. Standort 1 ist durch den Fußweg 
unmittelbar angebunden. Standort 9 liegt im 
südlichen Gewerbegebiet in einiger Entfer-
nung zu bewohnten Bereichen.  
 
 
 
 
 
 
 
Hier wird auf die vorstehenden Ausführun-
gen zur Stellungnahme der Regierung der 
Oberpfalz verwiesen. Darin wird zum Stand-
ort 8 nochmals ausdrücklich Stellung ge-
nommen. Diese Stellungnahme ist auch hier 
einschlägig.  
 
 
Auf die Stellungnahme der Regierung der 
Oberpfalz, die hier höherrangig ist, in Ver-
bindung mit den ergänzenden Ausführungen 
dieser Abwägung wird verwiesen. Zum Vor-
haben bestehen keine Einwände aus lan-
desplanerischer Sicht. Die Planung steht in 
Einklang mit den einschlägigen Zielen des 
Landesentwicklungsplans (vgl. Stellungnah-
me Regierung der Oberpfalz). 
  
 
Die geplanten Böschungen sind im Planteil 
nachrichtlich dargestellt. Die Ausführungen 
zu den im Zusammenhang der Baumaß-
nahme erforderlichen Geländemodellierung 
werden in der Begründung ergänzt. 
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Als Beispiel sei genannt, dass der Hinweis zu 
Zisternen und Baugrunduntersuchung laut Ab-
wägungsbeschluss in den Textlichen Hinweisen 
(Punkt A und B) enthalten sein sollte. Dies ist 
nicht der Fall. 
Der Hinweis zu Werbeanlagen wurde entgegen 
Beschluss des Marktrates ebenfalls nicht einge-
arbeitet. Hier ergibt sich auch ein Widerspruch in 
der Legende, da Werbeanlagen in der rotgestri-
chelten Fläche zulässig sind, diese Fläche aber 
z.T. in der Anbauverbotszone liegt. 
 
Nur am Rande sei darauf hingewiesen, dass bei 
Durchsicht der Unterlagen aufgefallen ist, dass 
bei den Rechtsgrundlagen nicht der aktuelle 
Stand angeben ist, dies ist zu aktualisieren. 
 

Der Hinweis zur Nutzung des Oberflächen-
wassers als Brauchwasser ist unter Punkt A 
in den Textlichen Hinweisen enthalten.  
 
Der Hinweis zur Baugrunduntersuchung 
wurde zur Kenntnis genommen. Diese er-
folgt im Zug der Erschließungs-, bzw. Ge-
nehmigungsplanung. Ein ergänzender Hin-
weis ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und berücksichtigt. 

 

• Landratsamt Schwandorf SG 3.1 Immissionsschutz, Schreiben vom 
06.02.2026 und 30.01.2026 

Das Landratsamt Schwandorf SG 3.1 Immissionsschutz hat folgende Stellungnahme 
abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf SG 3.1 
Immissionsschutz vom 06.02.2026 und 30.01.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden 
Beschluss: 

Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf 
SG 3.1 Immissionsschutz vom 06.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Mit Schreiben vom 30.1.2026 habe ich eine 
fachtechnische Stellungnahme abgegeben. Die-
se enthält Nachforderungen. 
 
Im heutigen Telefonat (4.2.2026) mit Herrn Pflü-
ger wurden die Nachforderungen besprochen. 
Als Ergebnis dieses Telefonats kann festgehal-
ten werden: 
- Auch bei einem vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan wäre es aus fachtechnischer Sicht 
günstiger, Emissionskontingente zu ermitteln 
und festzusetzen. 

- Laut Aussage des Herrn Pflüger wird im spä-
teren Genehmigungs- bzw. Freistellungsver-
fahren mittels weiterem Gutachten konkret 
die Lärmsituation beurteilt und der Nachweis 
erbracht werden, dass an den schalltech-
nisch relevanten Immissionsorten die Immis-
sionsrichtwerte eingehalten sind. 

- Zusammenfassend kann deshalb in diesem 
Fall aufgrund der o. g. Ausführungen auf eine 
Anpassung/Aktualisierung der schalltechni-
schen Untersuchung verzichtet werden. 

 
Bei Rückfragen steht der Unterzeichner gerne 

 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Die Festset-
zung von Emissionskontingenten ist vorlie-
gend nicht erforderlich, da es sich um einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan han-
delt. Der Nachweis der Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte an den schalltechnisch 
relevanten Immissionsorten erfolgt im Ge-
nehmigungsverfahren. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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zur Verfügung. 
 

Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf 
SG 3.1 Immissionsschutz vom 30.01.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Mit Schreiben vom 12.11.2025 habe ich im Zuge 
der frühzeitigen Behördenbeteiligung eine fach-
technische Stellungnahme abgegeben. Mit die-
sem Schreiben wurde die Vorlage eines Schall-
gutachtens eines nach § 29b BImSchG bekannt 
gegebenen Sachverständigen gefordert. 
 
Aus fachtechnischer Sicht wird zum Bebau-
ungsplan „Einzelhandel an der Schöngraser 
Straße“ folgende Stellungnahme abgegeben. 
 
1. Dem Bebauungsplan liegt lediglich eine Be-

gründung mit Umweltbericht, aber keine Sat-
zung bei. 

2. Ferner wurde eine schalltechnische Untersu-
chung von der Bernard Technologies GmbH 
vom 7.1.2026 (Projekt-Nr.: P900626) ange-
fertigt und liegt dem Bebauungsplan bei. 

3. Diese schalltechnische Untersuchung ent-
spricht nicht den Anforderungen, die bei der 
Aufstellung von Bebauungsplänen zu beach-
ten sind. Folgende wesentlichen Aussagen 
und Annahmen fehlen bzw. entsprechen aus 
fachtechnischer Sicht nicht den Anforderun-
gen: 
- Die Bernard Technologies GmbH ist 

nicht nach § 29b BImSchG bekannt ge-
geben. Sofern die schalltechnische Un-
tersuchung nachgebessert wird, kann 
dieses akzeptiert werden. 

- Die schalltechnische Untersuchung ent-
hält keine Aussage zur schalltechnischen 
Vorbelastung. Diesbezüglich sollte noch 
eine Textpassage eingefügt werden und 
ggf. bei der Beurteilung mit berücksich-
tigt werden. 

- An den Immissionsorten wurde sowohl in 
Mögendorf als auch im Bereich der Pfle-
gerstraße ein Mischgebiet zugrunde ge-
legt. In der schalltechnischen Untersu-
chung ist zumindest für den Bereich des 
Bebauungsplanes „Hoffeld“ (Immission-
sorte Pflegerstraße) noch ein Verweis 
auf die aktuelle Fassung des Bebau-
ungsplanes aufzunehmen und darzule-
gen, dass laut Bebauungsplan die dem 
Einkaufszentrum nächstgelegene Be-
bauungszeile als Mischgebiet ausgewie-
sen ist. Sofern dies der Fall ist, besteht 
mit der Einstufung als Mischgebiet Ein-
verständnis. 

Es wird hier auf die vorstehende aktuellere 
Stellungnahme vom 06.02.2026 verwiesen, 
diese ersetzt/ergänzt diese Stellungnahme, 
die dennoch nachrichtlich beigefügt wird.  
 
 
 
 
 
 
 
Den Unterlagen wurde ein Schallschutzgut-
achten ergänzt. Eine Erstellung durch einen 
nach § 29b BImSchG bekannt gegebenen 
Sachverständigen ist nicht erforderlich, dafür 
gibt es keine rechtliche Grundlage. 
 
Zu 1. Die Satzung ist neben der Planzeich-
nung Bestandteil des Bebauungsplanes und 
in den Unterlagen enthalten. 
 
Zu 2. Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3. siehe Rücknahme der Stellungnahme 
in vorstehender neuerer Beurteilung.  
 
Zu 4. Der Nachweis ist Gegenstand des Ge-
nehmigungsverfahrens.  
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- Die schalltechnische Untersuchung ent-
hält zwar den Nachweis, dass durch die 
Schallemissionen die Immissionsricht-
werte an den schalltechnisch relevanten 
Immissionsorten eingehalten sind und 
somit keine unzulässigen Immissionen 
entstehen, sie ermittelt aber keine flä-
chenbezogenen Emissionskontingente in 
dB(A)/m². Diese hat der Sachverständige 
zu ermitteln und sind in die Satzung des 
Bebauungsplanes aufzunehmen. 

- Die schalltechnische Untersuchung muss 
ferner Textvorschläge für die Begrün-
dung und die Satzung des Bebauungs-
planes enthalten. 

- In der schalltechnischen Untersuchung 
werden 93 Pkw-Stellplätze zugrunde ge-
legt. Tatsächlich sind aber lediglich 92 
geplant. Da eine Überarbeitung der 
schalltechnischen Untersuchung aus den 
o. g. Gründen sowieso zwingend erfor-
derlich ist, kann diese (schalltechnisch 
wohl irrelevante) Diskrepanz auch ohne 
großen zusätzlichen Aufwand korrigiert 
werden. 

4. In der schalltechnischen Untersuchung (Seite 
11) wird den Lüftungsanlagen ein Schallleis-
tungspegel von jeweils 74 dB(A) zugewiesen. 
Dieser Wert ist sehr niedrig. Aus fachtechni-
scher Sicht erscheint es ratsam und es wird 
empfohlen, hier einen konservativeren, also 
einen höheren Wert anzusetzen, um aus 
schalltechnischer Sicht auf der sichereren 
Seite zu liegen. 

 
Aus fachtechnischer Sicht ist die schalltechni-
sche Untersuchung entsprechend dem o. g. 
Sachverhalt zu ergänzen. 
 
Bei Rückfragen steht der Unterzeichner gerne 
zur Verfügung. 
 

 

• Landratsamt Schwandorf SG 630 – untere Naturschutzbehörde, Schreiben 
vom 04.02.2026 

Das Landratsamt Schwandorf SG 630 – untere Naturschutzbehörde hat folgende Stel-
lungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf SG 
630 – untere Naturschutzbehörde vom 04.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden 
Beschluss: 

Stellungnahme des Landratsamt Schwandorf 
SG 630 – untere Naturschutzbehörde vom 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 
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04.02.2026 

Das Team 630 – untere Naturschutzbehörde – 
teilt aus naturschutzfachlicher Sicht mit: 
 
Der Markt Bruck hat in seiner Sitzung am 
31.07.2025 den vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan „Einzelhandel an der Schöngraser 
Straße“ sowie die Änderung des Flächennut-
zungsplanes beschlossen. 
Zu dem Vorhaben wurde bereits am 11.11.2025 
Stellung genommen. 
Aufgrund der Abwägungen von anderen um-
weltbezogenen Stellungnahmen der Träger öf-
fentlicher Belange aus der Sitzung von 
18.12.2025 wird Folgendes ergänzt: 
 
Grünordnung: 
Der Planungsfaktor Eingrünung Stellplätze kann 
nur angerechnet werden, wenn die Eingrünung 
durch Anpflanzung von autochtonen Bäumen er-
folgt. Dies ist bei der Wahl der Gehölze zu be-
rücksichtigen. Dementsprechend ist die Artenlis-
te anzupassen. 
 
Ausgleichflächen Pflege: 
Die Ausgleichsfläche innerhalb der Planfläche 
ist so zu pflegen, dass sich ein extensives, ar-
tenreiches Grünland entwickeln kann. Dazu wird 
eine 2-schürige Mahd mit erstem Schnittzeit-
punkt Mitte Juni und zweitem Schnittzeitpunkt 6-
8 Wochen später empfohlen. Nach der Einsaat 
und in den ersten Jahren danach kann ein frü-
her, zusätzlicher Schröpfschnitt notwendig sein, 
um die Fläche auszuhagern und einer Fehlent-
wicklung entgegenzusteuern. 
 
Zu Vermeidungsmaßnahme V3: 
Zum allgemeinen Arten- und Biotopschutz 
nachtaktiver Tiere sind im Bau und Betrieb 
künstliche Leuchtmittel zu wählen, die möglichst 
wenig Insekten anlocken und die dem Schutz 
von Fledermäusen vor schädigenden Lichtein-
wirkungen dienen, wie vollständig geschlossene 
LED oder Natriumhoch-/dampfdrucklampen mit 
nach unten gerichteten Lichtkegeln. Hier ist 
auch zu ergänzen, dass für notwendige Be-
leuchtungen von Außen- und Fassadenflächen 
kurzwelliges Licht zu vermeiden ist (geringer An-
teil an Wellenlängen von unter 800 nm). Zu ver-
wenden sind energieeffiziente und insekten-
freundliche Leuchtmittel mit einer warm-weißen 
Lichtfarbe. Aus biologischen Gründen ist kalt-
blaues Licht zu meiden. Beleuchtungen im 
Freien für Bauwerke, Aufenthaltsbereiche, Stra-
ßen und Wege sind so anzuordnen, dass die 
Lichtabstrahlung in die freie Landschaft, nach 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unter 6.2, Pflanzqualität wurde folgendes 
ergänzt:  
Autochtones Pflanzgut Herkunftsregion: U19 
Bayerischer und Oberpfälzer Wald. 
Eine Anpassung der Artenliste ist nicht er-
forderlich. 
 
 
Die Hinweise zur Pflege der Ausgleichsflä-
che wurden nachrichtlich ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den textlichen Festsetzungen sind bereits 
Angaben zur Beleuchtung enthalten. Die 
vorgeschlagenen Ergänzungen werden 
übernommen. 
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oben – in den (Nacht-)Himmel - und in ökolo-
gisch bedeutsame Flächen/Gebiete vermieden 
wird. 
 
Böschung an Straße: 
Im Zuge der Verbreiterung der Straße muss laut 
Bebauungsplan auch die angrenzende Bö-
schung angeglichen werden. Etwaige Eingriffe in 
die bestehende Hecke sind in der Eingriffsbilan-
zierung nicht berücksichtigt. Sollten durch die 
Verbreiterung Gehölze entfernt werden müssen, 
sind diese 1:1 zu ersetzen und an der neuen 
Böschung anzupflanzen. Dafür sind ausschließ-
lich standortheimische Arten zu verwenden. 
 

 
 
 
 
 
Der Hinweis zur bestehenden Hecke wird 
zur Kenntnis genommen und im Zuge der 
Umsetzung beachtet. 

 

• Gemeinde Bodenwöhr, Schreiben vom 10.02.2026 

Die Gemeinde Bodenwöhr hat folgende Stellungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme der Gemeinde Bodenwöhr vom 
10.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme der Gemeinde Bodenwöhr vom 
10.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Wir bedanken uns für die Beteiligung ihres Bau-
leitplanverfahrens „Sondergebiet (SO) Einzel-
handel an der Schöngraser Straße“ mit integrier-
tem Grünordnungsplan sowie Änderung des 
Flächennutzungsplanes im sogenannten Paral-
lelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. 
Die Gemeinde Bodenwöhr nimmt im Rahmen 
der förmlichen Beteiligung als Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zum Bauleit-
planverfahren „Sondergebiet (SO) Einzelhandel 
an der Schöngraser Straße“ Stellung. 
 
Unsere Bedenken aus der frühzeitigen Beteili-
gung konnten durch die Abwägungen aus der 
frühzeitigen Beteiligung nicht ausgeräumt wer-
den. Im Gegenteil: Unsere Argumentationen und 
auch Tatsachen wurden nicht sachgerecht ge-
würdigt. Diese Vorgehensweise ist einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit wohlgemerkt im 
Rahmen der Nahversorgung für unsere Bürger 
wenig dienlich. 
 
Die Gemeinde Bodenwöhr wiederholt und be-
kräftigt folglich die Argumentation für eine nega-
tive Stellungnahme im Rahmen der behördli-
chen Anhörung. Dies ist wie nachfolgend aufge-
führt zu begründen. 
 
1. Anlass und Grundhaltung der Gemeinde 
Bodenwöhr 
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Zunächst ist festzuhalten, dass die Gemeinde 
Bodenwöhr bestrebt ist, eine sachgerechte Lö-
sung im Sinne einer bestmöglichen Nahversor-
gung möglichst aller Bürgerinnen und Bürger zu 
finden. Dieses Ziel gilt ausdrücklich sowohl für 
die Gemeinde Bodenwöhr als auch für den 
Markt Bruck i. d. Opf. als Teil eines gemeinsa-
men Grundzentrums. 
 
Hierfür hat die Gemeinde Bodenwöhr im De-
zember 2025 die Aktualisierung des bestehen-
den Einzelhandelskonzeptes bei der CIMA Bera-
tung + Management GmbH, München, in Auf-
trag gegeben. 
In dieser Fortschreibung wird die Nahversor-
gungssituation im gemeinsamen Grundzentrum 
untersucht und bewertet. Das bedeutet, dass 
nicht nur die Versorgungsstrukturen der Ge-
meinde Bodenwöhr, sondern ausdrücklich auch 
diejenigen des Marktes Bruck i. d. Opf. in die 
Untersuchung einbezogen wurden. Es findet 
somit eine Gesamtbetrachtung des gemeinsa-
men Grundzentrums mit seiner gemeinsamen 
Versorgungsfunktion für die Bürger des Nahbe-
reiches (= Bodenwöhr + Bruck) statt. 
 
Bereits dieser Ansatz verdeutlicht den Willen der 
Gemeinde Bodenwöhr, eine für beide Gemein-
den angemessene, aufeinander abgestimmte 
Weiterentwicklung der gemeinsamen Nahver-
sorgungsstrukturen anzustreben. Ein entspre-
chender Wille zur interkommunalen Zusammen-
arbeit und Abstimmung ist von Seiten des Mark-
tes Bruck i. d. Opf. bislang nicht erkennbar. 
Vielmehr wird die Ansiedlung des geplanten 
Versorgungszentrums an der Schöngraser Stra-
ße mit verschiedenen Gutachten und planeri-
schen Maßnahmen forciert, ohne eine belastba-
re interkommunale Abstimmung herbeizuführen. 
 
2. Interkommunaler Planungs- und Versor-
gungskontext 
2.1 Gemeinsames Grundzentrum Bodenwöhr 
/ Markt Bruck i. d. Opf. 
Die Gemeinde Bodenwöhr und der Markt Bruck 
i. d. Opf. bilden ein gemeinsames Grundzent-
rum. 
Daraus ergibt sich eine besondere Verpflichtung 
zur Abstimmung bei der Entwicklung der Einzel-
handels- und Versorgungsstrukturen. Entspre-
chende Ziele werden u.a. auch im Regionalplan 
der Region Oberpfalz-Nord (zuletzt aktualisiert 
2024) konkretisiert. 
Gemäß § 2 Abs. 2 BauGB sind Bauleitpläne be-
nachbarter Gemeinden aufeinander abzustim-
men. 

Die Sachverhaltsdarstellung zur Grundhal-
tung der Gemeinde Bodenwöhr wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Der Markt Bruck i.d.Opf. ist ebenfalls um ei-
ne gemeinsame Weiterentwicklung bemüht. 
Deshalb hat auch zwischenzeitlich ein Ab-
stimmungstermin zwischen den beiden Ge-
meinden stattgefunden. Weiterhin wurde. ge-
rade um der interkommunalen Abstimmung 
Rechnung zu tragen, vom Markt Bruck das 
Gutachten der GMA veranlasst, dieses ist 
Bestandteil der Bauleitplanung und ist der 
Gemeinde Bodenwöhr bekannt. 
 
Die Argumentation der Gemeinde Boden-
wöhr ist unschlüssig. Die Gemeinde Boden-
wöhr argumentiert durch ein von ihr beauf-
tragtes Gutachten die interkommunale Ab-
stimmung vorzunehmen, negiert aber das 
Gutachten des Marktes Bruck im Zuge des 
Bauleitplanverfahrens. Interkommunale Ab-
stimmung bedeutet nicht, dass sich eine 
Gemeinde dem Willen der anderen Gemein-
de unterwerfen muss. Weiterhin ist der An-
siedlungwille des Marktes Bruck bereits 
durch einen Aufstellungsbeschluss vor eini-
gen Jahren und den Bürgerentscheid ausrei-
chend bekannt. Die Gemeinde Bodenwöhr 
hat es jahrelang unterlassen dies zur Kennt-
nis zu nehmen.    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit 
der Gemeinde Bodenwöhr abgestimmt, auch 
hat ein diesbezügliches persönliches Ge-
spräch der beiden Bürgermeister stattgefun-
den. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine be-
sondere Ausprägung des bauleitplaneri-
schen Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 
BauGB (vgl. BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 
9 N 17.2305; vgl. BVerwG, Beschluss vom 
28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). Die Bedeutung 
des interkommunalen Abstimmungsgebots 
im Rahmen des allgemeinen Abwägungsge-
bots liegt darin, dass eine Gemeinde, die ih-



Seite 56 von 92 
 

Diese Verpflichtung gewinnt besonderes Ge-
wicht, wenn – wie im vorliegenden Fall – erheb-
liche Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit 
zentraler Versorgungsbereiche und die Nahver-
sorgung der Nachbargemeinde zu erwarten 
sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

re eigenen Vorstellungen selbst um den 
Preis von gewichtigen Auswirkungen für die 
Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Ge-
stalt der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen 
einer förmlichen Planung unterliegt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
4 BN 40/05). 
 
Die planende Gemeinde kann im Wege der 
Abwägung sogar grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zentraler Versorgungsberei-
che der Nachbargemeinde überwinden, 
wenn sie noch gewichtigere Belange geltend 
machen kann (vgl. BayVGH, Urt. v. 
31.01.2022 – 9 N 17.2305; BayVGH, Urteil 
vom 17.12.2018 – 15 N 16.2373, 
15 N 17.1598). 
In diesem Fall muss die planende Gemeinde 
die städtebaulichen Auswirkungen der Zu-
lassung eines solchen Vorhabens auf zent-
ralen Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinde ermitteln und abwägen. Dabei geht 
es nicht um den Schutz bestehender Betrie-
be vor wirtschaftlicher Konkurrenz. Abwä-
gungsrelevant sind vielmehr Auswirkungen 
in Bezug auf die städtebauliche Ordnung 
und Entwicklung, also etwa wenn eine bei 
Umsetzung der Planung erfolgende Beein-
trächtigung des Einzelhandels die städtebau-
liche Zentrenstruktur tangiert oder zu verän-
dern droht (vgl. BayVGH, Urteil vom 
17.12.2018 – 15 N 16.2373, 15 N 17.1598). 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist 
nach den eingeholten Gutachten und der 
Stellungnahme des örtlichen Supermarkt-
Betreibers auszuschließen. Um dem inter-
kommunalen Abstimmung Rechnung zu tra-
gen, hat der Markt Bruck das Gutachten der 
GMA zur Bewertung der Auswirkungen der 
Planung auf die Versorgungssituation der 
Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
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sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
 
Im Übrigen liegt der Gemeinde Bodenwöhr 
zwischenzeitlich ein Schreiben von EDEKA 
vor. In diesem Schreiben informiert die 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG den Markt Bodenwöhr, dass diese einen 
Betreiberwechsel vorgenommen hat und seit 
Dezember 2025 direkten Zugriff auf den 
Markt hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass 
sie eine erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. Weiterhin ist damit 
nachgewiesen, dass die hier gegenständli-
che Bauleitplanung eben keine negativen 
Auswirkungen auf die Gemeinde Bodenwöhr 
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2.2 Interkommunales Einzelhandelskonzept 
2009 
Im Jahr 2009 wurde im Rahmen einer inter-
kommunalen Zusammenarbeit zwischen der 
Gemeinde Bodenwöhr und dem Markt Bruck i. 
d. Opf. ein von der Regierung der Oberpfalz ge-
fördertes Einzelhandelskonzept erarbeitet und 
politisch beschlossen. 
 
Auch wenn dieses Konzept bislang nicht von 
beiden Gemeinden gemeinsam fortgeschrieben 
wurde, besitzt es weiterhin eine erhebliche Be-
deutung im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB. 
Zentrale Aussagen – wie insbesondere die Ab-
grenzungen zentraler Versorgungsbereiche / 
Ortsmitten oder auch die bestehende gute Ver-
sorgungssituation mit begrenzten Ausbaupoten-
zialen (v.a. im besonders relevanten Lebensmit-
telbereich) des gemeinsamen Grundzentrums – 
haben grundsätzlich weiterhin Gültigkeit. So 
wurde bereits damals festgestellt, dass das 
Marktpotenzial der beiden Kommunen nicht aus-
reicht, um einen weiteren Vollsortimenter/ Su-
permarkt dauerhaft wirtschaftlich zu tragen. Die-
se Einschätzung wird durch aktuelle Untersu-
chungen der cima im Rahmen der laufenden 
Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der 
Gemeinde Bodenwöhr unverändert bestätigt. 
 
Die Gemeinde Bodenwöhr ist, wie im damaligen 
Einzelhandelskonzept angeregt, seit langem 
bemüht, ihren Ortskern zu stärken und dem 
Ortskern seine eigentliche Kernaufgabe wieder-

hat. 
 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
sich hier um einen gemeinsamen Versor-
gungsstandort Bruck und Bodenwöhr han-
delt. Es kann also bereits grundsätzlich nicht 
darauf ankommen in welcher der beiden 
Kommunen die Grundversrogung angesie-
delt ist bzw. ob es geringfügige Verschie-
bungen gibt. Jedoch ist dies hier unerheblich 
da nachgewiesen und bestätigt wurde, dass 
es für Bodenwöhr keine nachteiligen Auswir-
kungen gibt. Der Markt Bruck hat sich inso-
fern grundlegend und intensiv mit der inter-
kommunalen Abstimmung auseinanderge-
setzt und die Gemeinde Bodenwöhr ist über 
die Sachlage informiert. Das Schreiben der 
EDEKA liegt der Gemeinde Bodenwöhr im 
Übrigen bereits seit geraumer Zeit vor, inso-
fern ist die Stellungnahme der Gemeinde 
Bodenwöhr weder begründet noch nachvoll-
ziehbar.  
 
 
 
Das Einzelhandelskonzept ist mehr als 15 
Jahre alt und insofern nicht mehr relevant. 
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zugeben. 
Diese umfasst auch die Möglichkeit sich woh-
nortnah zu versorgen. Durch die Ansiedlung des 
geplanten Versorgungszentrums mit einem Su-
permarkt und weiteren angeschlossenen Einzel-
handelsbetrieben im Rahmen einer Standortag-
glomeration im Nachbarort Bruck, besteht die 
massivste Gefahr, dass der Ortskern Boden-
wöhrs unmittelbar betroffen ist und einen wirt-
schaftlichen Schaden erleidet, der direkt zu Be-
triebsschließungen führen kann. Eine Abklärung 
der Bauleitplanung unter den Nachbarschaftsor-
ten muss in erster Linie auch dazu dienen, 
Schaden von der Nachbarkommune abzuwen-
den. 
 
Hinzu kommt: Bereits in der Bauleitplanung „La-
dengebiet südlich der Neunburger Straße“ im 
Jahre 2018 zitierte der Markt Bruck i. d. Opf. aus 
dem besagten Einzelhandelskonzept in inter-
kommunaler Kooperation. Das oberste Credo 
damals war, dass keine weiteren Versorgungs-
standorte am Ortsrand und nicht im Bereich der 
Bundesstraße entstehen dürfen. Der Bebau-
ungsplan „Einzelhandel an der Schöngraßer 
Straße“ liegt in einer, im Konzept definierten 
„Tabuzone“, welche auch den Vorgaben aus 
dem Regionalplan gerecht wird. Wenn sich der 
Markt Bruck i. d. Opf. in einem Bauleitplanver-
fahren im Jahr 2018 auf dieses Einzelhandels-
konzept in interkommunaler Kooperation beru-
fen hat, geht die Gemeinde Bodenwöhr davon 
aus, dass dieses interkommunale Einzelhan-
delskonzept aktuell grundsätzlich weiterhin sehr 
wohl noch Bedeutung hat. 
 
3. Standortalternativenprüfung des Büros TB 
Markert 
Gemäß Ziel 3.2 des Landesentwicklungspro-
gramms Bayern sind die Potenziale der Innen-
entwicklung vorrangig zu nutzen. Ausnahmen 
sind nur zulässig, wenn nachvollziehbar begrün-
det wird, dass entsprechende Potenziale nicht 
zur Verfügung stehen. Ähnliches bestimmt auch 
Ziel 5.3.2 des LEP Bayern für Einzelhandels-
großprojekte. 
 
Dieser Nachweis wird durch die vom Büro TB 
Markert erarbeitete Standortalternativenprüfung 
vom 14.02.2025 nicht schlüssig erbracht. Viel-
mehr wird die Standortalternativenprüfung aus 
Sicht der Gemeinde Bodenwöhr – auch unter 
Berücksichtigung der fachlichen Bewertung des 
beratenden Gutachterbüros CIMA – als metho-
disch fehlerhaft eingeschätzt. Es findet keine ob-
jektive, ergebnisoffene Bewertung des Sachver-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Standortalternativenprüfung ist schlüssig 
und korrekt.  
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halts statt. 
 
Die Bewertung für diesen Standort sieht aus 
Sicht der Gemeinde Bodenwöhr wie folgt aus 
 
Standort 1 Schöngraser Straße 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verschiedene Standortalternativen im Brucker 
Gemeindegebiet werden unter unschlüssiger 
und nicht objektiv gleichwertiger Argumentation 
ausgeschlossen. Bereits die Kartenübersicht der 
Untersuchung zeigt, dass der Standort „Gebiet 
1“ (Schöngraser Straße) deutliche Nachteile ge-
genüber anderen geprüften Standorten aufweist. 
Gleichwohl werden diese Nachteile relativiert, 
während bei anderen Standorten vergleichbare 
Aspekte (wie z.B. Randlage, Verkehrsanbindung 
etc.) als Ausschlusskriterien herangezogen wer-

 
 
 
 
 
 
 
Erschließung: Berücksichtigt wurde der An-
schluss an das Fuß- und Radwegenetz der 
Siedlungsbereiche, die weitere Verzweigung 
und Wegequalität innerhalb des Siedlungs-
körpers ist nicht Teil des Beurteilungssche-
mas. 
 
Topographie: Die Topographie in Standort 1 
wurde korrekt als mäßig/schlecht geeignet 
eingestuft, nicht als Ausschluss. Hier ist kein 
Widerspruch erkennbar. 
 
Landschaftsbild: Entsprechend der Beurtei-
lungskriterien wird hier auf Strukturen mit 
Erholungsfunktion Wert gelegt und entspre-
chend begründet. Bei der Bewertung werden 
hier offenbar unterschiedliche Schwerpunkte 
in den Maßstäben angelegt. Ein methodi-
scher Fehler kann darin nicht erkannt wer-
den. 
 
Verkehr: Die mögliche Anbindung an die 
Staatsstraße wurde im Rahmen der Prüfung 
abgestimmt. Die Anbindung wird auf S. 
14/15 korrekt beschrieben (über die Straße 
nach Schöngras auf die Staatsstraße). 
 
Naturschutz: Ein etwaiger Straßen- bzw. 
Knotenausbau ist nicht Teil der Standortbe-
trachtung, da dies auch eine grundsätzliche 
Maßnahme zur Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit der bestehenden höhengleichen 
Kreuzung ist. Sollten durch die Verbreiterung 
Gehölze entfernt werden müssen, 1 zu er-
setzen und an der neuen Böschung anzu-
pflanzen. Dafür sind ausschließlich standort-
heimische Arten zu verwenden. 
 
Es erschließt sich nicht wie die Alternativen-
prüfung die Interessen der Gemeinde Bo-
denwöhr berühr. Im Rahmen der interkom-
munalen Abstimmung ist es nicht Aufgabe 
der Gemeinde Bodenwöhr die Alternativen-
prüfung zu beurteilen. Die Alternativenprü-
fung wurde im Übrigen mit der Regierung 
der Oberpfalz bereits im Vorfeld des Bauleit-
planverfahrens abgestimmt. Im Übrigen ist 
die Einschätzung der Gemeinde Bodenwöhr 
unbegründet. Die Bewertung wurde anhand 
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den. Auch der Ausschluss von möglichen Alter-
nativstandorten aufgrund der Nähe zur Wohn-
bebauung ist zu hinterfragen, zumal es versor-
gungs-strukturelles Ziel einer jeden Ortsplanung 
sein sollte, Nahversorgungsbetriebe wohnort-
nah, also in oder direkt angrenzend an Wohn-
bebauung, zu etablieren. Die entsprechenden 
Ziele und Bestimmungen der Landesplanung 
wie auch des Bauplanungsrechts sind klar defi-
niert. 
 
I.S.d. Wahrung der Funktion eines gemeinsa-
men Grundzentrums in dem beide Gemeinden 
gemeinsam für die lokale Nahversorgung Ver-
antwortung tragen und eine entsprechende 
Grundausstattung aufweisen sollen, hätten zu-
dem im Rahmen der Standortalternativenprü-
fung auch Grundstücke auf Bodenwöhrer Flur 
Berücksichtigung finden müssen. 
 
 
 
 
 
 
Aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr wurde dar-
über hinaus ein wichtiger Standort im Gemein-
degebiet Brucks komplett außen vorgelassen. 
Die Flurnummer 186 in der Gemarkung Mögen-
dorf hat eine Fläche von ca. 3,0 ha und bietet 
perfekte Voraussetzungen für ein interkommu-
nales Ladengebiet bzw. einen interkommunalen 
Einzelhandelsstandort. Eine Arrondierung des 
dort ansässigen Edeka-Marktes kann die Ver-
sorgungsstrukturen des gemeinsamen Grund-
zentrums aufwerten, ohne bestehende (Nah-
)Versorgungsstrukturen Bodenwöhrs wie auch 
Brucks zu gefährden. 
 
Aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr ist die 
Standortalternativenprüfung somit weder voll-
ständig noch ergebnisoffen, sondern darauf 
ausgerichtet, den Standort Schöngraser Straße 
als einzige verbleibende Option darzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

von transparenten Bewertungskriterien zu-
treffend durchgeführt. Im Übrigen wird auf 
die Stellungnahme der Regierung der Ober-
pfalz verwiesen die die Landesplanerische 
Zulässigkeit bestätigt.  
 
 
 
 
 
 
Das ist unzutreffend. Auch wenn es ein ge-
meinsames Grundzentrum ist, ist der Markt 
Bruck für das Bauleitplanverfahren zuständig 
und hat den Nachweis im eigenen Gemein-
degebiet zu erbringen. Die interkommunale 
Abstimmung hat als Interessensausgleich 
zwischen den beiden Gemeinden zu erfol-
gen. Im Übrigen hat die Gemeinde Boden-
wöhr bereits einen Vollsortimenter. Es er-
schließt sich nicht wie ein zweiter Vollsorti-
menter in der Gemeinde Bodenwöhr einer 
interkommunalen Abstimmung Rechnung 
tragen würde.  
 
Dieser Standort wurde bewusst nicht in die 
Alternativenprüfung aufgenommen, da des-
sen fehlende Eignung bereits offensichtlich 
ist.  
  
Gemäß Abstimmung mit der Regierung der 
Opf. wurde der Focus der Standortsuche auf 
den Hauptort und hier auf den Bereich zwi-
schen der St 2150 und der stillgelegten 
Bahntrasse gelegt. Die Regierung der Opf. 
schreibt mit Mail vom 06.12.2024 dazu: 
„Damit besteht aus hiesiger Sicht Einver-
ständnis, da weitere Ortsteile mit starker 
baulicher Verdichtung und räumlich-
funktionalen Verflechtungen im Gemeinde-
gebiet nicht vorhanden sind….“ 
 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass 
sich dieser Standort direkt neben dem be-
stehenden EDEKA-Markt in Bodenwöhr be-
findet. Neben der Situation, dass der Stand-
ort bereits offensichtlich keine Integrations-
merkmale aufweist, liegt dieser faktisch am 
Ortsrand von Bodenwöhr. Nachdem nach-
gewiesen ist, dass das Umsatzpotential für 
zwei Märkte ausreichend ist, würde sich so-
mit die Situation ergeben, dass damit Bo-
denwöhr faktisch zwei Vollsortimentsmärkte 
erhält und Bruck keinen. Dies kann im Übri-
gen auch nicht Zielsetzung einer interkom-
munalen Abstimmung sein.  
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4. Wirtschaftliche Tragfähigkeit und Kauf-
kraftpotenzial 
Die Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes 
der Gemeinde Bodenwöhr zeigt nach Abschluss 
der Analysephase, dass die aktuelle Kaufkraft-
abschöpfung (Lebensmittel) in der Gemeinde 
Bodenwöhr (ca. 12,0 Mio. €) und im Markt Bruck 
i. d. Opf. (ca. 11,0 Mio. €) einschließlich Streu-
umsätzen bei insgesamt rund 21,0 Mio. € jähr-
lich liegt. Dies entspricht einer Kaufkraft-
abschöpfung von rund 85 % des vorhandenen 
Kaufkraftpotenzials im Lebensmittelbereich. 
Nach cima-Einschätzung kann die maximal er-
reichbare Kaufkraftbindung im Lebensmittelbe-
reich auf höchstens 95 % gesteigert werden. 
Dies entspräche einem Gesamtumsatz von ca. 
23,6 Mio. € jährlich. Daraus ergibt sich ein rea-
listisches zusätzliches Ausbaupotenzial im Le-
bensmittelbereich von rund 2,6 Mio. € pro Jahr. 
Bei einer durchschnittlichen Flächenleistung ei-
nes Lebensmittelvollsortimenters von ca. 4.600 
€/m² (gemäß Landesplanungsvorgaben) ergibt 
sich daraus ein maximal wirtschaftlich vertretba-
res Verkaufsflächenpotenzial von rund 560 m². 
Demgegenüber steht ein geplanter Vollsortimen-
ter mit ca. 1.200 m² Verkaufsfläche. Hinzu 
kommt eine Getränkemarkt mit ca. 600 m² Ver-
kaufsfläche. Aus Sicht der Gemeinde Boden-
wöhr und des beratenden Gutachterbüros (cima) 

 
 
Die Standortalternativenprüfung wurde mit 
der Regierung der Oberpfalz bereits im Vor-
feld der Bauleitplanung intensiv abgestimmt, 
nach den Vorgaben der Regierung ergänzt 
und im Übrigen wurden die Anmerkungen 
aus der aktuellen Stellungnahme vorstehend 
grundlegend behandelt.  
 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutref-
fend und vollständig. Es wird auf die vorher-
gehenden Ausführungen dieser Abwägung 
verwiesen. Insgesamt werden im Übrigen 
durch die Gemeinde Bodenwöhr keine kon-
kreten Mängel bei der Anwendung der Krite-
rien aufgezeigt, vielmehr geht es um unter-
schiedliche Schwerpunktsetzung bei der 
Ausgestaltung von Kriterien. Entsprechend 
der obigen Ausführung folgt die Auswahl und 
Anwendung von Kriterien zur Eignung mitun-
ter subjektiven und unterschiedlichen 
Schwerpunkten. Ein Mangel an der abge-
stimmten Standortalternativenprüfung ist 
nicht erkennbar.  
 
 
 
Es ist nicht Aufgabe der Gemeinde Boden-
wöhr die wirtschaftliche Tragfähigkeit einer 
städtebaulichen Entwicklung in Bruck zu be-
urteilen, es sei denn die Belange der Ge-
meinde Bodenwöhr sind im interkommuna-
len Abstimmungsprozess betroffen. Die in-
terkommunale Abstimmung ist sach- und 
fachgerecht durchgeführt worden (siehe 
oben).  
 
Der Markt Bruck hat sich diesbezüglich mit 
der Gemeinde Bodenwöhr abgestimmt, auch 
hat ein diesbezügliches persönliches Ge-
spräch der beiden Bürgermeister stattgefun-
den. 
 
Das interkommunale Abstimmungsgebot 
nach § 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist eine be-
sondere Ausprägung des bauleitplaneri-
schen Abwägungsgebots nach § 1 Abs. 7 
BauGB (vgl. BayVGH, Urt. v. 31.01.2022 – 
9 N 17.2305; vgl. BVerwG, Beschluss vom 
28. 12. 2005 – 4 BN 40/05). Die Bedeutung 
des interkommunalen Abstimmungsgebots 
im Rahmen des allgemeinen Abwägungsge-
bots liegt darin, dass eine Gemeinde, die ih-
re eigenen Vorstellungen selbst um den 
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ist das Vorhaben in Bruck i. d. Opf. damit deut-
lich überdimensioniert und sowohl städtebaulich 
wie auch versorgungsstrukturell nicht verträg-
lich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Preis von gewichtigen Auswirkungen für die 
Nachbargemeinde durchsetzen möchte, ei-
nem erhöhten Rechtfertigungszwang in Ge-
stalt der Pflicht zur Abstimmung im Rahmen 
einer förmlichen Planung unterliegt (vgl. 
BVerwG, Beschluss vom 28. 12. 2005 – 
4 BN 40/05). 
 
Die planende Gemeinde kann im Wege der 
Abwägung sogar grundsätzlich auch Beein-
trächtigungen zentraler Versorgungsberei-
che der Nachbargemeinde überwinden, 
wenn sie noch gewichtigere Belange geltend 
machen kann (vgl. BayVGH, Urt. v. 
31.01.2022 – 9 N 17.2305; BayVGH, Urteil 
vom 17.12.2018 – 15 N 16.2373, 
15 N 17.1598). 
In diesem Fall muss die planende Gemeinde 
die städtebaulichen Auswirkungen der Zu-
lassung eines solchen Vorhabens auf zent-
ralen Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinde ermitteln und abwägen. Dabei geht 
es nicht um den Schutz bestehender Betrie-
be vor wirtschaftlicher Konkurrenz. Abwä-
gungsrelevant sind vielmehr Auswirkungen 
in Bezug auf die städtebauliche Ordnung 
und Entwicklung, also etwa wenn eine bei 
Umsetzung der Planung erfolgende Beein-
trächtigung des Einzelhandels die städtebau-
liche Zentrenstruktur tangiert oder zu verän-
dern droht (vgl. BayVGH, Urteil vom 
17.12.2018 – 15 N 16.2373, 15 N 17.1598). 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf die Nachbargemeinde Bodenwöhr ist 
nach den eingeholten Gutachten und der 
Stellungnahme des örtlichen Supermarkt-
Betreibers auszuschließen. Um dem inter-
kommunalen Abstimmung Rechnung zu tra-
gen, hat der Markt Bruck das Gutachten der 
GMA zur Bewertung der Auswirkungen der 
Planung auf die Versorgungssituation der 
Nachbargemeinde Bodenwöhr eingeholt. 
Das Gutachten der GMA ist Bestandteil der 
Bauleitplanung und wurde entsprechen aus-
gelegt.  
 
Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
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d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
 
Im Übrigen liegt der Gemeinde Bodenwöhr 
zwischenzeitlich ein Schreiben von EDEKA 
vor. In diesem Schreiben informiert die 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG den Markt Bodenwöhr, dass diese einen 
Betreiberwechsel vorgenommen hat und seit 
Dezember 2025 direkten Zugriff auf den 
Markt hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass 
sie eine erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. Weiterhin ist damit 
nachgewiesen, dass die hier gegenständli-
che Bauleitplanung eben keine negativen 
Auswirkungen auf die Gemeinde Bodenwöhr 
hat. 
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5. Auswirkungsanalyse des Büros GMA 
Der GMA-Analyse beinhaltet ähnlich wie die 
Standortalternativenprüfung des Büros TB 
Markert gravierende Mängel und fachliche wie 
methodische Fehler. 
 
Nichtberücksichtigung des interkommunalen 
Einzelhandelskonzeptes und der zentralen 
Versorgungsbereiche 
Wie bereits zu Beginn der Stellungnahme darge-
legt, gilt das bestehende interkommunale Ein-
zelhandelskonzept aus dem Jahr 2009 nach wie 
vor. Seit seinem Beschluss ist es als städtebau-
liches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 
11 BauGB zu werten und damit bei sämtlichen 
Einzelhandelsbewertungen heranzuziehen. Eine 
entsprechende Berücksichtigung dieses Kon-
zeptes ist in der Auswirkungsanalyse des Büros 
GMA nicht erfolgt. 
 
So fand im Rahmen der Verträglichkeitsbewer-
tung keine dezidierte Betrachtung der im Einzel-
handelskonzept ausgewiesenen Ortsmitte als 
zentraler Versorgungsbereich statt. Gerade im 
Rahmen von Auswirkungsuntersuchungen 
kommt den zentralen Versorgungsbereichen je-
doch eine herausgehobene Bedeutung zu, da 
sich schädliche Auswirkungen dort in besonde-
rem Maße auswirken. 
 
Unzutreffende Bewertung der Verkaufsflä-
chenausstattung und drohende Überausstat-
tung 
Die durchschnittliche Verkaufsflächenausstat-

 
Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass es 
sich hier um einen gemeinsamen Versor-
gungsstandort Bruck und Bodenwöhr han-
delt. Es kann also bereits grundsätzlich nicht 
darauf ankommen in welcher der beiden 
Kommunen die Grundversrogung angesie-
delt ist bzw. ob es geringfügige Verschie-
bungen gibt. Jedoch ist dies hier unerheblich 
da nachgewiesen und bestätigt wurde, dass 
es für Bodenwöhr keine nachteiligen Auswir-
kungen gibt. Der Markt Bruck hat sich inso-
fern grundlegend und intensiv mit der inter-
kommunalen Abstimmung auseinanderge-
setzt und die Gemeinde Bodenwöhr ist über 
die Sachlage informiert. Das Schreiben der 
EDEKA liegt der Gemeinde Bodenwöhr im 
Übrigen bereits seit geraumer Zeit vor, inso-
fern ist die Stellungnahme der Gemeinde 
Bodenwöhr weder begründet noch nachvoll-
ziehbar.  
 
 
Der GMA lag im Übrigen das Einzelhandels-
konzept der Gemeinde Bruck i. d. Oberpfalz 
aus dem Jahr 2009 vor, das zur ersten Ori-
entierung für die Ausarbeitungen zugrunde 
gelegt wurde - als aktualisierungsbedürftig 
eingestuft, kann es nach nunmehr 17 Jahren 
nicht mehr als belastbare Grundlage i. S. ei-
ner sach- und fachgerechten Einordnung 
dienen. Hierauf wird auch in der GMA-
Stellungnahme (S. 5) hingewiesen. Selbiges 
gilt daher auch für das Einzelhandelskon-
zept, das aus dem selben Jahr datiert. 
 
Ungeachtet dessen sind die zum Zeitpunkt 
der Gutachtenerstellung vorliegenden fakti-
schen Verhältnisse im Rahmen der Prüfung 
zu Grunde zu legen, was in der GMA-
Analyse vom 8.1.2026 mit Vor-Ort-
Besichtigung im Dezember 2025 erfolgt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anmerkung einer „unzutreffenden Be-
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tung bayerischer Grundzentren im Lebensmit-
telbereich beträgt gemäß branchenüblicher 
Kennziffern (vorliegend: EHI Handelsinstitut) 
rund 455 m² VK je 1.000 Einwohner. In Bayern 
insgesamt liegt dieser Wert bei etwa 460 m² VK 
je 1.000 Einwohner, in Deutschland bei rund 450 
m² VK je 1.000 Einwohner. 
 
Diese Vergleichswerte liegen deutlich unter dem 
perspektivischen Wert des gemeinsamen 
Grundzentrums Bruck/Bodenwöhr von rund 530 
m² VK je 1.000 Einwohner bei Realisierung des 
geplanten Versorgungszentrums in Bruck i. d. 
Opf. Aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr kann 
hier nicht von einem bloßen „Aufschließen“, 
sondern vielmehr von einem „Überholen“ ge-
sprochen werden, sodass bereits eine künftige 
Überausstattung ablesbar ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aggregation beider Gemeinden bei der Ver-
kaufsflächenausstattung und fehlende Ein-
zelbetrachtung 
Die dargestellten Kennziffern werden zudem 
dadurch relativiert, dass die Verkaufsflächen-
ausstattung beider Gemeinden addiert betrach-
tet wird. Eine getrennte Betrachtung der beiden 
Gemeinden zeigt jedoch deutlich unterschiedli-
che Ausstattungsniveaus. 
 

wertung der Verkaufsflächenausstattung“ 
durch den Verfasser der Stellungnahme aus 
Bodenwöhr läuft insofern ins Leere, als dass 
mit diesem Punkt der Textlaut inkl. die Werte 
der GMA-Stellungnahme nur wiedergegeben 
werden. 
 
 
Aktuell liegt die Versorgungsausstattung im 
gemeinsamen Grundzentrum mit 390 m² VK 
/ 1.000 Einwohner deutlich unter dem Niveau 
der angeführten räumlichen Vergleichswerte. 
Das Vorhaben ist dazu geeignet, das ge-
meinsame Grundzentrum auf ein vergleich-
bares Versorgungsniveau anzuheben. 
 
Dies gilt im Übrigen umso mehr, als dass die 
im Rahmen der gutachterlichen Stellung-
nahme unberücksichtigt gebliebene Einwoh-
nerprognose, den Entwicklungsspielraum 
noch weiter verdeutlicht. Auf Grundlage der 
regionalisierten Bevölkerungsvorausberech-
nung für Bayern bis 2043, die für den LK 
Schwandorf einen Einwohnerentwicklung 
von knapp 7 % unterstellt (vgl. hierzu Baye-
risches Landesamt für Statistik: regionalisier-
ten Bevölkerungsvorausberechnung für 
Bayern bis 2043; Mai 2025), wird mit dem 
Vorhaben eine Versorgungsausstattung in 
der Größenordnung von dann noch 490 m² 
VK / 1.000 EW erreicht und liegt damit nur 
noch leicht über dem bayerischen Wert, aber 
auch noch unter den Werten anderer Grund-
zentren in der Region (wie z. B. Schwarzen-
feld mit 730 m² VK bzw. Hirschau und 
Schnaittenbach mit knapp 500 m² VK / 1.000 
Einwohner). 
 
Hieraus kann bereits zum heutigen Zeit-
punkt, aber auch in der Prognose mit Nich-
ten eine Überausstattung in Folge einer Um-
setzung der Planung unterstellt werden. 
Die erfolgten Ausführungen in der gemeind-
lichen Stellungnahme werden nachvollzogen 
und im Übrigen auch geteilt. 
 
 
 
 
Es findet aufgabengemäß eine Untersu-
chung und Beleuchtung möglicher erhebli-
cher überörtlichen Raumbedeutsamkeit 
des Gesamtvorhabens sowie der mögli-
chen versorgungsstrukturellen und städte-
baulichen Auswirkungen des Vorhabens 
statt, was bereits der Aufgabenstellung zu 
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So weist der Markt Bruck i. d. Opf. gemäß cima-
Berechnungen bereits heute eine Verkaufsflä-
chenausstattung im Lebensmittelbereich von 
rund 475 m² VK je 1.000 Einwohner auf, die sich 
bei Umsetzung des Vorhabens perspektivisch 
auf rund 763 m² je 1.000 Einwohner erhöhen 
würde. 
Demgegenüber liegt die Gemeinde Bodenwöhr 
bei lediglich rund 255 m² je 1.000 Einwohner. 
Spätestens mit Realisierung des Planvorhabens 
wäre der Markt Bruck i. d. Opf. damit deutlich 
überausgestattet. Bodenwöhr ist hingegen be-
reits heute als unterausgestattet zu bewerten. 
 
 
 
 
Unvollständige Berücksichtigung des Non-
fooddiscounters 
Bei der Analyse möglicher Auswirkungen wurde 
der geplante Nonfooddiscounter aufgrund seiner 
Wettbewerbssituation und Sortimentspolitik nicht 
in die Auswirkungsanalyse einbezogen. Zudem 
wird dieser mit einer Verkaufsfläche von rund 
800 m² fälschlicherweise als kleinflächig einge-
stuft. 
Aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr stellt dies 
ein inhaltlich inkorrektes und damit lückenhaftes 
Vorgehen dar. Der Nonfooddiscounter ist zwin-
gend in die Auswirkungsanalyse einzubeziehen, 
da erhebliche Auswirkungen auf bestehende 
Einzelhandelsbetriebe sowohl im Markt Bruck i. 
d. Opf. (z. B. NKD, Schreibwaren Multerer, P&W 
Prozente) als auch in der Gemeinde Bodenwöhr 
(z. B. Evis Laderl) zu erwarten sind. 
 
Hinzu kommt, dass die Nonfood-Anteile des ge-
planten Supermarktes in der Umverteilungsta-
belle berücksichtigt werden, während die mögli-
chen negativen Auswirkungen des Nonfooddis-
counters selbst nicht untersucht werden. Dies ist 
aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr nicht nach-
vollziehbar. 
Es erfolgt weder eine eigenständige Umsatzer-
mittlung noch eine nachvollziehbare Darstellung 
daraus resultierender Umverteilungsprozesse. 
Die sachgerechte Ermittlung potenzieller städte-
baulicher Negativauswirkungen ist so schlicht-
weg nicht möglich. 
 
Fehleinschätzung der Magnet- und Fre-
quenzwirkung des Nonfooddiscounters 
Dem Nonfooddiscounter wird in der GMA-
Auswirkungsanalyse unterstellt, keine Relevanz 
als Frequenzbringer oder Magnetbetrieb zu be-
sitzen. Zudem wird angenommen, dass keine 

entnehmen ist. Insofern ist das angeführte 
Argument nicht sachdienlich. Vielmehr ist die 
Standortentwicklung in Bruck auf eine nach-
haltige Entwicklung der Versorgungsfunktion 
des gemeinsamen Grundzentrums Bruck / 
Bodenwöhr ausgerichtet. 
 
In diesem Zusammenhang sei an dieser 
Stelle der Hinweis erlaubt, dass es auch an-
dere gemeinsame Grund- oder auch Mittel-
zentren im Freistaat gibt, die i. S. einer Auf-
gabenteilung unterschiedliche Versorgungs-
ausstattungen auch im Einzelhandel besit-
zen (z. B. Freystadt / Berching; Burglengen-
feld / Maxhütte-Haidhof / Teublitz; Senden / 
Vöhringen). 
 
 
 
Der geplante Nonfood-Discounter wurde be-
rücksichtigt.  
In diesem Zusammenhang wird seitens der 
Gemeinde Bodenwöhr unterstellt, dass im 
Rahmen der vorgesehenen Standortentwick-
lung der vorgesehene Nonfood-Discounter 
den frequenzbildenden „Pull-Faktor“ dar-
stellt. Diese Annahme ist nicht sachdienlich, 
da in aller Regel der Nonfood-Discounter an 
einem Lebensmittelmagneten andockt und 
hier die Frequenz des Grundversorgers 
nutzt. Das zitierte Beispiel des innerstädti-
schen Tedi-Marktes führt ebenfalls ins Lee-
re, da dieser Betrieb ein Baustein unter vie-
len im Rodinger Zentrum ist (neben Dienst-
leistung, Verwaltung, Rathaus etc.). 
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nennenswerten Synergieeffekte auftreten wür-
den. 
Empirische Erhebungen zeigen hingegen, dass 
insbesondere Betriebskonzepte wie Action oder 
vergleichbare Anbieter sehr große Einzugsge-
biete und hohe Absatz- und Umsatzzahlen auf-
weisen. 
An vielen Fachmarktstandorten übernehmen 
Sonderpostenmärkte eine zentrale Funktion als 
Frequenzbringer und wirken zunehmend auch in 
Randlagen von Innenstädten. Dies ist auch in 
der Region feststellbar. So befindet sich bei-
spielsweise der Tedi-Markt in Roding in zentra-
ler Lage und stellt dort einen wesentlichen Mag-
netbetrieb und Pull-Faktor für die Innenstadt dar. 
Bedeutung gewinnt dieser Aspekt bei der städ-
tebaulichen Bewertung des Planvorhabens, aber 
auch in Bezug auf die überörtliche Raumbe-
deutsamkeit des Vorhabens im Rahmen der 
landesplanerischen Prüfung. Eine sachgerechte 
Einordnung findet aus Sicht der Gemeinde Bo-
denwöhr hierbei durchwegs nicht statt. 
 
Methodische Mängel der Umsatzverteilungs-
berechnung 
Im Rahmen der Umsatzverteilungsberechnung 
werden lediglich rund 1,0 Mio. € bzw. 18 % des 
Gesamtumsatzes des geplanten Lebensmittel-
marktes gegenüber den Einzelhändlern in Bo-
denwöhr umverteilungswirksam angesetzt. Ge-
genüber der Standortgemeinde Markt Bruck i. d. 
Opf. werden lediglich rund 0,7 Mio. € berück-
sichtigt. Damit würden weniger als ein Drittel der 
Umverteilungen im eigentlichen Einzugsgebiet 
des gemeinsamen Grundzentrums stattfinden, 
während nahezu 70 % zulasten des Umlandes 
angesetzt werden. 
 
Diese Verteilung ist aus Sicht der Gemeinde 
Bodenwöhr nicht nachvollziehbar. Als gemein-
sames Grundzentrum mit einer weitgehend 
standortgerechten Ausstattung übernehmen die 
bestehenden Betriebe in Bodenwöhr und Bruck 
i. d. Opf. die lokale Versorgung der Bevölkerung. 
Bei Markteintritt eines neuen Lebensmittelmark-
tes sind diese Betriebe regelmäßig am stärksten 
von Umsatzverlusten betroffen. Entsprechend 
müsste der Umverteilungsanteil gegenüber den 
Anbietern im gemeinsamen Grundzentrum deut-
lich höher ausfallen. 
 
Darüber hinaus liegt ein klarer methodischer 
Fehler vor, da die in Tabelle 6 des Gutachtens 
dargestellten Bestandsumsätze sowohl den Le-
bensmittel- als auch den Getränkehandel um-
fassen, während bei der Umverteilungsberech-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die seitens der Gemeinde Bodenwöhr auf-
geworfene Frage nach möglichen methodi-
schen Mängeln im Rahmen der Umvertei-
lungsberechnung sind nicht angezeigt. Eine 
Auflösung bringt der Hinweis auf einen re-
daktionellen Fehler (Tabelle 6: Ergänzung 
der Überschrift um den Passuns „Getränke-
markt (600 m² VK)“ sowie der Summenan-
passung auf 5,6 und nicht 5,5 Mio. €, Run-
dungsdifferenz). 
 
 
 
Zur Frage der anteiligen Umverteilung, wo 
im vorliegenden Fall in hohem Maße (näm-
lich rd. 70 % ) zu Lasten der starken Grund-
versorgungsstandorte im Umland und hier v. 
a. Nittenau) wirksam werden dürften, geht 
auf die Tatsache zurück, dass das Boden-
wöhrer Angebot (hier v. a. der Vollsortimen-
ter) auf Grund der umfänglich beschriebenen 
Investitionsengpässe bereits heute kaum 
Kundschaft v. a. aus Bruck anzieht. In der 
Folge wird der deutlich größere Teil außer-
halb von Bodenwöhr, aber auch von Bruck 
wirksam (Hinweis auf Nittenau als Mittelzent-
rum und vor allem Arbeitsplatzstandort à 
Magnetwirkung) 
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nung des Vorhabens lediglich der Lebensmit-
telmarktumsatz und nicht auch der des Geträn-
kemarktes angesetzt wird. Bei einer korrekten 
Berechnung würden sich Umverteilungsbetrag 
(von 5,6 Mio. € auf 6,0 Mio. € gemäß von der 
GMA angesetzten Prognoseumsätzen) und Um-
verteilungsquoten im Lebensmittelbereich weiter 
erhöhen und die Gefährdung der Nahversor-
gung in Bodenwöhr nochmals verschärfen. 
 
Niedrige Umsatzannahme des geplanten Su-
permarktes 
Für den im geplanten Versorgungszentrum ge-
planten Vollsortimenter wird in der GMA-Analyse 
eine Flächenleistung i.H.v. 4.760 €/m² ausge-
gangen, was in einem vergleichsweise niedrigen 
Gesamtumsatz von ca. 5,7 Mio. € p.a. resultiert 
(vgl. S. 14). Die ermittelte Flächenleistung liegt 
am unteren Rand aktueller Durchschnittswerte 
und wurde aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr 
in Rücksprache mit dem beratenden Büro cima 
potenziell bewusst niedrig gewählt. Einschlägige 
Datenquellen gehen Stand heute von folgenden 
Flächenproduktivitäten im Lebensmitteleinzel-
handel aus: Gemäß Hahn AG, Retail Real Esta-
te Report 2025/2026 liegt die Flächenleistung 
von Vollsortimentern zwischen 4.790 und 5.630 
€/m² VK. Aus Sicht der cima wie auch der Ge-
meinde Bodenwöhr müsste am Vorhabenstand-
ort in Anbetracht der spezifischen Rahmenbe-
dingungen sowie der Kopplungseffekte mit dem 
weiteren Einzelhandel ein etwas höherer Um-
satz als angenommen erwirtschaftet werden, 
welcher auch höhere Umsatzumverteilungen 
nach sich zieht. 
 
Umsatzumverteilungen und Existenzgefähr-
dung 
Die Auswirkungsanalyse des Büros GMA vom 
08.01.2026 prognostiziert für die Gemeinde Bo-
denwöhr Umsatzumverteilungsquoten von 14–
15 %. Nach gängiger gutachterlicher Auffassung 
sowie nach der einschlägigen Rechtsprechung 
sind Umsatzverluste von mehr als 10 % bei 
nahversorgungsrelevanten Sortimenten regel-
mäßig als existenzgefährdend zu werten. Insbe-
sondere wohnortnahe gelegene Lebensmittel-
märkte, welche hinsichtlich ihres Marktauftritts 
oder ihrer Größe als modernisierungsbedürftig 
eingestuft werden, sind mit Blick auf rechneri-
sche Umsatzumverteilungen sensibel zu behan-
deln. So kann bei Umsatzverlusten von bereits 
weniger als 10 % eine Bestandsgefährdung 
nicht vollumfänglich ausgeschlossen werden. 
Die GMA stuft den Edeka-Markt in Bodenwöhr 
als stark sanierungsbedürftigen Anbieter ein, ei-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein insgesamt unterdurchschnittliches Kauf-
kraftniveau in der Gesamtregion i. V. mit ei-
ner ansonsten im Umland guten Ausstattung 
(v. a. benachbartes Mittelzentrum), führt zu 
einer etwas unterdurchschnittlichen Ver-
kaufsflächenproduktivität. In diesem Zu-
sammenhang wurden bereits hohe Marktan-
teile und zwar in beiden Zonen angesetzt. 
Höhere Marktanteile und in der Folge eine 
höhere Umsatzprognose lassen sich auf-
grund der bestehenden Angebotssituation 
sowohl innerhalb aber auch außerhalb des 
Einzugsgebietes u. E. nicht erzielen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen der Gemeinde Bodenwöhr 
zu diesem Thema werden gutachterlich voll-
umfänglich geteilt und an entsprechender 
Stelle auch so wiedergegeben. In diesem 
Zusammenhang wird es in der Tat um be-
standssichernde Maßnahmen des unter ho-
hem Modernisierungsstau leidenden Anbie-
ters EDEKA gehen müssen, im Übrigen 
auch unabhängig von der Planung in Bruck. 
Das Schreiben der Fa. EDEKA vom 
05.02.2026 nimmt das Thema entsprechend 
auf. 
Weiterhin wird im Rahmen der gemeindli-
chen Stellungnahme eine rechnerische Her-
leitung des noch verbleibenden Entwick-
lungspotenzials vermisst. Hier wird nochmals 
der Passus auf S. 22 der GMA-
Stellungnahme wiedergegeben und in 
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ne entsprechende Berücksichtigung bei der Be-
wertung zu erwartender Negativauswirkungen 
erfolgt hingegen nicht. 
Es besteht daher die konkrete Gefahr, dass der 
EDEKA-Markt als Hauptnahversorger am Ort 
wie auch der Getränkefachmarkt in der Ortsmitte 
von Bodenwöhr ihre wirtschaftliche Tragfähigkeit 
verlieren. 
Dies hätte zur Folge, dass die Gemeinde Bo-
denwöhr ihre wohnortnahe Nahversorgung 
(Edeka-Markt) weitgehend einzubüßen und ein 
wesentlicher Ortsmittenbetrieb (Getränkemarkt) 
wegfällt. 
Dies hätte durch wegfallende Kundenaustau-
scheffekte zwischen diesen frequenzstarken 
Anbietern und den weiteren Ortsmittennutzun-
gen auch darüber hinaus unmittelbare Negativ-
folgen für den weiteren Ortsmittenbesatz Bo-
denwöhrs. Dies konterkariert die intensiven Be-
mühungen der Gemeinde Bodenwöhr, die In-
nenentwicklung voranzutreiben und ihre Ortsmit-
te nachhaltig zu stärken. 
 
Nicht nachvollziehbare Annahmen zu ver-
bleibenden Entwicklungspotenzialen 
Abschließend wird seitens des Büros GMA aus-
geführt, dass auch nach Ansiedlung eines Su-
permarktes mit Getränkemarkt und Nonfooddis-
counter noch ausreichend Potenziale für ein 
adäquates Grundversorgungsangebot im ge-
meinsamen Grundzentrum bestehen würden. 
Diese Aussage wird rechnerisch nicht unterlegt 
und ist nicht nachvollziehbar. 
 
Nach den Berechnungen der cima im Rahmen 
der laufenden Fortschreibung des Einzelhan-
delskonzeptes der Gemeinde Bodenwöhr liegen 
die Entwicklungspotenziale im gemeinsamen 
Grundzentrum bereits ohne Neuansiedlung in 
Bruck i. d. Opf. lediglich auf einem relativ gerin-
gen Niveau. Diese Potenziale erlauben keine 
großformatigen Neuansiedlungen, sondern le-
diglich eine Ertüchtigung des bestehenden An-
gebots. 
 
Zwischenfazit 
Die Auswirkungsanalyse des Büros GMA weist 
aus Sicht der Gemeinde Bodenwöhr erhebliche 
methodische und inhaltliche Defizite auf. We-
sentliche planungsrelevante Aspekte – insbe-
sondere die Bedeutung der zentralen Versor-
gungsbereiche, die Rolle des Nonfooddiscoun-
ters, die Umsatzermittlung sowie die Berech-
nung und Bewertung der tatsächlichen Umsatz-
verteilungswirkungen – werden unzureichend 
oder fehlerhaft berücksichtigt. 

Klammerwert auf die Textreferenz zu ein-
deutigen Nachvollziehbarkeit verwiesen: 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
 
 
 
 
 
 
Somit ist festzuhalten, dass die vorgelegte 
GMA-Stellungnahme auf die gestellten Fra-
gen belastbare, valide und v. a. korrekte 
Antworten bereitstellt. Das berechtigte Inte-
resse der Gemeinde Bodenwöhr zur Absi-
cherung der Bemühungen einer nachhalti-
gen Innenentwicklung und Stärkung der 
Ortsmitte wird damit nicht konterkariert. 
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Die Analyse ist daher nicht geeignet, eine trag-
fähige und abwägungsfeste Entscheidungs-
grundlage für das vorliegende Bauleitplanverfah-
ren darzustellen. 
 
6. Landes- und Regionalplanung 
Die Gemeinde Bodenwöhr beruft sich gemäß § 
2 Abs. 2 Satz 2 BauGB auf ihr Recht in der Stel-
lungnahme auch auf die Ziele der Raumordnung 
sowie der zugewiesenen Funktionen und deren 
Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbe-
reiche zu berufen und hinzuweisen. 
 
Die Planung steht nicht im Einklang mit wesent-
lichen Zielen der Raumordnung, insbesondere: 

• LEP Bayern 5.3.2 (städtebaulich integrierte 
Standorte), 

• LEP Bayern 5.3.3 (Schutz zentraler Versor-
gungsbereiche), 

• LEP Bayern 1.1.1 (Sicherung der Daseins-
vorsorge), 

• Regionalplan Oberpfalz-Nord (Sicherung der 
Grundzentren, interkommunale Abstimmung 
bei Doppel- und Mehrfachzentren). 

 
Gemäß LEP 5.3.2 hat die Flächenausweisung 
für Einzelhandelsgroßprojekt an städtebaulich 
integrierten Standorten zu erfolgen. Laut Zielbe-
gründung sind diese Standorte innerhalb eines 
baulich verdichteten Siedlungszusammenhangs 
mit wesentlichen Wohnanteilen, oder direkt an-
grenzend, die über einen anteiligen fußläufigen 
Einzugsbereich und eine ortsübliche Anbindung 
an den Personennahverkehr (ÖPNV) zu verfü-
gen. Eine städtebaulich integrierte Lage muss 
hier ganz klar bestritten werden. Auch ein Aus-
nahmetatbestand durch ein Einzelhandelspro-
jekt, welches überwiegend dem Verkauf von 
Waren des sonstigen Bedarfs dient, besteht 
nicht. Die geplanten Einzelhandelbetriebe bieten 
überwiegend Sortimente des Nahversorgungs-
bedarfs bzw. des Innenstadtbedarfs an. Dies ist 
auch für den geplanten Nonfood-Discounter an-
zunehmen. 
 
Der Vorhabenträger kann sich aus Sicht der 
Gemeinde Bodenwöhr auch nicht auf den Aus-
nahmetatbestand der topographischen Gege-
benheiten berufen. Nach Ansicht der Gemeinde 
Bodenwöhr gibt es in Bruck i. d. Opf. durchaus 
weitere attraktive Standorte in deutlich besserer 
Nahversorgungslage (siehe oben). Auch bisher 
fehlende verbrauchernahe Versorgungsstruktu-
ren, die behoben werden müssten, können nicht 

 
 
 
 
 
 
 
Bezüglich der Ausführungen zur Landes- 
und Regionalplanung wird auf die Stellung-
nahme der Regierung der Oberpfalz verwie-
sen die hier einschlägige und zutreffend ist.  
 
Seitens der höheren Landesplanungsbehör-
de kann die geplante Ausweisung des Pla-
nungsgebietes in städtebaulicher Randlage 
mitgetragen werden, nachdem von der 
Kommune mittels Standortalternativenprü-
fung nachvollziehbar und plausibel dargelegt 
wurde, dass für die geplante Ansiedlung kei-
ne geeigneten städtebaulich integrierten 
Standorte vorliegen. Einwendungen auf Ba-
sis des LEP – Ziels 5.3.2 erfolgten von der 
Regierung der Oberpfalz daher nicht. 
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konstatiert werden. Das gemeinsame Grund-
zentrum Bodenwöhr/Bruck ist mit drei Lebens-
mittelmärkten und verschiedenen Getränke-
märkten, Lebensmittelspezial-/-
handwerksbetrieben bereits heute weitgehend 
angemessen versorgt. 
 
Nach Ziel 5.3.3 darf durch Flächenausweisun-
gen für Einzelhandelsprojekte die Funktionsfä-
higkeit der zentralen Orte und die verbraucher-
nahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugs-
bereich dieser Einzelhandelsprojekte nicht we-
sentlich beeinträchtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach Ziel 1.1.1 des LEP sollen insbesondere die 
Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstel-
lung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Ein-
richtungen der Daseinsfürsorge und zur Versor-
gung mit Gütern und Dienstleistungen, geschaf-
fen oder erhalten werden. 
 
Aufgrund der bereits heute guten Versorgungs-
situation sowie der nahezu stagnierenden Ein-
wohnerzahlen kann keine umfangreiche weitere 
Erhöhung der Kaufkraftabschöpfung erfolgen. 
Die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
sehen wir als weitgehend gesichert an. Durch 
die Ansiedlung eines weiteren Nahversorgers 
sehen wir die immense Gefahr eines Arbeits-
platzverlustes und den damit verbundenen So-
zialstrukturen; Gewerbesteuereinnahmen und 
sonstigen Steuerumlagen in beiden Gemeinden. 
Insbesondere verweisen wir hier nochmals auf 
die Gefahr, dass Bodenwöhr von einer Nahver-
sorgung abgeschnitten wird. 
 
Die Bauleitplanung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB 
der Raumordnung anzupassen. 
Auch die Regionalplanung definiert in der Ver-
sorgungssituation bestimmte Ziele und Grunds-
ätze mit Begründung. Die Grundzentren sollen 
Ihren Versorgungsfunktionen gesichert und wei-
terentwickelt werden. Dazu sollen sie eng mit 
den Gemeinden ihres Nahbereichs kooperieren. 
 
Der Sicherung der Versorgungsfunktion in 
Grundzentrum mit vergleichsweise kleinen Nah-
bereichen ist eine hohe Priorität beizumessen. 

 
 
 
 
 
 
 
Im Hinblick darauf, dass von keiner erhebli-
chen überörtlichen raumbedeutsamen Ein-
zelhandelsagglomeration auszugehen ist, 
unterliegt allein der geplante Lebensmittel-
vollsortimenter den einzelhandelsspezifi-
schen Zielen des LEP. Da Lebensmittel-
märkte mit einer Verkaufsfläche bis 1.200 m² 
Verkaufsfläche grundsätzlich in allen Ge-
meinden zulässig sind und diese von der 
Verkaufsflächenregelung (LEP-Ziel 5.3.3 
„Zulässige Verkaufsflächen“) freigestellt sind, 
bestehen aus landesplanerischer Sicht keine 
Einwände. 
 
 
Das Vorhaben steht nicht im Widerspruch 
zum Ziel 1.1.1des LEP. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die landesplanerische Stellungnahe als hö-
herwertige Stellungnahme ersetzt die raum-
ordnerische Stellungnahme. Weiterhin wird 
auf die bereits vorher ausgeführten Erläute-
rungen zur sachgerecht erfolgten interkom-
munalen Abstimmung verwiesen.  
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(4.3.1 des Regionalplan Oberpfalz Nord). 
 
Doppel- und Mehrfachzentren haben sich zur 
Sicherung und Weiterentwicklung der zentralört-
lichen Einrichtungen und zur gemeinsamen 
Wahrnehmung ihrer Versorgungsaufgaben re-
gelmäßig abzustimmen. Um die gemeinsamen 
Aufgaben zentraler Doppelorte und Mehrfachor-
te zu koordinieren und umzusetzen sowie sich 
im Hinblick auf ihre Funktionen optimal zu er-
gänzen zu können, ist eine umfangreiche inter-
kommunale Kooperation und Abstimmung not-
wendig. 
Vertragliche Vereinbarungen oder interkommu-
nale Entwicklungskonzepte (z. B. im Bereich 
Siedlungsentwicklung oder Einzelhandel) kön-
nen zur Verfestigung der Kooperationsabsichten 
und zu einer vertraglichen abgestimmten Ent-
wicklung beitragen. Der Stellungnahme der Ge-
meinde Bodenwöhr ist aus diesem Grund auch 
eine erhebliche Bedeutung beizumessen. 
 
Insbesondere im Bereich des Einzelhandels ist 
dies von Bedeutung, denn hier können Grund-
zentren, die sich einen Nahbereich teilen, auch 
auf die Kaufkraft der jeweiligen Partnergemein-
de zurückgreifen, wodurch Konkurrenzsituati-
onen entstehen können. (4.3.2 der Regionalpla-
nung Oberpfalz-Nord). 
 
Außerdem bekräftigt Abschnitt 5 des Regional-
plans eine bedarfsgerechte Versorgung der Be-
völkerung mit Waren und Dienstleistungen so-
wie eine Grundversorgung der Bevölkerung mit 
Waren des täglichen Bedarfs, welche in allen 
Gemeinden der Region sichergestellt werden 
soll. Auch der Planungsverband richtet ein gro-
ßes Augenmerk auf ein planerisches Gesamt-
konzept, welches als Mittel zur Steuerung des 
großflächigen Einzelhandels auch in interkom-
munaler Kooperation entwickelt und verbindlich 
festgelegt wird (5.4 Regionalplan Oberpfalz-
Nord). Gleichzeitig gilt es jedoch auch, Überka-
pazitäten zu vermeiden und zwischengemeind-
lich Rücksicht zu nehmen. 
 
Wir bitten auch um die Beachtung des Grund-
satzes von 5.4 des Regionalplan Oberpfalz-
Nord. Es sollen historisch gewachsene Ge-
schäfts- und Dienstleistungszentren in den In-
nenstädten als Ortskerne in ihrer Bedeutung als 
Versorgungseinrichtung gesichert und weiter-
entwickelt werden. 
 
7. Bauplanungsrechtliche Bewertung 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die landesplanerische Stellungnahe als hö-
herwertige Stellungnahme ersetzt die raum-
ordnerische Stellungnahme. Weiterhin wird 
auf die bereits vorher ausgeführten Erläute-
rungen zur sachgerecht erfolgten interkom-
munalen Abstimmung verwiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird auf die bereits vorher ausgeführten 
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die Ziele der Raumordnung anzupassen. Nach § 
1 Abs. 7 BauGB sind die öffentlichen und priva-
ten Belange gerecht gegeneinander und unter-
einander abzuwägen. 
 
Für das geplante Versorgungszentrum in Bruck 
i. d. OPf. ist die Ausweisung eines Sondergebie-
tes nach § 11 BauNVO vorgesehen. Hierfür ist 
u.a. nachzuweisen, dass das Einzelhandelsvor-
haben keine schädlichen Umwelteinwirkungen, 
keine Auswirkungen auf die infrastrukturelle 
Ausstattung, auf den Verkehr, auf die Versor-
gung der Bevölkerung im Einzugsbereich der 
bezeichneten Betriebe, auf die Entwicklung 
zentraler Versorgungsbereiche in der Gemeinde 
oder in anderen Gemeinden (v.a. Nachbarge-
meinde Bodenwöhr) sowie auch auf das Orts- 
und Landschaftsbild und auf den Naturhaushalt 
auslösen. 
 
Nach Auffassung der Gemeinde Bodenwöhr 
wurden diese Belange bislang nicht ausreichend 
sachgerecht, teils sogar fachlich falsch (siehe 
oben) und nicht mit dem erforderlichen Gewicht 
in die Abwägung eingestellt. Die fehlende inter-
kommunale Abstimmung stellt ein erhebliches 
Abwägungsdefizit dar. 
 
Es wird daher von der Gemeinde Bodenwöhr 
gefordert, die Bewertung der Stellungnahmen 
aus der frühzeitigen Beteiligung in einem rechts-
staatlichen Verfahren in einer öffentlichen Markt-
ratssitzung zu wiederholen. Nur durch die expli-
zite Auseinandersetzung mit jeder einzelnen 
Stellungnahme kann sich der Marktrat und auch 
der interessierte Bürger in die Argumentation 
der beteiligten Behörde oder des beteiligten 
Bürgers hineinversetzen und eine weitreichen-
de, sachgerechte und abgewogene Abwägung 
hier mit den gegenläufigen Interessen der 
Nachbargemeinde zum Wohle des Marktes 
Bruck i. d. Opf. treffen. 
 
8. Bürgerentscheid 
Der durchgeführte Bürgerentscheid ist in seiner 
Bindungswirkung anzuerkennen. Er ersetzt je-
doch nicht die fachliche und rechtliche Prüfung 
der Planung. Die Fragestellung bezog sich we-
der auf die konkrete Ausgestaltung der Einzel-
handelsagglomeration noch auf die zusätzlichen 
Nutzungen (Getränkemarkt, Nonfooddiscoun-
ter). Hätten einige Brucker Bürger zum damali-
gen Zeitpunkt die erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Einzelhandelsbetriebe im Orts-
kern sowie zur verkehrsrechtlichen Situation er-
kannt, wäre gegebenenfalls ein negatives Votum 

Erläuterungen zur sachgerecht erfolgten in-
terkommunalen Abstimmung verwiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bodenwöhr verkennt die Be-
deutung des §4.1 BauGB. Im Übrigen sind 
im Rahmen des Verfahrens geprüft und un-
tereinander abgewogen worden. Der inter-
kommunalen Abstimmung wird Rechnung 
getragen, hier wird auf die vorstehenden 
Ausführungen verwiesen. Die bisherige Ab-
wägung wird aufrechterhalten.   
 
Eine Einzelabstimmung ist im Übrigen an 
keiner Stelle gesetzlich vorgegeben und er-
weist sich insbesondere bei größeren Bau-
leitplanverfahren als völlig unpraktikabel.  
Der Beschluss „en bloc“ ist zulässig, mit dem 
Beschluss macht sich der Marktrat die in der 
Sitzungsvorlage enthaltenen Ausführungen 
zu eigen. 
Damit ist die Abwägung formell und verfah-
renstechnisch korrekt durchgeführt worden. 
 
 
 
 
 
Es stellt sich nicht dar, inwiefern das Votum 
des Bürgerentscheides für die Gemeinde 
Bodenwöhr relevant ist. Die Beurteilung des 
Votums ist spekulativ. Es sei aber darauf 
hingewiesen, dass Bürgerentscheide zu Ein-
zelhandelsprojekten nach Corona tendenziell 
deutlicher zu Gunsten der Ansiedlung aus-
gehen. Die subjektiven Rückmeldungen 
beim Markt Bruck zeigen, dass zwischenzeit-
lich wesentlich mehr Bürger die Verbesse-
rung der Versorgungsstruktur fordern. Dies 
zeigt auch die doch sehr geringe Anzahl von 
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in den Bürgerentscheid eingeflossen. 
 
 
 
 
 
9. Gesamtabwägung und Schlussfolgerung 
Zusammenfassend kommt die Gemeinde Bo-
denwöhr zu dem Ergebnis, dass 

• die Standortalternativenprüfung methodisch 
nicht tragfähig ist, 

• das Vorhaben wirtschaftlich überdimensio-
niert ist, 

• erhebliche städtebauliche und versorgungs-
strukturelle Nachteile für Bodenwöhr zu er-
warten sind, 

• die Planung nicht mit den Zielen der Raum-
ordnung vereinbar ist 

• und die interkommunalen Abstimmungs-
pflichten nicht gewahrt wurden. 

 
Vor dem Hintergrund der dargestellten Inhalte 
sieht sich die Gemeinde Bodenwöhr in ihrer bis-
herigen Einschätzung bestätigt, dass das vorlie-
gende Bauleitplanverfahren weder inhaltlich 
noch verfahrensmäßig den Anforderungen an 
eine abgestimmte Entwicklung des gemeinsa-
men Grundzentrums Bodenwöhr / Markt Bruck i. 
d. Opf. gerecht wird. Die Gemeinde Bodenwöhr 
lehnt das Bauleitplanverfahren in der vorliegen-
den Form ab. 
 
Abschließende Bemerkung 
Zum Abschluss dürfen wir auf die jahrzehnte-
lange interkommunale Zusammenarbeit der bei-
den Gemeinden beispielsweise auf dem Gebiet 
des Schulwesens oder des Abwasserzweckver-
bandes verweisen. Zum anderen sind unsere 
beiden Orte kulturell und unsere Mitbürger in ei-
nem „heimatnahen Arbeitsplatzes“ eng verwur-
zelt. Dem verfassungsrechtlich verbrieften 
Selbstverwaltungsrecht einer Kommune bemes-
sen wir bei unserer Stellungnahme selbstver-
ständlich ebenfalls einen hohen Stellenwert bei. 
 
Wir bitten um die Zusendung der Abwägungslis-
te der Marktratssitzung. 
 

Unterschriften aus den benachbarten Wohn-
gebieten im Rahmen der Bürgerbeteiligung. 
Offensichtlich möchte auch der überwiegen-
de Teil der Bewohner von Mögendorf diese 
Ansiedlung.  
 
 
Das Verfahren ist zulässig uns fehlerfrei. Auf 
die vorstehenden Ausführungen wir verwie-
sen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bruck in der Opf. ist wie bis-
her ebenfalls um eine gute interkommunale 
Zusammenarbeit bemüht. Aus diesem Grund 
hat ein Gespräch stattgefunden, es wurde 
ein Gutachten erstellt und das Schreiben von 
EDEKA, das die Gemeinde Bodenwöhr bis-
her tunlichst nicht erwähnt hat, in die Abwä-
gung mit einbezogen.  

 

• Bund Naturschutz in Bayern e. V. - Kreisgruppe Schwandorf, Schreiben 
vom 09.02.2026 

Der Bund Naturschutz in Bayern e. V. Kreisgruppe Schwandorf hat folgende Stellung-
nahme abgegeben. 
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Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Bund Naturschutz in Bayern 
e. V. - Kreisgruppe Schwandorf vom 09.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Be-
schluss: 

Stellungnahme des Bund Naturschutz in Bayern 
e.V. - Kreisgruppe Schwandorf vom 09.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Der Bund Naturschutz in Bayern e.V.- Kreis-
gruppe Schwandorf, nachfolgend BN - gibt im 
Rahmen der o. a. Beteiligung fristgerecht fol-
gende Stellungnahme ab: 
 
Der BN lehnt das o. a. Vorhaben weiterhin 
vollumfänglich ab und begründet dies wie 
folgt: 
Nachfolgende Stellungnahme ergänzt unsere 
Stellungnahme vom 20.11.2025, deren Ein-
wände weiterhin geltend gemacht werden. 
 
Das geplante Sondergebiet für großflächigen 
Einzelhandel widerspricht wesentlichen Zielen 
des Landesentwicklungsplanes. Die bisher vor-
gelegten und ergänzten Unterlagen rechtfertigen 
keine Ausnahme. 
 
Das Verfahren zur Abwägung der vielen Ein-
wände, einschließlich der unsrigen wurde u.E. 
nicht sachgerecht und nicht sorgfältig vorge-
nommen. Die Abstimmung in der Ratssitzung 
vom 18.12.2025 im Block über eine ungenügen-
de und mangelhafte Abwägungstabelle, ohne 
auf einzelne wichtige Punkte eingehen zu kön-
nen ist nicht angemessen und wird von uns da-
her in Frage gestellt und dem Ergebnis wider-
sprochen. Der Beschluss zur Fortführung des 
Bauleitverfahrens ohne erforderliche Gutachten 
vorliegen zu haben, ist ebenfalls nicht angemes-
sen und u.E. nicht rechtmäßig. 
 
 
 
Es haben sich im Verfahren wesentliche neue 
Erkenntnisse ergeben, die eine Genehmigung 
unmöglich machen. Dies sind im Wesentlichen 
folgende: 
 

- Ein Beschluss über einen neuen Kinder-
garten im künftigen Gebäude der VR-
Bank, der ebenfalls in der Sitzung vom 
18.12. 2025 gefasst wurde, macht den 
sanierungsbedürftigen Kindergarten The-
resia und auch den Interimskindergarten 
in Modulbauweise überflüssig. 
Von der Bürgermeisterin wurde sogar ein 
möglicher Abriss angedeutet. Somit ent-
fällt für einen der untersuchten Standorte 

 
 
 
 
 
Die Grundlegende Haltung des BN wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
Die vorgenommene Abwägung vom 
18.12.2025 zur Stellungnahme vom 
20.11.2025 wird weiterhin aufrechterhalten. 
 
Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme 
der Regierung der Oberpfalz vom 
11.02.2026 verwiesen. 
 
 
Die Abstimmung im Block ist zulässig, mit 
dem Beschluss macht sich der Marktrat die 
in der Sitzungsvorlage enthaltenen Ausfüh-
rungen zu eigen. 
Damit ist die Abwägung formell und verfah-
renstechnisch korrekt durchgeführt worden, 
die Vorgehensweise entspricht der Rechts-
lage. 
 
Um die Verträglichkeit des Vorhabens hin-
sichtlich Immissionen und des Bedarfs zu 
prüfen wurde die Verwaltung wird beauftragt 
vor Auslegung entsprechende Gutachten 
einzuholen. Diese wurden der öffentlichen 
Auslegung vollständig beigefügt. Das Vorge-
hen ist rechtmäßig.  
 
 
 
 
 
Es ist festzustellen, dass es keinen Be-
schluss des Marktrates zur weiteren Zukunft 
des Kindergartens St. Theresia gibt, ge-
schweige denn konkrete Planungen, der 
Kindergarten ist aktuell voll belegt und wird 
auch in den kommenden Jahren zur Kinder-
betreuung dringend benötigt. Eine geänderte 
Situation ist daher nicht ersichtlich. 
Die Alternativenprüfung bewertet hier im Üb-
rigen gar nicht die Situation des Kindergar-
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aus der Alternativenprüfung das einzige 
Ausschlusskriterium, da über diese bei-
den, künftig wegfallenden Kindergarten-
standorte eine Zufahrt zu Alternative 8 
möglich ist. 

 
- Die erst im Nachgang erstellten Gutach-

ten liegen inzwischen vor. Die Standort-
vertäglichkeits-Prüfung weist offensichtli-
che Fehler auf und kann daher den Be-
darf in keiner Weise nachvollziehbar be-
gründen. Eine Beteiligung der Öffentlich-
keit oder gar ein Beschluss über diese 
wesentliche Planungsgrundlage, fand 
nicht statt. Trotzdem wurde damit unmit-
telbar in die Auslegungsphase gegan-
gen. 

 
- Durch die Gemeinde Bodenwöhr wurde 

parallel eine Fortschreibung des Einzel-
handelsgutachtens von 2008/2009 be-
auftragt und in einer öffentlichen Sitzung 
am 28.01.2026 in Bodenwöhr umfassend 
erläutert. Dieses neue Gutachten bestä-
tigt ebenfalls die in unserer Einwendung 
angeführten Bedenken hinsichtlich des 
angeblichen Bedarfs und der Standort-
wahl. 

 
 
 
 
1. Klimaschutz 
Die vom BN angeführten Bedenken und Argu-
mente wurden nicht entkräftet. 
 
Der Entfall von individuellen Fahrten, wie in der 
Abwägungstabelle angeführt, kann nicht einmal 
einen Bruchteil der benötigten Grauen Energie 
zum Bau einsparen. Zusätzliche Umwege für die 
Kunden aus Bruck und vor allem aus Boden-
wöhr schaffen aus unserer Sicht mehr Wege, 
die auf Grund der Lage mit PKW stattfinden 
werden muss. Das Einzelhandelsgutachten von 
Bodenwöhr belegt glaubhaft den Wegfall des 
EDEKA Marktes, was zu einem Leerstand und 
einer Versorgungslücke führt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

tens, sondern dass eine Zufahrt über das 
Areal des Netto-Marktes nicht möglich ist. 
Dies gilt unverändert.  
 
 
 
Die im Nachgang zur Sitzung erstellten Gut-
achten wurden den Unterlagen zur Öffentli-
chen Auslegung rechtmäßig beigefügt.  
Da die Gutachten keine Plananpassungen 
erforderten, war eine erneute Beschlussfas-
sung über die Planung nicht erforderlich. 
 
Die Standortalternativenprüfung ist zutref-
fend und vollständig. Ein Mangel an der ab-
gestimmten Standortalternativenprüfung ist 
nicht erkennbar.  
 
Die Fortschreibung des Einzelhandelsgut-
achtens ist der Gemeinde Bruck nicht be-
kannt. 
 
Der Markt Bruck i.d.Opf. ist ebenfalls um ei-
ne gemeinsame Weiterentwicklung bemüht. 
Deshalb hat auch zwischenzeitlich ein Ab-
stimmungstermin zwischen den beiden Ge-
meinden stattgefunden. Weiterhin wurde. ge-
rade um der interkommunalen Abstimmung 
Rechnung zu tragen, vom Markt Bruck das 
Gutachten der GMA veranlasst, dieses ist 
Bestandteil der Bauleitplanung und ist der 
Gemeinde Bodenwöhr bekannt. 
 
 
 
 
Mit dem Auto entsteht ein kleiner Umweg, 
trotzdem ist der Standort näher als die Alter-
nativen in den Nachbarorten. 
 
Der Gemeinde Bodenwöhr liegt zwischen-
zeitlich ein Schreiben von EDEKA vor. In 
diesem Schreiben informiert die EDEKA 
Südbayern Handels Stiftung & Co. KG den 
Markt Bodenwöhr, dass diese einen Betrei-
berwechsel vorgenommen hat und seit De-
zember 2025 direkten Zugriff auf den Markt 
hat. Weiterhin schreibt EDEKA, dass sie ei-
ne erneute Analyse der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen durchgeführt hat. 
EDEKA kommt dabei zu folgendem Ergeb-
nis:  
 
„Das gesamte Umsatzpotential im Bereich 
Bodenwöhr/Bruck reicht aus unserer Sicht 
grundsätzlich dennoch für zwei Lebensmit-
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2. Fehlende Anbindung und massive Störung 
des Landschaftsbildes 
Der Kommentar zu diesem Argument in der Ab-
wägung der Gemeinde Bruck ist so unqualifi-
ziert, dass sich jeder weitere Kommentar erüb-
rigt. Der Standpunkt des Bund Naturschutz wird 
unverändert beibehalten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Bedarfsermittlung und Vorrang von Innen-
entwicklung 
Das inzwischen vorliegende Einzelhandelskon-
zept der CIMA Beratung und Management 
GmbH in der Sitzung von 28.01.2026 in Boden-
wöhr bestätigt vollständig die vom BUND vorge-
tragenen Bedenken und geht sogar noch von 
einem großen Schaden für den vorhandenen 
kleinteiligen Einzelhandel in den Ortsmitten bei-
der Gemeinden und dem in Bodenwöhr ansäs-
sigen Vollsortimenter EDEKA aus. 
 
Dies entzieht somit der geplanten Ansiedlung in 
den Einzelhandelssegmenten Lebensmittel, Ge-
tränke und Non Food Discounter jegliche Be-
rechtigung für einen zusätzlichen, diesbezügli-
chen Vollsortimenter. 

telvollsortimenter aus, sofern idealerweise 
beide Märkte in Abstimmung miteinander 
und in der Hand eines Betreibers betrieben 
werden. 
EDEKA Südbayern Handels Stiftung & Co. 
KG betreibt derzeit ebenso die umliegenden 
Märkte in Schwandorf, Wackersdorf und Nit-
tenau in Eigenregie und wäre daher grund-
sätzlich organisatorisch in der Lage und be-
reit beide Märkte - Bodenwöhr und Bruck in 
der Oberpfalz - zu betreiben und damit die 
Nahversorgung auch am Standort Boden-
wöhr weiterhin zu sichern.“ 
 
Damit wird eindeutig das Ergebnis des GMA-
Gutachtens bestätigt. 
 
 
 
Bezüglich der Ausführungen zur „fehlenden 
Anbindung“ wird auf die Stellungnahme der 
Regierung der Oberpfalz verwiesen die hier 
einschlägig und zutreffend ist.  
 
Seitens der höheren Landesplanungsbehör-
de kann die geplante Ausweisung des Pla-
nungsgebietes in städtebaulicher Randlage 
mitgetragen werden, nachdem von der 
Kommune mittels Standortalternativenprü-
fung nachvollziehbar und plausibel dargelegt 
wurde, dass für die geplante Ansiedlung kei-
ne geeigneten städtebaulich integrierten 
Standorte vorliegen. Einwendungen auf Ba-
sis des LEP – Ziels 5.3.2 erfolgten von der 
Regierung der Oberpfalz daher nicht. 
 
Der Eingriff wird nach aktuellen naturschutz-
rechtlichen Regelungen ausgeglichen. 
 
 
Das Einzelhandelskonzept der CIMA ist dem 
Markt Bruck nicht bekannt. 
 
Ein solcher Fall der negativen Auswirkungen 
auf ortsansässige Geschäfte ist nach den 
eingeholten Gutachten und der Stellung-
nahme des örtlichen Supermarkt-Betreibers 
auszuschließen. Um dem interkommunalen 
Abstimmung Rechnung zu tragen, hat der 
Markt Bruck das Gutachten der GMA zur 
Bewertung der Auswirkungen der Planung 
auf die Versorgungssituation der Nachbar-
gemeinde Bodenwöhr eingeholt. Das Gut-
achten der GMA ist Bestandteil der Bauleit-
planung und wurde entsprechen ausgelegt.  
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Die Verträglichkeitsprüfung der GMA Gesell-
schaft für Markt und Absatzforschung mbH weist 
offensichtliche Fehler auf (fehlende Versorger 
und Ladengeschäfte, falsche Benennung von 
vorhandenen relevanten Geschäften, usw.). 
Auch dieses Gutachten kommt zu dem Ergeb-
nis, dass der vorhandene EDEKA in Bodenwöhr 
geschwächt wird. Er schreibt dies allerdings ei-
nem Sanierungsrückstau zu, ohne auf die aktu-
elle Übernahme des Betriebs nach Insolvenz der 
Fa. Buchbauer durch EDEKA selbst hinzuwei-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Beauftragung nach der Sitzung zur frühzeiti-
gen Beteiligung, die hektische Umsetzung und 
die Auslegung ohne Vorstellung im Marktrat sind 
insgesamt weder angemessen, transparent 
noch rechtmäßig nach unserem Verständnis ei-
ner ordentlichen Bauleitplanung. 
 
Der BN lehnt in Kenntnis dieser neuen Entwick-
lung die Neuansiedlung eines Vollsortimenters 
generell ab und schließt sich vollumfänglich der 
Argumentation des Einzelhandelskonzeptes der 
Gemeinde Bodenwöhr an. 
 
Die bisher dargelegten Argumente halten wir 
aufrecht. 
 
Standort 8: Westlich Netto 
Mit der Zustimmung zum Bauvorhaben der VR 
Bank am ehemaligen Lagerhausstandort in der 
Raiffeisenstraße in der Sitzung vom 18.12.2025, 
sowie der damit verbundenen Errichtung eines 
weiteren Kindergartens im Innenbereich entfällt 
das Ausschlusskriterium der fehlenden Er-
schließung. 
 
Mit dem Kindergarten ist der Bedarf für den Inte-
rimskindergarten in Modulbauweise hinfällig. 
Selbst die Aufgabe des relativ neuen Kindergar-
tens Theresia wurde von Ihr in der Sitzung an-
gedeutet. 
 

Dieses Gutachten kommt eindeutig zu fol-
gendem Schluss: 
 
„Grundsätzlich wird der Sicherung des Stan-
dortes in Bodenwöhr jedoch auch mit der 
Entwicklung in Bruck i. d. Oberpfalz ausrei-
chend Entwicklungspotenzial zur Verfügung 
stehen: mit der Entwicklung des Grundver-
sorgungsstandortes in Scharnierlage Bruck i. 
d. Opf. werden rd. 13 % der zur Verfügung 
stehenden Kaufkraft am Standort Boden-
wöhr gebunden (vgl. hier Umsatzprognose 
S. 14 der Stellungnahme). Dies bedeutet, 
dass noch über 9 Mio. € Kaufkraft (Kaufkraft 
in Bodenwöhr i. H. von 10,7 Mio. € abzgl. der 
an den Planvorhaben Bruck abfließende 
Kaufkraft i. H. von 1,4 Mio. € = 9 Mio. €) für 
eine Sicherung der Grundversorgung in Bo-
denwöhr selbst zur Verfügung steht.“ 
 
Die Transparenz ist durch die Vollständigen 
Unterlagen im Zuge der öffentlichen Ausle-
gung gegeben. 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Standort 8 ist verkehrlich nicht erschlossen. 
Hier wird auf die Ausführungen zur Stellung-
nahme der Regierung der Oberpfalz verwie-
sen. Darin wird zum Standort 8 nochmals 
ausdrücklich Stellung genommen. Diese 
Stellungnahme ist auch hier einschlägig.  
 
Es ist festzustellen, dass es keinen Be-
schluss des Marktrates zur weiteren Zukunft 
des Kindergartens St. Theresia gibt, ge-
schweige denn konkrete Planungen, der 
Kindergarten ist aktuell voll belegt und wird 
auch in den kommenden Jahren zur Kinder-
betreuung dringend benötigt. Eine geänderte 
Situation ist daher nicht ersichtlich. 
Die Alternativenprüfung bewertet hier im Üb-
rigen gar nicht die Situation des Kindergar-
tens, sondern dass eine Zufahrt über das 
Areal des Netto-Marktes nicht möglich ist. 
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Damit entfällt der Entscheidende Ausnahme-
grund für die Neuansiedlung im Außenbe-
reich klar und eindeutig. Nach unserem Er-
messen ist alleine aus diesem Grunde schon 
der Stop dieses Verfahrens gegeben. 
 
4. Verkehrliche Erschließung 
Die von der Gemeinde vorgetragenen Argumen-
te zu den vielen Bedenken DURCH die Verlage-
rung des Verkehrs auf andere Verkehrswege 
und Unfallschwerpunkte werden ignoriert und 
durch immer gleiche Textbausteine ersetzt. Die-
se Textbausteine beschränken sich darauf, den 
Verkehr an der Kreuzung am Standort durch 
den Umbau als künftig sicherer darzustellen. 
Das ist nicht einleuchtend und noch weniger ak-
zeptabel. 
 
Selbst die Androhung des Staatlichen Bauam-
tes, dass bei einer eventuellen Unfallhäufung die 
komplette Zufahrt geschlossen wird, wird ledig-
lich stereotyp „zur Kenntnis“ genommen. 
 
Dabei sind die Folgen der Schließung dieser Zu-
fahrt von gravierender Bedeutung, denn die 
große Siedlung kann dann nur noch über eine 
einzige enge und noch dazu einspurige Zufahrt 
erreicht werden. Dabei wird vom Staatlichen 
Bauamt klargestellt, dass die sich ergebenden 
Kosten einer Schließung der bisherigen Zufahrt 
einzig und allein die Marktgemeinde Bruck zu 
tragen hat. 
 

 
 
 
5. Natur- und Umweltbelange 
Die vom BN genannten Bedenken werden abge-
tan, der Hinweis auf Verschlechterung der land-
wirtschaftlichen Nutzung abgewiesen. Die glei-
chen Bedenken beim BBV jedoch anerkannt 
aber als akzeptabel eingestuft. 

Dies gilt unverändert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Planung und Umsetzung einer Links-
abbiegespur und den geplanten verkehrs-
rechtlichen Änderungen bzgl. Abbiegevor-
gängen wird die Verkehrssicherheit an die-
sem Kontenpunkt verbessert. 
 
Vom Staatlichem Bauamt besteht Einver-
ständnis mit der Planung (vgl. Stellungnah-
me vom 13.02.2026). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
durch die bestehenden überörtlichen Ver-
kehrswege um einen bereits vorbelasteten 
Standort. 
 
Der Verlust an landwirtschaftlicher Nutzflä-
che ist bei vorliegender Planung in Abwä-
gung aller Belange als vertretbar zu erach-
ten.  
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Der BN bleibt dabei, die Natur- und die Umwelt 
nehmen nachhaltig Schaden, der in keinster 
Weise ausreichend kompensiert wird. 
 
Die bisher dargelegten Argumente halten wir 
aufrecht. 
 
Fazit: 
Die geplante Bebauung im Außenbereich ist ab-
solut nicht mehr zeitgemäß und zukunftsfähig. 
Die Auswirkungen auf Natur, Umwelt, Landwirt-
schaft, den Einzelhandel vor Ort sind erheblich 
und werden im gesamten Grundzentrum mit Bo-
denwöhr nachhaltig verschlechtert. 
 

 
Darüber hinaus wird auf die Abwägung vom 
18.12.2025 verwiesen. 
 
An der Planung wird festgehalten.  
Die genannten Belange wurden geprüft und 
mit Gutachten belegt, so dass keine negati-
ven Auswirkungen durch das Vorhaben zu 
erwarten sind. 
 

 

• Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e. V. (LBV), Schreiben 
vom 05.02.2026 

Der Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern e.V. (LBV) hat folgende Stel-
lungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Landesbund für Vogel- und Na-
turschutz in Bayern e.V. (LBV) vom 05.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Be-
schluss: 

Stellungnahme des Landesbund für Vogel- und 
Naturschutz in Bayern e.V. (LBV) vom 
05.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Der LBV gibt zum obigen Verfahren (Änderung 
FNP mit paralleler Aufstellung BPl) fristgerecht 
folgende Stellungnahme ab: 
 
1. Auslegungsfristen 
Zum gegenständlichen Verfahren wurden ver-
schiedene Bekanntmachungen veröffentlicht, 
einmal zur FNP-Änderung und einmal zur Auf-
stellung des Bebauungsplans. Obwohl die bei-
den Verfahren parallel geführt werden, sind hier 
abweichende Auslegungsfristen (FNP 
15.01.-16.02.2026 bzw. BPl 13.01.-13.02.2026) 
veröffentlicht. Dies ist nicht nachvollziehbar und 
erscheint willkürlich. 
 
2. Stellungnahme und Abwägung Frühzeitige 
Beteiligung 
Wir halten die Erwiderung und Abwägung unse-
rer Stellungnahme nicht für sachgerecht. Es fin-
det keine inhaltliche Auseinandersetzung der 
vorgetragenen Kritikpunkte statt. 
 
Dieser Eindruck verfestigt sich weiter, da keiner-
lei Änderungen an der vorgelegten Planunterla-
gen gegenüber der Frühzeitigen Beteiligung zu 

 
 
 
 
Zu 1. 
Obwohl der Flächennutzungsplan im Paral-
lelverfahren geändert wird, handelt sich um 
zwei eigenständige Verfahren. Ein sind da-
her keine exakt gleichen Auslegungsfristen 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
Zu den vorgetragenen Punkten wurde im 
Zuge der Abwägung zur frühzeitigen Beteili-
gung jeweils Stellung genommen. (vgl. Ab-
wägung, Punkt 7 vom 18.12.2025) 
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erkennen sind. Lediglich die Anlage 10 („Ent-
wicklung eines Grundversorgungsstandortes in 
Bruck“) wurde neu vorgelegt. 
 
Wir erhalten weiterhin unsere grundsätzliche Kri-
tik und Ablehnung des Vorhabens aufrecht. 
 
3. Ermittlung des Bedarfs 
Wir weisen darauf hin, dass die Höhere Landes-
planungsbehörde im Rahmen der Frühzeitigen 
Beteiligung keine Vereinbarkeit mit den Zielen 
von Raumordnung und Landesplanung erken-
nen konnte und einen Zielverstoß hinsichtlich 
der Verkaufsfläche (LEP Ziel 5.3.3) geltend 
machte. 
Die Fachbehörde hält das Vorhaben für „geeig-
net, über das raumverträgliche Maß hinaus 
Kaufkraft von den benachbarten Zentralen Orten 
abzuschöpfen und selbst innerhalb des Ver-
flechtungsbereichs des gemeinsamen Grund-
zentrums vorhandene Nahversorgungsstandorte 
(in Bodenwöhr) zu gefährden.“ (Quelle: Abwä-
gungstabelle, S. 6/7) 
Die Landesplanungsbehörde stellt die Bedenken 
„im Hinblick auf eine etwaige Gefährdung der 
Nahversorgungsstrukturen in Bodenwöhr [… zu-
rück], wenn das Projekt von den beiden die 
Grundversorgung tragenden Gemeinden (Bruck 
und Bodenwöhr) gemeinsam mitgetragen wird.“ 
(Quelle: Abwägungstabelle, S. 9). 
 
Jedoch hat der Gemeinderat Bodenwöhr in sei-
ner Stellungnahme das Vorhaben des Markts 
Bruck einstimmig abgelehnt. Es wird hierbei ins-
besondere Bezug genommen auf eine Studie, 
die von der Beratungsgesellschaft CIMA für die 
Gemeinde Bodenwöhr vorgelegt wurde. Diese 
bestätigt die Sorge vor Kaufkraftabflüssen aus 
Bodenwöhr, in deren Folge ein örtlicher Nahver-
sorger schließen müsste (vgl. MZ, 30.01.2026). 
Darüber hinaus werden in der CIMA-Studie me-
thodische Schwächen des „Auswirkungsgutach-
tens“ der Vorhabensträgers vorgetragen. 
 
Aus hiesiger Sicht kann eine Übereinstimmung 
mit den Zielen der Raumordnung und Landes-
planung nicht hergestellt werden. 
 
4. Anbindegebot 
Aus den unter 3. genannten Gründen können 
auch keine Ausnahmen vom Anbindegebot ab-
geleitet werden. Darüber hinaus widerspricht ei-
ne Ansiedlung eines Einzelhandels an diesem 
Standort den Anforderungen an eine Nahver-
sorgung, die wohnortnah, zentral und fuß-läufig 
sein muss. 

 
 
 
 
Die Abwägung zur Stellungnahme wird wei-
terhin aufrechterhalten. 
 
Zu 3. 
Aus diesem Grund wurden die Unterlagen 
mit einer Auswirkungsanalyse ergänzt, in 
dieser die Verträglichkeit des Vorhabens ge-
prüft wurde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Bezüglich der Ausführungen zur Landes- 
und Regionalplanung wird auf die Stellung-
nahme der Regierung der Oberpfalz verwie-
sen die hier einschlägige und zutreffend ist.  
 
Seitens der höheren Landesplanungsbehör-
de kann die geplante Ausweisung des Pla-
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Die Fachstellungnahme des Straßenbauamtes 
im Rahmen der Frühzeitigen Beteiligung weist 
auf die enormen Probleme hinsichtlich einer 
Straßenerschließung hin. 
 
 
 
 
 
 
5. Bebauungsplan (Planzeichnung) 
Wie schon unter 2. erwähnt wurden unsere Hin-
weise zur Grünordnung in keinster Weise be-
rücksichtigt. Eine völlig ungeeignete Pflanzliste 
wird weiterhin vorgelegt. Wir halten die Festle-
gung verbindlicher Pflanzstandorte für erforder-
lich (vgl. Anlage, Kap. 4.6). 
 
Auch bei den textlichen Ausführungen zum in-
ternen Ausgleich wurden keine Hinweise auf die 
Pflege aufgenommen. Es muss dringend eine 
Aussage zu Art und Zeitpunkt der Mahd festge-
legt werden. 
 
 
Weiterhin fehlt eine kartografische Darstellung 
der externen Ausgleichsmaßnahme in der Ge-
markung Schönach, LK Regensburg (sowie 
Festsetzungen zur Pflege). Dies ist wesentlicher 
Teil der Planurkunde. 
 
6. Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
(saP) 
Das Untersuchungsgebiet erstreckt sich lediglich 
auf den Geltungsbereich des Bebauungsplanes. 
Dies ist nicht sachgerecht, da das Vorhaben 
nach Norden hin direkt in die umgebende Land-
schaft übergeht und dort keine Barrieren in Form 
von Straßen bestehen. 
 
Weiterhin fehlen jegliche Informationen zum 
Zeitpunkt, Anzahl und Umfang der Begehungen. 
Lediglich ein Zeitraum für „Begehungen“ wurde 
genannt. Ebenso offen bleibt, wer als verant-
wortlicher Gutachter die saP (Anlage 06) durch-
geführt hat. 
 
Im Eingriffsgebiet sowie in dessen Nahbereich 
ist mit hoher Wahrscheinlichkeit mit Feldlerchen 
zu rechnen (Alauda arvensis). Es sind nur weni-
ge Gehölze vorhanden, von denen potenziell ei-
ne gewisse Meidungswirkung zu erwarten wäre. 
 
Die pauschale Aussage (vgl. S. 11) „für alle po-
tenziell betroffenen Brutvogelarten des Plange-
biets besteh[e] die Möglichkeit, in benachbarte 

nungsgebietes in städtebaulicher Randlage 
mitgetragen werden, nachdem von der 
Kommune mittels Standortalternativenprü-
fung nachvollziehbar und plausibel dargelegt 
wurde, dass für die geplante Ansiedlung kei-
ne geeigneten städtebaulich integrierten 
Standorte vorliegen. Einwendungen auf Ba-
sis des LEP – Ziels 5.3.2 erfolgten von der 
Regierung der Oberpfalz daher nicht. 
 
Zu 5. 
Die Pflegehinweise wurden in den Festset-
zungen ergänzt. 
 
Es ist die Mindestanzahl an Bäumen mit ent-
sprechender Pflanzqualität festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die externe Ausgleichsfläche ist im Aus-
gleichsflächenplan dargestellt, der als Anla-
ge Bestandteil des Bebauungsplanes ist. 
 
 
 
Zu 6. 
Die saP wurde nach Vorgaben des Bayeri-
schen Landesamtes für Umwelt erstellt. 
Die entsprechenden Vorgaben sind hier ein-
schlägig und wurden eingehalten.  
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Lebensräume umzusiedeln“, ist fachlich und 
rechtlich nicht zu halten. 
 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
misst demnach dem Lebensraumverlust für die 
weitverbreiteten Vogelarten keinerlei arten-
schutzrechtliche Bedeutung zu, da diese ausrei-
chend Lebensräume an anderer Stelle zur Ver-
fügung hätten. 
Dies widerspricht aber wissenschaftlichen Er-
kenntnissen. Jede Vogelart hat eine bestimmte 
Reviergröße. Es ist davon auszugehen, dass 
gerade bei noch weitverbreiteten Vogelarten je-
der geeignete Lebensraum mit einem Revier 
besetzt ist. Wenn ein Revier verloren geht, kann 
dies nicht dadurch kompensiert werden, dass 
die Vögel, die vorher in dem zerstörten Lebens-
raum gebrütet haben, in andere Lebensräume 
ausweichen. Vielmehr ist davon auszugehen, 
dass die Gesamtpopulation durch jeden Lebens-
raumverlust geschwächt wird. 
Eine staatliche Praxis, die den Lebensraumver-
lust von weitverbreiteten Vogelarten arten-
schutzrechtlich ausblendet, verstößt gegen Art. 
5 der EU-Vogelschutzrichtlinie. 
 
Der Europäische Gerichtshof führt dazu in sei-
ner Entscheidung vom 4.3.2021 (RS C-473/19 
u. C 474/19) in den Rz. 40 und 41 Folgendes 
aus: 
„Der Gerichtshof hat auch bereits darauf hinge-
wiesen, dass die Vogelschutzrichtlinie, deren 
Anwendungsbereich sämtliche wildlebenden 
Vogelarten umfasst, die im europäischen Gebiet 
der Mitgliedstaaten, auf das der Vertrag Anwen-
dung findet, heimisch sind, in ihrem Art. 2 vor-
sieht, dass die Mitgliedsstaaten die erforderli-
chen Maßnahmen treffen, um die Bestände aller 
dieser Vogelarten auf einem Stand zu halten 
oder auf einen Stand zu bringen, der ins-
besondere den ökologischen, wissenschaftli-
chen und kulturellen Erfordernissen entspricht, 
wobei den wirtschaftlichen und freizeitbedingten 
Erfordernissen Rechnung getragen wird (vgl. in 
diesem Sinne Urteil vom 11. Juli 1996, Royal 
Society for the Protection of Birds, C 44/95, 
EU:C:1996:297, Rn. 3). 
 
Außerdem erlegt Art. 3 der Vogelschutzrichtlinie 
den Mitgliedstaaten Verpflichtungen allgemeiner 
Art auf, die darin bestehen, eine ausreichende 
Vielfalt und eine ausreichende Flächengröße der 
Lebensräume sicherzustellen, und bezieht sich 
dabei – wie auch Art. 5 dieser Richtlinie – auf al-
le unter Art. 1 dieser Richtlinie fallenden Vogel-
arten, nämlich sämtliche wildlebenden Vogelar-
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ten, die im europäischen Gebiet der Mitglied-
staaten, auf das der Vertrag Anwendung findet, 
heimisch sind.“ 
7. Begründung mit Umweltbericht 
7.1 Eingriffsermittlung 
Den Abzug von 10% Planungsfaktor auf den 
ermittelten Eingriffsbedarf lehnen wir ab. 
Die textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan 
schaffen keine wirkungsvolle Umsetzung einer 
insektenfreundlichen Beleuchtung. 
Ebenso schafft die – nicht einmal mit verbindli-
chen Pflanzorten vorgesehene Pflanzung von 
Bäumen – eine wirkungsvolle Begrünung. Damit 
die Bäume wirklich die Möglichkeit haben zu ei-
ner substanziellen Begrünung beizutragen, 
braucht es ausreichend dimensionierte Pflanzor-
te, in denen die Bäume ausreichend Substrat 
vorfinden. Eine Begrünung durch Gehölze ist 
nicht im Bebauungsplan vorgesehen. 
 
7.2 Kompensationsmaßnahmen 
Neben der internen Ausgleichsmaßnahme im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes (Fl.-Nr. 
58/2) ist eine externe Maßnahme auf Fl.-Nr. 340 
(TF) der Gmkg. Schönach, Landkreis Regens-
burg vorgesehen. 
Wir weisen darauf hin, dass sich diese externe 
Ausgleichsfläche nicht im selben Naturraum wie 
der Eingriffsort befindet. Es handelt sich hier um 
den Naturraum Dungau (064, Haupteinheit D65 
„Unterbayerisches Hügelland“). Der Eingriff fin-
det jedoch im Naturraum 070 „Oberpfälzisches 
Hügelland (Haupteinheit D62) statt. 
 
Der Umweltbericht geht nicht darauf ein, wes-
halb die Ausgleichsmaßnahmen in einem ande-
ren Naturraum liegen. Sollte es sich um Ersatz-
flächen handeln, wäre dies darzustellen. Ersetzt 
ist eine Beeinträchtigung gemäß § 15 Abs. 2 
Satz 3 BNatSchG nur, „wenn und sobald die be-
einträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in 
dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger 
Weise hergestellt sind (…)“. 
 
Die reine Flächenverfügbarkeit des Vorhabens-
trägers ist kein ausreichender Grund. 
7.3 Ausgleichsermittlung 
Die dargestellte Ermittlung des Ausgleichsum-
fangs wird widersprochen. 
Für den externen Ausgleich auf Fl.-Nr. 340 
Gmkg. Schönach wird als Ausgangszustand „In-
tensivacker (Code A11) mit 2 Wertpunkten (WP) 
angesetzt. 
 
Dieser Ausgangszustand bezieht sich fälschli-
cherweise auf den Eingriffsort, jedoch nicht auf 

 
 
 
zu 7. 
 
Festsetzungen zur insektenfreundlichen Be-
leuchtung wurden ergänzt. 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Durchgrünung ist die Mindestanzahl an 
zu pflanzenden Bäumen mit entsprechender 
Pflanzqualität, sowie die Bepflanzung der 
nicht befestigten Flächen mit Sträuchern und 
Bodendeckern festgesetzt.  
 
 
 
Der Standort der Ersatzmaßnahme wird von 
den beteiligten Naturschutzbehörden nicht 
kritisiert. 
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den Ort der geplanten Kompensation. 
Wie auf dem Luftbild (sh. Abb. 1; Quelle: Bayern 
Atlas, Screenshot 04.02.2026) unschwer zu er-
kennen ist, handelt es sich bei der geplanten 
Ausgleichsfläche um Grünland, das mindestens 
als Intensivgrünland (Code G11 oder G12) ein-
zuwerten wäre. Hier wären dann 3-5 WP anzu-
setzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1 Luftbild der geplanten externen Aus-
gleichsfläche (Fl.-Nr. 340 TF, Gmkg. Schön-
bach) 
 
Darüber hinaus wird bei der Darstellung des 
Ausgangszustands („Ausgleichsberechnung 
Straße“) von einem „Intensivacker (Code A11, 2 
WP) ausgegangen. In der Eingriffsermittlung 
(vgl. S. 20, Anlage 04) wird der Ausgangszu-
stand aber mit G11 bewertet (3 WP). 
 
In beiden Fällen führt dies im Ergebnis dazu, 
dass die angestrebte Aufwertung um 9 WP nicht 
erreicht werden kann. Die Ausgleichsberech-
nung ist somit nicht haltbar und muss neu vorge-
legt werden. 
 
8. Zusammenfassung 
Der LBV lehnt die flächenintensive Ausweisung 
eines Vollsortimenters im nicht angebundenen 
Außenbereich weiterhin entschieden ab. Der 
Änderung des Flächennutzungsplanes sowie 
der Aufstellung des Bebauungsplanes „Sonder-
gebiet Einzelhandel an der Schöngraser Straße“ 
wird widersprochen. 
 
Aus unserer Sicht ist der Bedarf nicht schlüssig 
nachgewiesen, vielmehr sind Kaufkraftabflüsse 
aus der Nachbargemeinde Bodenwöhr zu erwar-
ten. Ausnahmen vom Anbindegebot sind nicht 
möglich. 
 

 
 
 
 
 
Die Ersatzfläche wurde als Ackerfläche 
(A11) genutzt. Siehe Luftbild Stand 2023 un-
ten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Luftbild (Stand 2023) der geplanten externen 
Ausgleichsfläche (Fl.-Nr. 340 TF, Gmkg. 
Schönbach) 
 
Bei der Ausgleichs- und der Eingriffsberech-
nung für die Straßenerweiterung wird von in-
tensiv genutztem Grünland (G11) ausge-
gangen. 
 
 
 
Die Aufwertung um 9 WP ist richtig.  
Acker (A11/2WP) wird in artenreiche Säume 
und Staudenfluren (K133/11WP) gewandelt 
= 9 WP Aufwertung. 
 
 
 
Die Gemeinde Bruck i.d.Opf. hält an der 
Planung fest. 
 
Die Ausführungen sind wie oben beschrie-
ben korrekt durchgeführt. 
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Der angestrebte Ausgleich findet nicht im selben 
Naturraum statt. Die Berechnung des Aus-
gleichsumfangs ist fehlerhaft. Die dargestellte 
Aufwertung im Rahmen der Kompensation ist 
nicht möglich. 

 

• Jagdgenossenschaft, Schreiben vom 11.02.2026 

Die Jagdgenossenschaft Schöngras-Kölbldorf hat folgende Stellungnahme abgege-
ben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme der Jagdgenossenschaft Schöngras-
Kölbldorf vom 11.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme der Jagdgenossenschaft Schön-
gras-Kölbldorf vom 11.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Als Jagdgenossenschaft Schöngras-Kölbldorf 
sind wir direkt vom Verfahren betroffen und 
möchten hiermit fristgerecht unsere Stellung-
nahme abgeben. 
 
Die Jagdgenossenschaft, vertreten durch die 
Vorstände Franz Rester und Josef Kagerer, 
lehnt das geplante Bauvorhaben weiterhin voll-
ständig und umfänglich ab. 
 
Begründung: Die vorgetragenen Einwendungen 
wurden pauschal und ohne konkrete fachliche 
Begründung als „geringfügig“ abgehandelt. Eine 
sachliche Auseinandersetzung mit den einzel-
nen Einwendungen in einer öffentlichen Sitzung 
fand nicht statt. 
 
Die Ausübung der Jagd und die natürliche Ent-
wicklung von Flora und Fauna wird durch die 
ungebremste und andauernde Ansiedlung von 
Bebauung im Außenbereich seit Jahren schlech-
ter. Die in unserer Auflistung angeführten Grün-
de sind keine Vermutungen sondern begründen 
sich aus praktischen Erfahrungen. 
 
Nach dem Vorstellen des Gutachtens der Ge-
meinde Bodenwöhr zur Entwicklung des Einzel-
handels ist die geplante Ansiedlung verschiede-
ner Verkaufsflächen für Lebensmittel westlich 
der Umgehungsstraße 2150 nicht nur überflüs-
sig, weil die Bedarfe aktuell gedeckt sind, son-
dern auch schädlich für die Läden im Innenbe-
reich beider Gemeinden in Bruck und Boden-
wöhr. 
 
Es ist somit zu erwarten, dass Bürger, die Ihre 
Getränke, Schreibwaren und Textilien in den 
Ortsmitten gekauft haben und den Vollsortimen-
ter EDEKA genutzt haben nun zum neuen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Abwägung zu den Stellungnahmen der 
frühzeitigen Beteiligung wurde in öffentlicher 
Sitzung am 18.12.2025 durchgeführt. 
 
 
 
 
Die Verträglichkeit des Vorhabens in Bezug 
auf Flora und Fauna wurde durch eine Spe-
zielle Artenschutzrechtlich Prüfung unter-
sucht, erforderliche Vermeidungsmaßnah-
men sind festgesetzt. Weiterhin ist die Ver-
träglichkeit des Vorhabens im Umweltbe-
richt bewertet. 
 
Die Verträglichkeit des Vorhabens wurde 
durch die beigefügte Auswirkungsanalyse 
belegt. 
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Standort ausweichen. 
Die zusätzlichen Verkehre werden also alle un-
sere angeführten Bedenken noch wahrscheinli-
cher eintreten lassen. 
 
Die Jagdgenossenschaft Schöngras hält daher 
Ihre Einwendung vom 10.12.2025 weiterhin auf-
recht und lehnt die Stellungnahme der Gemein-
de dazu als nicht nachvollziehbar und widerlegt 
ab. 
 

 

• Handwerkskammer Niederbayern - Oberpfalz, Schreiben vom 09.02.2026 

Die Handwerkskammer Niederbayern - Oberpfalz hat folgende Stellungnahme abge-
geben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme der Handwerkskammer Niederbay-
ern - Oberpfalz vom 09.02.2026 zur Kenntnis und fasst folgenden Beschluss: 

Stellungnahme der Handwerkskammer Nieder-
bayern - Oberpfalz vom 09.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz 
wird als Träger öffentlicher Belange erneut im o. 
g. Verfahren um eine Stellungnahme gebeten. 
 
Mit vorangegangener bereits erfolgter Beteili-
gung haben wir Anmerkungen und Hinweise 
zum Verfahren abgegeben. Zwischenzeitlich 
ggf. erfolgte Ergänzungen der Planunterlagen 
sowie übermittelte Beschlüsse bzw. Hinweise zu 
eingegangenen Stellungnahmen wurden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Ergänzend möchten wir noch folgende Anmer-
kungen und Hinweise weitergeben. 
 
Die in den Planunterlagen vorgelegte Expertise 
zur überörtlichen Raumbedeutsamkeit der Ge-
sellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH 
(08.01.2026) weist in ihren Ausführungen in un-
terschiedlichen Passagen mehrmals auf ansäs-
siges Lebensmittelgewer-
be/Nahrungsmittelhandwerk bzw. Spezialanbie-
ter sowie deren Betroffenheit explizit hin. 
 
Auch deshalb möchten wir nochmals zusam-
menfassend darauf hinweisen: Die Zulassung 
von großflächigen Einzelhandelsgroßprojekten 
sollte gleichzeitig grundsätzlich nicht den Erhalt 
flächendeckender Strukturen für eine verbrau-
chernahe Versorgung, insbesondere auch im 
Bereich der Nahversorgung, sowie lebendige 
Zentren — sowohl im Gemeindegebiet als auch 
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in umliegenden Gemeinden und Ortszentren — 
gefährden. 
 
Bei der Entwicklung von sogenannten Einzel-
handelsgroßprojekten ist somit grundsätzlich 
auch den Vorgaben des Landesentwicklungs-
programms Bayern (LEP) zu folgen. 
 
Den Planungen liegen keine betreffenden erheb-
lichen Bedenken vor, insofern für das geplante 
Vorhaben die landesplanerischen Vorgaben 
eingehalten werden und keine negativen Folgen 
für bereits bestehende Versorgungsstrukturen 
zu erwarten sind. 
 
Eine Zustimmung zum Verfahren setzt auch vo-
raus, dass keine bekannten betrieblichen Belan-
ge und/oder Einwendungen dem Verfahren ent-
gegenstehen. 
 
Weitere Informationen zu den Planungen liegen 
uns aktuell nicht vor. Wir bitten Sie, uns im wei-
teren Verfahren zu beteiligen und nach § 3 Abs. 
2 BauGB über das Ergebnis zu informieren. 
 

 
 
 
Das Vorhaben ist landesplanerisch zulässig, 
hierzu wird auf die positive Stellungnahme 
der Regierung der Oberpfalz verwiesen.   
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Negative 
Auswirkungen auf bestehende Versor-
gungsstrukturen sind nicht zu erwarten. 
 
 
 
 
Die Bedenken und/oder Einwendungen zum 
Verfahren können wie beschrieben ausge-
räumt werden. 

 

• Wasserwirtschaftsamt Weiden, Schreiben vom 09.02.2026 

Das Wasserwirtschaftsamt Weiden hat folgende Stellungnahme abgegeben. 

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Weiden 
vom 09.02.2026 zur Kenntnis. Der Marktgemeinderat stellt fest, dass die Stellung-
nahme vom 18.11.2025 aufrechterhalten wird und keine neuen Einwände eingegan-
gen sind. Der Marktgemeinderat verweist auf den Beschluss zur Abwägung der Stel-
lungnahme vom 18.12.2025 und hält diesen aufrecht. 

Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Weiden vom 09.02.2026 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 

Zur erneuten Beteiligung in o. g. Verfahren 
möchten wir auf unsere Stellungnahme vom 
18.11.2025 verweisen. Die neu vorgelegten Un-
terlagen erfordern aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht keine Ergänzung. Wir bitten um Kenntnis-
nahme. 
 
Das Landratsamt Schwandorf erhält einen Ab-
druck des Schreibens. 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
Die Abwägung zur Stellungnahme vom 
18.11.2025 wird weiterhin aufrechterhalten. 

Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes 
Weiden vom 18.11.2025 

Stellungnahme / Abwägung der Gemeinde 
vom 18.12.2025 

Bezüglich des vorliegenden Verfahrens möchten 
wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt 
Stellung nehmen. 
 
1. Altlasten 

 
 
 
 
Der Hinweis zu den Altlasten wird zur 
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Im Vorhabenbereich liegen keine Anhaltspunkte 
auf Altlasten bzw. schädlicher Bodenverände-
rungen vor. Bei auftretenden Auffälligkeiten be-
steht eine Mitteilungspflicht gemäß Art. 1 Bay-
BodSchG gegenüber dem Landratsamt 
Schwandorf sowie dem Wasserwirtschaftsamt 
Weiden. 
 
2. Grundwasser- und Bodenschutz 
2.1 Öffentliche Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung ist über die bestehenden 
Versorgungsanlagen sicherzustellen. 

Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zur öffentlichen Wasserversor-
gung wird zur Kenntnis genommen. 

Wasser- und Heilquellenschutzgebiete für die öf-
fentliche Trinkwasserversorgung sowie Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete sind nicht betroffen. Da-
her bestehen aus dieser Sicht keine grundsätzli-
chen Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
2.2 Grundwasser - Hinweise zu Zisternen 
Die Untergrundverhältnisse sollten im Rahmen 
einer Baugrunduntersuchung vorab geklärt wer-
den. Angesichts des voranschreitenden Klima-
wandels empfehlen wir den Bau großräumiger 
Regenwasserzisternen und die ortsnahe Versi-
ckerung von unverschmutztem Niederschlags-
wasser. Regenwasserzisternen können, neben 
der Grauwassernutzung, auch den Zweck der 
Rückhaltung und Grünflächenbewässerung er-
füllen. 
 
2.3 Bodenschutz 
Hinsichtlich der bodenschutzrechtlichen Vorga-
ben sind folgende Punkte zu beachten: 
 
- Mit Grund und Boden soll sparsam und 

schonend umgegangen werden (§ 1a Abs. 2 
BauGB). Bereits im Planungsprozess sollte 
daher ein Bodenmanagementkonzept entwi-
ckelt werden. Im Zuge der Baugrunderkun-
dung für die Erschließung wird angeraten, 
dazu orientierende Bodenuntersuchungen 
durchzuführen. Aus dem Konzept soll die 
Strategie zur Bodenverwertung für das ge-
samte Planungsgebiet ersichtlich sein. 

 
- Bei Aufschüttungen mit Materialien sowie 

Abgrabungen sind die bau-, bodenschutz- 
und abfallrechtlichen Vorgaben einzuhalten. 

 
- Für Auffüllungen im Bereich der Gartennut-

zung ist eine durchwurzelbare Bodenschicht 
herzustellen, die die bodenschutzrechtlichen 
Anforderungen einhält. 

 
- Sofern Stellplätze vorgesehen sind, sollten 

diese vorzugsweise aus wasserdurchlässi-

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis zum Grundwasser wird beach-
tet, entsprechende Ausführungen sind in 
den Textlichen Hinweisen (Punkt A und B) 
enthalten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei Aus-
führung beachtet. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei Aus-
führung beachtet. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei der 
Ausführung soweit keine anderen Belange 
entgegenstehen beachtet. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei Aus-
führung beachtet. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei Aus-
führung beachtet. 
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gen Belägen bestehen. 
 
- Zum Schutz des Mutterbodens und für alle 

anfallenden Erdarbeiten sind hinsichtlich des 
sachgemäßen Umgangs mit Bodenmaterial 
die Normen DIN 18915 und DIN 19731 zu 
beachten. 

 
- Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige 

Unterboden sind zu schonen, bei Baumaß-
nahmen getrennt abzutragen, fachgerecht 
zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schüt-
zen und wieder seiner Nutzung zuzuführen. 
Die Bodenmieten sollen nicht befahren wer-
den. 

 
3. Niederschlagswasser- / Abwasserbeseitigung 
Mit der geplanten Abwasserbeseitigung im 
Trennsystem (Versickerung des Niederschlags-
wassers) besteht Einverständnis. Die dazu er-
lassenen einschlägigen technischen Regelwerke 
(NWFreiV, DWA- A138) sind dabei zu beachten. 
 
4. Oberflächengewässer / Wild abfließendes 
Oberflächenwasser 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes be-
findet sich außerhalb des vom Landesamt für 
Umwelt (LfU) ausgewiesenen wassersensiblen 
Bereichs. Oberflächengewässer befinden sich 
nicht in der näheren Umgebung, sodass Auswir-
kungen/Gefahren auf das Gewässer bzw. vom 
Gewässer ausgehend ausgeschlossen werden 
können. 
 
Starkregenereignisse und daraus resultierende 
Gefahren durch wild abfließendes Oberflächen-
wasser für bebaute Bereiche können jedoch 
grundsätzlich überall auftreten. Es ist dabei un-
erheblich, ob die Bebauung in der Nähe eines 
Gewässers liegt. 
 
In der Siedlungswasserwirtschaft sind Nieder-
schlagswasserkanalsysteme üblicherweise auf 
die Ableitung von 1-jährigen und Rückhaltebe-
cken auf die Ableitung von 3 bis 5-jährigen Re-
genereignisse bemessen. Bei Starkregenereig-
nissen können diese Abflussmengen erheblich 
überschritten werden, so dass eine schadlose 
Ableitung nicht möglich ist und das System 
überlastet wird. Das Niederschlagswasser fließt 
dann oberirdisch über vorhandene Oberflächen-
strukturen ab. Die Fußbodenoberkante der Ge-
bäude sollten deshalb grundsätzlich auf die 
Fahrbahnoberkanten der Erschließungsstraßen 
abgestimmt werden. 
 

 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen, die nachge-
lagerte Entwässerungsplanung erfolgt nach 
den aktuellen Regeln der Technik. 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. Gefahren 
aus wild abfließendem Oberflächenwasser 
sind aufgrund der besehenden topografi-
schen Lage nicht zu erwarten. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Entsprechende Nachweise werden im 
Rahmen der Genehmigungsplanung er-
bracht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und bei der 
Entwässerungsplanung berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Empfehlung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Der Verweis auf die Arbeitshilfe „Hochwas-
ser- und Starkregenrisiken in der Bauleit-
planung wird zur Kenntnis genommen und 
beachtet. 
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Nach der Hinweiskarte Oberflächenabfluss und 
Sturzflut (vgl. www.umweltatlas.bayern.de/) wird 
westlich des geplanten Gebietes ein „erhöhter 
Abfluss“ erwartet. Dieser zweigt zwar nach der 
Karte noch vor dem vorgesehenen Bebauungs-
plangebiet in Richtung Norden ab. Es ist jedoch 
zu erwarten, dass die entlang der „Schöngraser 
Straße“ parallel verlaufende Straßenentwässe-
rung bei einem Starkregenereignis überlastet 
und sich das Wasser entlang des von West 
nach Ost verlaufenden Hanges im Bebauungs-
plangebiet ausbreiten wird. Wir empfehlen daher 
zum Schutz der Bebauung entsprechende 
Rückhalte- und/oder Ableite-Einrichtungen, um 
das anfallende Niederschlagswasser schadlos 
abführen zu können. 
 
Neben der hochwasserangepassten Errichtung 
wird außerdem der Abschluss von Gebäude- 
und Hausratversicherung gegen Elementar-
schäden empfohlen. 
 
Auf die Arbeitshilfe „Hochwasser- und Starkre-
genrisiken in der Bauleitplanung“ des StMB und 
des StMUV 
(https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwir
tschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf) sowie 
die „Hochwasserschutzfibel“ (Stand März 2015, 
herausgegeben vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
(BMUB), Link: 
www.bmub.bund.de/P3275/) wird nachdrücklich 
hingewiesen. 
 
5. Zusammenfassung 
Von Seiten des Wasserwirtschaftsamtes Weiden 
besteht mit den vorgelegten Unterlagen im Be-
bauungsplanverfahren grundsätzlich Einver-
ständnis. Das Landratsamt Schwandorf erhält 
einen Abdruck dieses Schreibens. 
 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 

 
 
 
 
 
 
Das grundsätzliche Einverständnis von Sei-
ten des Wasserwirtschaftsamtes wird zur 
Kenntnis genommen. 
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